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Zum Weihnachtsfest 
im Jubiläumsjahr 2025

Als Pilger der Hoffnung 

sind wir unterwegs 

mit Maria und Josef nach Bethlehem,

mit den Hirten zu den himmlischen Feldern,

mit den Drei Weisen aus dem Osten, dem Stern folgend.

Unterwegs wie Abraham, der einst seine Heimat verließ,

wie Josef, der nach Ägypten zog,

wie Mose, der das Volk durch die Wüste führte, ins gelobte Land.

Unterwegs kommt der Herr der Geschichte zur Welt,

wird Mensch in dem Kind in der Krippe,

und spricht uns zu:

Fürchtet euch nicht, ich bin mit Euch unterwegs,

ich bin bei Euch bis zum Ende der Welt.

Dass Sie und Ihre Familien 
diese begleitende Gegenwart unseres Herrn Jesus Christus erfahren mögen, 

das wünsche ich Ihnen zu diesem Weihnachtsfest 2025.

Dr. Klaus Krämer 
Bischof
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Bischöfliches Ordinariat

BO-Nr. 4622 – 29.10.2025  
PfReg. M 11.7 und H 7.4b

Kinder helfen Kindern: der „Weltmissionstag 
der Kinder 2025“ („Krippenopfer“)

Mit dem Weltmissionstag der Kinder, der weltweit be-
gangen wird, lädt das Kindermissionswerk ,Die Stern-
singer‘ Kinder in Deutschland ein, durch eine persönli-
che Spende die Lebenssituation von Kindern auf anderen 
Kontinenten zu verbessern. Unter dem Motto „Kinder 
helfen Kindern“ wird aus vielen kleinen Gaben eine 
große Hilfe für Kinder weltweit.
Die Kollekte zum Weltmissionstag der Kinder wird ge-
halten an einem Tag zwischen Weihnachten und dem 
Hochfest Erscheinung des Herrn, den die Pfarrgemein-
den bestimmen können (26. Dezember 2025 – 6. Januar 
2026). Hierzu stellt das Kindermissionswerk einen Bas-
telbogen mit Spendenkästchen und Krippenlandschaft, 
ein Begleitheft mit einer Vorlesegeschichte für Kinder 
und Familien sowie ein Aktionsplakat bereit. Das aktu-
elle Beispielland ist Bangladesch. Eine katechetische 
Arbeitshilfe mit Tipps zum Einsatz der Materialien in 
Schulen, Kindertagesstätten und Gemeinden wird online 
angeboten: sternsinger.de/wmt 
Wir bitten, die Kollekte zum Weltmissionstag der Kinder 
mit dem Hinweis auf das Kindermissionswerk ,Die 
Sternsinger‘ auf dem üblichen Weg an die Bistumskasse 
zu überweisen. Ebenso bitten wir, das „Krippenopfer“, 
das in vielen Gemeinden üblich ist, als solches zu ver-
merken. Hierbei ist auf den Unterschied zur Bischöf
lichen Aktion Adveniat zu achten. Auf die Aktion Drei-
königssingen (Sternsingeraktion), die hiervon ebenfalls 
zu unterscheiden ist, wird in besonderen Ankündigun-
gen hingewiesen.
Der Ertrag der Kollekte ist von den Pfarrgemeinden 
innerhalb von 14 Tagen zu überweisen an:
Bistum Rottenburg-Stuttgart
Volksbank in der Region eG
IBAN: DE48 6039 1310 0005 4040 02
BIC: GENODES1VBH
Verwendungszweck: 86102500 Krippenopfer
(+ Partnernummer der Gemeinde)
Die Materialien zum Weltmissionstag der Kinder kön-
nen kostenlos bezogen werden und sind auch im Internet 
abrufbar.
Kindermissionswerk ,Die Sternsinger‘ e. V.
Stephanstr. 35
52064 Aachen
Bestell-Telefon: 0241 4461-44
shop.sternsinger.de/
bestellung@sternsinger.de
sternsinger.de/wmt 

BO-Nr. 4677 – 03.11.2025  
PfReg. M 11.7 und H 7.4 b

Aufruf zur Kollekte für Afrika 
(Afrikatag 2026) 

„Damit sie das Leben haben“
Am 1. Januar 2026 findet in unserer Diözese die Kollekte 
für Afrika statt. Diese weltweite Kollekte ist traditionell 
mit dem Fest der Erscheinung des Herrn verbunden. Be-
reits im 19. Jahrhundert setzte die Kirche mit der Wahl 
dieses Termins ein Zeichen gegen Sklaverei und Men-
schenhandel.
In diesem Jahr lenkt die Aktion den Blick auf den Süd-
sudan und die Arbeit der SacredHeartSchwestern. Milli-
onen Menschen sind im Südsudan auf der Flucht vor 
Krieg und Gewalt – auch die Schwestern selbst mussten 
ihre Heimat im Sudan verlassen. Doch an Rückzug den-
ken sie nicht. Mit großem Engagement führen sie ihre 
Arbeit fort und stehen den Geflüchteten zur Seite. Inmit-
ten von Unsicherheit und Leid schenken sie den Men-
schen Halt, Zuversicht und das Vertrauen, dass ein Le-
ben in Würde möglich bleibt.
missio unterstützt mit den Einnahmen der Kollekte die 
Ausbildung von Novizinnen einheimischer Gemein-
schaften wie der SacredHeartSchwestern – für eine Kir-
che, die an der Seite der Menschen steht.
Wir danken Ihnen für Ihren Aufruf zur Kollekte am 
Afrikatag.
Der Ertrag der Kollekte ist von den Pfarrgemeinden 
innerhalb von 14 Tagen zu überweisen an:
Bistum Rottenburg-Stuttgart
Volksbank in der Region eG
IBAN: DE48 6039 1310 0005 4040 02
BIC: GENODES1VBH
Verwendungszweck: 86100100 Afrikatag
(+ Partnernummer der Gemeinde)

Informationen und Kontakt
Alle Pfarrämter haben Anfang Dezember von missio 
Materialien erhalten, die sie bei der Umsetzung der Afri-
kakollekte unterstützen: Aktionsplakat, Spendentüten 
zum Auslegen oder als Beilage für den Pfarrbrief. Ge-
betskarten können kostenfrei in der benötigten Anzahl 
bei missio bestellt werden.
Gerne können Sie alle Materialien zum Afrikatag direkt 
bei missio bestellen: Tel.: 0241 7507-350, 	  
bestellungen@missio-hilft.de oder im Onlineshop unter 
shop.missio-hilft.de
Weitere Informationen und alle Materialien finden Sie 
unter: missiohilft.de/afrikatag

http://www.sternsinger.de/wmt
https://shop.sternsinger.de/
mailto:bestellung@sternsinger.de
http://www.sternsinger.de/wmt
mailto:bestellungen@missio-hilft.de
https://shop.missio-hilft.de/
http://www.missiohilft.de/afrikatag
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BO-Nr. 4339 – 13.10.2025  
PfReg. M 10.4 und H 7.4 b

Gabe der Erstkommunionkinder 2026 
„Ihr seid meine Freunde!“

„Ihr seid meine Freunde!“ – unter dieses Leitwort stellt 
das Bonifatiuswerk 2026 seine Erstkommunionaktion 
und bittet um die Gabe der Erstkommunionkinder. In-
haltlich geht es bei der Erstkommunionaktion 2026 um 
die Einladung zur Mahlgemeinschaft mit Jesus. Und so 
ist die Aktion mit einem Wort Jesu aus dem Abend-
mahlssaal (Johannes 15,14) überschrieben.
Das Bonifatiuswerk fördert, was zur Bildung christli-
cher Gemeinschaft und Stärkung katholischer Gemein-
den sowie zur Vermittlung der christlichen Botschaft an 
die jungen und nachfolgenden Generationen in extremer 
Diaspora notwendig ist, unter anderem:
•	 katholische Kinder- und Jugendeinrichtungen sowie 

Wohngruppen
•	 religiöse Elementarerziehung in den katholischen 

Kindergärten in Nord- und Ostdeutschland
•	 Sakramentenkatechese sowie andere religiöse und 

diakonische Bildungsmaßnahmen
•	 Religiöse Kinderwochen (RKW)
•	 Katholische Jugend(verbands)arbeit
•	 internationale religiöse Jugendbegegnungen
•	 kirchliche Initiativen gegen Jugendarbeitslosigkeit, 

Gewalt und Missbrauch
•	 ambulante Kinderhospizdienste
•	 katholische Schulseelsorge und Studierendenseel-

sorge
Die deutschen Bischöfe haben die Bedeutung der För-
derung der Kinder- und Jugendpastoral in der Dias-
pora mit der Festlegung der Erstkommuniongabe für 
dieses Anliegen immer wieder deutlich unterstrichen. 
Deshalb bitten wir, die in der Pastoral Tätigen sowie alle 
ehrenamtlichen und hauptberuflichen Mitarbeitenden in 
der Erstkommunionvorbereitung durch ihre aktive Un-
terstützung diese zentrale Arbeit auch im Jahr 2026 mit-
zutragen. Als „Hilfswerk für den Glauben und die Soli-
darität“ ist es unser Anspruch, unsere Projektpartner mit 
„Hilfe zur Selbsthilfe“ und in zuverlässiger Kontinuität 
zu begleiten. Um helfen zu können, sind wir auf unsere 
Spenderinnen und Spender angewiesen. Aus Mitteln der 
Kinder- und Jugendhilfe des Bonifatiuswerkes werden 
Projekte in Deutschland, in Nordeuropa und im Balti-
kum gefördert. Diese Förderung ist unter anderem nur 
dank der großzügigen Gabe der Erstkommunionkinder 
möglich. Vergelt’s Gott!
Erneut hat das Bonifatiuswerk ein Begleitheft mit kate-
chetischen und liturgischen Anregungen, Projektbe-
schreibungen und Tipps zur Erstkommunionaktion 
veröffentlicht. Neben (Praxis-)Beiträgen renommierter 
religionspädagogischer und theologischer Fachleute zum 
Thema enthält der Erstkommunion-Begleiter eine Vor-
stellung des Beispielprojektes 2026. Dazu ist auf der 
Homepage des Bonifatiuswerkes auch ein Projektfilm zu 
finden, der in der Erstkommunionvorbereitung einge-
setzt werden kann. Aktuelles zur Vorbereitung liefert 
viermal im Jahr auch der Erstkommunion-Newsletter, 
der kostenfrei unter bonifatiuswerk.de/newsletter abon-
niert werden kann.
Der Versand des Erstkommunion-Paketes (Erstkom-
munionposter, Begleithefte, Spendentüten, Briefe an 
die Kommunionkinder usw.) erfolgt automatisch bis 

spätestens Februar 2026. Bereits im August 2025 
wurden die Begleithefte zum Thema „Ihr seid meine 
Freunde!“ verschickt.
Bitte überweisen Sie die Erstkommuniongabe auf das 
im Kollektenplan angegebene Konto mit dem Ver-
merk „Gabe der Erstkommunionkinder“. Vielen 
Dank!
Thema und Materialien zur Erstkommunionaktion 2027 
können bereits ab Frühjahr 2026 unter bonifatiuswerk.de 
eingesehen werden.
Sollten Ihnen die o. g. Unterlagen nicht zugegangen sein, 
wenden Sie sich bitte jederzeit und gerne an:
Bonifatiuswerk der deutschen Katholiken e. V.
Diaspora-Kinder- und -Jugendhilfe
Kamp 22, 33098 Paderborn
Telefon: 05251 2996-94
E-Mail: bestellungen@bonifatiuswerk.de
Internet: bonifatiuswerk.de

BO-Nr. 4338 – 13.10.2025  
PfReg. M 10.4 und H 7.4 b

Gabe der Neugefirmten 2026 
„#BaustelleLeben“

Die Firmaktion 2026 des Bonifatiuswerkes steht unter 
dem Leitwort „#BaustelleLeben“. Es soll die Firmbewer-
berinnen und -bewerber zusammen mit den Engagierten 
in der Katechese motivieren, sich als „Bauleute“ ihres 
Glaubens und Lebens zu erleben. Insbesondere die Zeit 
des Erwachsenwerdens ist mit körperlichen, seelischen, 
geistigen, sozialen und religiösen Um- und Aufbrüchen 
verbunden. Auch das Leben innerhalb der Familie ver-
ändert sich, was häufig zu Konflikten und Krisen führt. 
Im Sakrament der Firmung erfahren die Jugendlichen 
den Zuspruch Gottes für die Baustellen ihres Lebens: 
Der Geist beruft sie, schenkt Gemeinschaft und sendet 
sie hinaus, um die Welt und die Kirche mitzugestalten.
Auch in diesem Jahr bitten wir um die Gabe der Neuge-
firmten. Die Kinder- und Jugendhilfe des Bonifatiuswer-
kes fördert, was zur Begegnung im Glauben und zur 
Vermittlung der christlichen Botschaft an nachfolgende 
Generationen in extremer Diaspora notwendig ist. Im 
Sinne einer subsidiären Hilfe unterstützen wir in den 
deutschen, nordeuropäischen und baltischen Diaspora-
Gemeinden unter anderem:
•	 katholische Kinder- und Jugendeinrichtungen sowie 

Wohngruppen
•	 religiöse Elementarerziehung in den katholischen 

Kindergärten in Nord- und Ostdeutschland
•	 Sakramentenkatechese sowie andere religiöse und 

diakonische Bildungsmaßnahmen
•	 Religiöse Kinderwochen (RKW)
•	 Katholische Jugend(verbands)arbeit
•	 internationale religiöse Jugendbegegnungen
•	 kirchliche Initiativen gegen Jugendarbeitslosigkeit, 

Gewalt und Missbrauch
•	 ambulante Kinderhospizdienste
•	 katholische Schulseelsorge und Studierendenseel-

sorge
Die deutschen Bischöfe haben die Bedeutung der För-
derung der Kinder- und Jugendpastoral in der Dias-

http://www.bonifatiuswerk.de/newsletter
http://www.bonifatiuswerk.de/
mailto:bestellungen@bonifatiuswerk.de
http://www.bonifatiuswerk.de/
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pora mit der Festlegung der Firmgabe für dieses An-
liegen immer wieder deutlich unterstrichen. Deshalb 
bitten wir die in der Pastoral Tätigen sowie alle ehren-
amtlichen und hauptberuflichen Mitarbeitenden in der 
Firmvorbereitung, durch ihre aktive Unterstützung diese 
zentrale Arbeit auch im Jahr 2026 mitzutragen. Als 
„Hilfswerk für den Glauben und die Solidarität“ ist es 
unser Anspruch, unsere Projektpartner solidarisch und 
in zuverlässiger Kontinuität zu begleiten. Um helfen zu 
können, sind wir auf unsere Spenderinnen und Spender 
angewiesen. Aus Mitteln der Kinder- und Jugendhilfe 
des Bonifatiuswerkes werden Projekte in Deutschland, 
Nordeuropa und dem Baltikum gefördert. Diese Förde-
rung ist unter anderem nur dank der großzügigen Gabe 
der Neugefirmten möglich. Vergelt’s Gott!
Erneut hat das Bonifatiuswerk ein Firmbegleitheft mit 
Anregungen, Projektbeschreibungen und Tipps zur 
Firmaktion „#BaustelleLeben“ veröffentlicht. Der 
Firmbegleiter 2026 enthält zudem Informationen zur 
Arbeit der Diaspora-Kinder- und Jugendhilfe sowie die 
Vorstellung des Beispielprojektes 2026. Dazu ist auf der 
Homepage des Bonifatiuswerkes auch ein Projektfilm zu 
finden, der in der Firmvorbereitung eingesetzt werden 
kann. 
Der Versand des Firm-Paketes (Firmposter, Begleit-
hefte, Spendentüten, Briefe an die Gefirmten und 
Meditationsbilder) erfolgt automatisch rechtzeitig zu 
dem im Firmplan bekanntgegebenen Termin. Materi-
alhefte zur Aktion 2026 wurden Ihnen bereits im August 
2025 zugestellt.
Thema und Materialien zur Erstkommunion- und Firm-
aktion 2027 können bereits ab Frühjahr 2026 unter boni-
fatiuswerk.de eingesehen werden. 
Bitte überweisen Sie die Firmgabe auf das im Kollek-
tenplan angegebene Konto mit dem Vermerk „Gabe 
der Gefirmten“. Vielen Dank!
Sollten Ihnen die o. g. Unterlagen nicht zugegangen sein, 
wenden Sie sich bitte jederzeit und gerne an:
Bonifatiuswerk der deutschen Katholiken e. V.
Diaspora-Kinder- und -Jugendhilfe
Kamp 22, 33098 Paderborn
Telefon: 05251 2996-94
E-Mail: bestellungen@bonifatiuswerk.de
Internet: bonifatiuswerk.de

BO-Nr. 4776 – 10.11.2025  
PfReg. L 1.9 d

Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
der Diözese Rottenburg-Stuttgart über den 

Vorbereitungsdienst und die Kirchliche 
Prüfung für das Lehramt an 

allgemeinbildenden Gymnasien
Für die Ausbildung von Theologinnen und Theologen, 
die gemäß § 97 des Schulgesetzes für Baden-Württem-
berg (SchG) in der Fassung vom 1. August 1983, zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 29. Januar 2025 (GBI. 2025 
Nr. 6) zur Erteilung von Religionsunterricht an öffentli-
chen Schulen eingesetzt werden können, wird in Anleh-
nung an die Verordnung des Kultusministeriums über 
den Vorbereitungsdienst und die den Vorbereitungs-
dienst abschließende Staatsprüfung für das Lehramt 
Gymnasium (Gymnasiallehramtsprüfungsordnung – 
GymPO) vom 3. November 2015 (GBI. 2015, 918, K.u.U. 
2016 S. 44), zuletzt geändert durch Artikel 4 der Verord-
nung vom 10. Oktober 2023 (GBl. S. 389; 392), folgende 
Ordnung erlassen:

ABSCHNITT 1 
Allgemeine Vorschriften

§ 1 
Ziel der Ausbildung, Bezeichnungen

(1)	 1Im Vorbereitungsdienst werden die bildungswissen-
schaftlichen, fachwissenschaftlichen und fachdidak-
tischen Kenntnisse, Erfahrungen und Fertigkeiten 
aus der ersten Ausbildungsphase in engem Bezug 
zur Schulpraxis und auf der Grundlage der Bildungs-
pläne so erweitert und vertieft, dass der Erziehungs- 
und Bildungsauftrag als Religionslehrerin oder Reli-
gionslehrer an Gymnasien und Gemeinschaftsschulen 
erfolgreich und verantwortlich erfüllt werden kann. 
2Berücksichtigt werden dabei insbesondere die inter-
kulturelle Kompetenz, die Medienkompetenz und 
-erziehung, Kenntnisse und Fertigkeiten im Bereich 
Prävention und Gesundheitsförderung sowie die 
Themen Bildung für nachhaltige Entwicklung und 
Gendersensibilität. 3Fragen der Berufs- und Fach-
ethik werden in allen Ausbildungsfächern themati-
siert.

(2)	 1Die hohe Bedeutung der Lehrerinnenpersönlichkeit 
oder Lehrerpersönlichkeit für den Erfolg der Berufs-
tätigkeit am Gymnasium und an der Gemeinschafts-
schule wird in der Ausbildung kontinuierlich reflek-
tiert. 2Neben der Arbeit am Seminar für Ausbildung 
und Fortbildung der Lehrkräfte (Seminar) geschieht 
dies insbesondere bei der Beratung und bei der Be-
urteilung der kirchlichen Referendarinnen und Refe-
rendare während der Ausbildung an der Schule. 
Schulentwicklungsprozesse sind Gegenstand der 
Ausbildung.

ABSCHNITT 2 
Vorbereitungsdienst

§ 2 
Zulassungsvoraussetzungen

(1)	 Zum Vorbereitungsdienst kann zugelassen werden, 
wer

http://www.bonifatiuswerk.de
http://www.bonifatiuswerk.de
mailto:bestellungen@bonifatiuswerk.de
http://www.bonifatiuswerk.de
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1.	 die persönlichen Voraussetzungen für eine Tä-
tigkeit an öffentlichen Schulen erfüllt,

2.	 ein Zeugnis besitzt, das allgemein zum Studium 
an einer Wissenschaftlichen Hochschule in der 
Bundesrepublik Deutschland berechtigt,

3.	 im Fach Katholische Theologie eine Diplomprü-
fung oder im Hauptfach Katholische Theologie 
eine Masterprüfung, Magisterprüfung oder eine 
Erste Staatsprüfung bzw. wissenschaftliche Prü-
fung für das höhere Lehramt an Gymnasien oder 
an beruflichen Schulen oder eine vom Bischöf-
lichen Ordinariat Rottenburg-Stuttgart als 
gleichartig und gleichwertig anerkannte Ab-
schlussprüfung bestanden hat,

4.	 nach ärztlichem Gesundheitszeugnis die ge-
sundheitliche Eignung für die Übernahme in den 
Vorbereitungsdienst und die angestrebte beruf-
liche Tätigkeit besitzt oder als schwerbehindert 
oder gleichgestellt anerkannt ist und über ein 
Mindestmaß an körperlicher Eignung verfügt,

5.	 in den letzten zwei Jahren vor dem Zulassungs-
termin an einer Ausbildung in Erster Hilfe im 
Umfang von mindestens neun Unterrichtseinhei-
ten teilgenommen hat,

6.	 ein Schulpraxissemester oder eine vergleichbare 
sonstige Schulpraxis im Umfang von 12 Wochen 
erfolgreich absolviert hat,

7.	 die Voraussetzungen zur Erteilung der Missio 
canonica (kirchliche Beauftragung) erfüllt.

(2)	 1Wurde die in Absatz 1 Nr. 3 genannte Prüfung ganz 
oder teilweise mehr als vier Jahre vor dem Zulas-
sungstermin abgelegt, so kann das Bischöfliche Or-
dinariat Rottenburg-Stuttgart in einem Kolloquium 
überprüfen lassen, ob die Kenntnisse und Fähigkei-
ten für einen erfolgreichen Vorbereitungsdienst noch 
vorhanden sind. 2Auf die Überprüfung kann verzich-
tet werden, wenn der weiteren Ausbildung förderli-
che Tätigkeiten oder entsprechende Aus- oder Wei-
terbildung nachgewiesen werden.

(3)	 1Die Überprüfung erfolgt durch eine Kommission, 
die aus einer Vertreterin oder einem Vertreter des Bi-
schöflichen Ordinariats für den Vorsitz und aus einer 
Fachvertreterin oder einem Fachvertreter des Staat-
lichen Seminars für das Fach Katholische Religions-
lehre besteht. 2Die Überprüfung dauert etwa 30 Mi-
nuten und enthält neben fachwissenschaftlichen 
Themen fachdidaktische und bildungswissenschaft-
liche Elemente. 3Die Organisation und Durchfüh-
rung der Überprüfung erfolgt durch das Bischöfliche 
Ordinariat.

(4)	 1Die Leistungen werden unmittelbar nach der Über-
prüfung beurteilt und mit „bestanden“ oder „nicht 
bestanden“ bewertet. 2Bei Stimmengleichheit ent-
scheidet die oder der Vorsitzende. 3Sie oder er eröff-
net der Bewerberin oder dem Bewerber unmittelbar 
nach der Überprüfung das Ergebnis, auf Wunsch 
auch die tragenden Gründe der Bewertung. 4Die 
Überprüfung kann einmal binnen Jahresfrist wie-
derholt werden. 5§ 16 gilt entsprechend.

§ 3 
Bewerbung

(1)	 Die Bewerbung zum kirchlichen Vorbereitungs-
dienst ist spätestens am 31. März beim Bischöflichen 
Ordinariat einzureichen. 

(2)	1Beizufügen sind:
1.	 Ein Lebenslauf in tabellarischer Form mit An-

gaben über Bildungsweg und Berufstätigkeiten.
2.	 Das Zeugnis nach § 2 Absatz 1 Nummer 2.
3.	 Das Zeugnis über die Prüfung nach § 2 Absatz 1 

Nummer 3.
4.	 Eine Erklärung, ob und wo bereits ein Antrag 

auf Zulassung zu einem Vorbereitungsdienst für 
ein Lehramt gestellt oder ein Vorbereitungs-
dienst ganz oder teilweise abgeleistet worden ist, 
gegebenenfalls in welchem Umfang; entspre-
chende Bescheinigungen sind beizufügen.

5.	 Der Antrag auf Verleihung der Missio canonica 
(Formular) mit den kirchlich geforderten Unter-
lagen.

6.	 Die Geburtsurkunde, gegebenenfalls die stan-
desamtliche Heiratsurkunde sowie Geburtsur-
kunde der Kinder.

7.	 Eine Erklärung, ob wegen des Verdachts einer 
Straftat ein gerichtliches Strafverfahren oder ein 
staatsanwaltschaftliches Ermittlungsverfahren 
anhängig ist und ob wegen eines Verbrechens 
oder Vergehens eine gerichtliche Bestrafung 
vorliegt, die Inhalt eines erweiterten Führungs-
zeugnisses werden könnte.

8.	 Die Selbstauskunftserklärung gemäß §  15 der 
Ordnung zur Ausführung der von der Deutschen 
Bischofskonferenz erlassenen Rahmenordnung 
– Prävention gegen sexualisierte Gewalt an Min-
derjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen 
Erwachsenen (AROPräv).

9.	 Ein aktuelles ärztliches Gesundheitszeugnis, das 
auch einen Nachweis über einen ausreichenden 
Masernschutz umfasst (Masernschutzgesetz).

10.	 Der Nachweis über die Teilnahme an einer Aus-
bildung in Erster Hilfe nach § 2 Absatz 1 Num-
mer 5.

11.	 Der Nachweis über ein erfolgreich absolviertes 
Schulpraxissemester oder eine vergleichbare 
sonstige Schulpraxis.

2Zeugnisse sind in beglaubigter Fotokopie oder Ab-
schrift, Personenstandsurkunden in aktueller Fas-
sung vorzulegen. 3Die Vorlage der Zeugnis- oder 
Urkundenurschriften kann verlangt werden.

(3)	 Das Bischöfliche Ordinariat Rottenburg-Stuttgart 
kann für die Vorlage von Unterlagen nach Absatz 2 
einen späteren Termin bestimmen.

(4)	 1Bei der Entscheidung über die Zulassung zum kirch-
lichen Vorbereitungsdienst muss ein Führungszeug-
nis zur Vorlage bei einer Behörde (§ 30 Absatz 5 des 
Bundeszentralregistergesetzes) vorliegen, das nicht 
älter als drei Monate sein soll. 2Das erweiterte Füh-
rungszeugnis wird von der Bewerberin oder von dem 
Bewerber bei der Meldebehörde unter Vorlage der 
schriftlichen Aufforderung des Bischöflichen Ordi-
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nariats beantragt. Ebenso muss der Verhaltenskodex 
durch Unterzeichnung der Erklärung zum grenzach-
tenden Umgang gemäß § 14 der Ordnung zur Aus-
führung der von der Deutschen Bischofskonferenz 
erlassenen Rahmenordnung – Prävention gegen se-
xualisierte Gewalt an Minderjährigen und schutz- 
oder hilfebedürftigen Erwachsenen (AROPräv) an-
erkannt werden.

(5)	 1Das ärztliche Zeugnis soll Angaben dazu enthalten, 
ob die gesundheitlichen Voraussetzungen für die 
Anforderungen des Vorbereitungsdienstes gegeben 
sind und der Einsatz in der Schule verantwortet wer-
den kann. 2Bei Schwerbehinderung wird aufgrund 
eines ärztlichen Gutachtens festgestellt, ob und ge-
gebenenfalls welche Erleichterungen eingeräumt 
werden. 3Hierüber entscheidet für den Bereich der 
Ausbildung das Bischöfliche Ordinariat nach Bera-
tung mit dem Seminar, für den Bereich der Prüfung 
das kirchliche Prüfungsamt.

§ 4 
Zulassung zum Vorbereitungsdienst

(1)	 Über die Zulassung zum Vorbereitungsdienst ent-
scheidet das Bischöfliche Ordinariat Rottenburg-
Stuttgart nach einem Bewerbungsgespräch unter 
Würdigung der Bewerbungsunterlagen.

(2)	 1Die Zulassung wird für das Ausbildungsfach Katho-
lische Religionslehre ausgesprochen. 2Ausschließ-
lich für dieses Unterrichtsfach werden die kirch
lichen Referendarinnen und Referendare im 
kirchlichen Vorbereitungsdienst ausgebildet. 3Sie er-
halten für die Dauer des Vorbereitungsdienstes eine 
Unterrichtserlaubnis.

(3)	 1Für die Zulassung zum Vorbereitungsdienst und die 
Zuweisung der kirchlichen Referendarinnen und Re-
ferendare zum Seminar und zum allgemeinbilden-
den Gymnasium, an dem die Ausbildung erfolgt, 
stellt das Bischöfliche Ordinariat Einvernehmen mit 
den zuständigen staatlichen Schulaufsichtsbehörden 
her. 2Erfolgt die Ausbildung an mehr als einer Schule, 
legt das Bischöfliche Ordinariat im Einvernehmen 
mit dem Regierungspräsidium und dem Seminar ein 
allgemeinbildendes Gymnasium als Stammschule 
fest.

(4)	 1Die Zulassung ist zu versagen, wenn die in § 2 Ab-
satz 1 genannten Voraussetzungen oder die in § 3 ge-
forderten Unterlagen nicht vorliegen. 2Wer nach § 7 
Absatz 3 Nummer 1, 2, 4 oder 5 entlassen worden ist, 
darf nicht wiedereingestellt werden. 3Nach sonstigen 
Entlassungen soll nicht wiedereingestellt werden, es 
sei denn, der Vorbereitungsdienst hat noch kein Un-
terrichtshalbjahr gedauert und es wurde ein wich
tiger Grund anerkannt. 4Dies gilt entsprechend für 
einen nicht in Baden-Württemberg begonnenen Vor-
bereitungsdienst. 5§ 7 Absatz 3 Nummer 3 bleibt un-
berührt.

(5)	 Eine Zulassung wird unwirksam, wenn der kirchli-
che Vorbereitungsdienst nicht zu dem vom Bischöf-
lichen Ordinariat bestimmten Zeitpunkt oder inner-
halb einer eingeräumten Nachfrist angetreten wird.

(6)	 Die Zulassung zum kirchlichen Vorbereitungsdienst 
begründet keinen Anspruch auf spätere Anstellung 
im kirchlichen bzw. öffentlichen Schuldienst.

§ 5 
Ausbildungsstätten, Status der kirchlichen 

Referendarin oder des kirchlichen Referendars

1Ausbildungsstätten sind die Seminare und öffentliche 
sowie mit Genehmigung des Regierungspräsidiums auch 
staatlich anerkannte private Gymnasien. 2Die kirchli-
chen Referendarinnen und Referendare haben am Semi-
nar Gaststatus. 

§ 6 
Ausbildungsleitung

1Für die Ausbildung ist das Bischöfliche Ordinariat ver-
antwortlich. 2Ausbildungsleiterin oder Ausbildungsleiter 
ist die Direktorin oder der Direktor des Seminars für 
Ausbildung und Fortbildung der Lehrkräfte (Gymna-
sium). 3Bei Wahrnehmung der Aufgaben nach dieser 
Ordnung handelt die Ausbildungsleiterin oder der Aus-
bildungsleiter im Auftrag des Bischöflichen Ordinariats. 
4In entscheidenden Fragen ist das Benehmen mit dem Bi-
schöflichen Ordinariat herzustellen.

§ 7 
Ausbildungsverhältnis

(1)	 1Die zum kirchlichen Vorbereitungsdienst zugelas-
senen Bewerberinnen und Bewerber werden als An-
gestellte in ein kirchliches Ausbildungsverhältnis 
aufgenommen. 2Sie sind in der Zeit des Vorberei-
tungsdienstes kirchliche Referendarinnen und Refe-
rendare. 3Als solche werden sie im Einvernehmen 
mit dem Ministerium für Kultus, Jugend und Sport 
im Gaststatus einem Seminar und mindestens einem 
allgemeinbildenden Gymnasium als Ausbildungs-
schule zugewiesen. 4Erfolgt die Ausbildung an mehr 
als einer Schule, legt das Bischöfliche Ordinariat im 
Einvernehmen mit dem Regierungspräsidium und 
dem Seminar ein allgemeinbildendes Gymnasium 
als Stammschule fest.

(2)	 1 Das Ausbildungsverhältnis endet mit dem Ende des 
Vorbereitungsdienstes. 2Ist die kirchliche Prüfung 
endgültig nicht bestanden, endet das Ausbildungs-
verhältnis mit Ablauf des Tages, an dem das Prü-
fungsergebnis schriftlich bekanntgegeben wird.

(3)	 Das Ausbildungsverhältnis endet ebenfalls,
1.	 wenn die kirchliche Referendarin oder der kirch-

liche Referendar sich in solchem Maße als un-
geeignet erwiesen hat, dass sie oder er nicht län-
ger ausgebildet oder im Unterricht eingesetzt 
werden kann,

2.	 wenn die Frist des §  24 Absatz  2 Satz  7 über-
schritten ist,

3.	 1wenn der Vorbereitungsdienst krankheitsbe-
dingt um ein Unterrichtshalbjahr verlängert und 
nicht wieder angetreten wurde oder wenn er um 
mehr als diese Zeit verlängert werden müsste. 
2Gleiches gilt, wenn während einer solchen Zeit-
spanne wegen häufiger Erkrankungen eine ge-
regelte Ausbildung nicht möglich war oder dies 
bereits vor ihrem Ablauf festzustellen ist. 3Der 
Anspruch auf Fortsetzung der Ausbildung bin-
nen vier Jahren und der Prüfungsanspruch ge-
hen, ungeachtet der Nummer 2, durch diese Be-
endigung nicht verloren. 4Fristbeginn ist das 
Ende der geregelten Ausbildung. 5Vor Wieder-
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aufnahme des Dienstes ist ein ärztliches Zeugnis 
nach § 2 Absatz 1 Nummer 4 vorzulegen,

4.	 wenn die Prüfung nach § 10 Absatz 1 Satz 3 in 
Verbindung mit §  2 Absatz  4 Satz  4 endgültig 
nicht bestanden ist,

5.	 wenn nach Feststellung der Schule oder des Se-
minars, auch nach Verlängerung des ersten Aus-
bildungsabschnitts nach § 10 Absatz 4, die Über-
nahme selbstständigen Unterrichts nicht 
verantwortet werden kann oder

6.	 wenn ein sonstiger wichtiger Grund vorliegt.

§ 8 
Vorgesetzte oder Vorgesetzter, Dienstvorgesetzte 

oder Dienstvorgesetzter

1Die Leiterin oder der Leiter der für die Bildung zustän-
digen Hauptabteilung des Bischöflichen Ordinariats sind 
Dienstvorgesetzte, die Leiterin oder der Leiter des Semi-
nars sind Vorgesetzte der kirchlichen Referendarinnen 
und Referendare. 2Die Ausbilderinnen und Ausbilder am 
Seminar (Seminarlehrkräfte), die Schulleiterinnen und 
Schulleiter der Ausbildungsschulen, denen die kirchli-
chen Referendarinnen und Referendare zugewiesen sind, 
die Mentorinnen und Mentoren und die begleitenden 
Lehrkräfte der Ausbildungsschulen nach § 13 Absatz 2 
sind in ihrem jeweiligen Teilbereich weisungsberechtigt; 
in Zweifelsfällen entscheidet die Seminarleitung im Be-
nehmen mit dem Bischöflichen Ordinariat.

§ 9 
Pflichten der kirchlichen Referendarin oder des 

kirchlichen Referendars

1Die kirchlichen Referendarinnen und Referendare sind 
verpflichtet, an den die eigene Ausbildung betreffenden 
Veranstaltungen des Seminars und der Schule sowie an 
der kirchlichen Prüfung teilzunehmen und die sonstigen 
im Rahmen der Ausbildung vorgeschriebenen Aufgaben 
zu erfüllen. 2Seminarveranstaltungen haben Vorrang vor 
schulischen Veranstaltungen.

ABSCHNITT 3 
Dauer und Gliederung des Vorbereitungsdienstes

§ 10 
Dauer des Vorbereitungsdienstes

(1)	 1Der Vorbereitungsdienst ist ein zielgerichtetes Aus-
bildungsverhältnis und dauert in der Regel drei Un-
terrichtshalbjahre. 2Zeiten von Beschäftigungsver-
boten für werdende Mütter und nach der Entbindung 
nach §§ 3 und 6 des Mutterschutzgesetzes sowie El-
ternzeit nach den gesetzlichen Regelungen werden 
auf Verlängerungen nicht angerechnet. 3Bei einer 
Unterbrechung der Ausbildung von mehr als vier 
Jahren gilt § 2 Absatz 2 bis 4 entsprechend und mit 
der Maßgabe, dass geprüft wird, ob die Kenntnisse 
und Fähigkeiten für die erfolgreiche Fortsetzung des 
Vorbereitungsdienstes noch vorhanden sind.

(2)	 1Der Vorbereitungsdienst beginnt einmal jährlich am 
ersten Schultag im Januar und endet regelmäßig mit 
dem Ende des folgenden Schuljahres. 2Im Übrigen 
endet er nach § 7 Absatz 2 Satz 2 durch Entlassung 
oder durch Kündigung durch die kirchliche Referen-
darin oder den kirchlichen Referendar.

(3)	 1Das Bischöfliche Ordinariat kann auf Antrag im 
Einvernehmen mit den staatlichen Schulaufsichtsbe-
hörden Zeiten eines anderen Vorbereitungsdienstes 
ganz oder teilweise anrechnen, sofern dies nach Or-
ganisation und Struktur der Ausbildung möglich ist. 
2Wenn und soweit sie der Ausbildung förderlich sind, 
gilt dies auch für berufspraktische Tätigkeiten und 
für andere vergleichbare Ausbildungszeiten.

(4)	 1Der erste Ausbildungsabschnitt (§ 11 Absatz 2) wird 
vom Bischöflichen Ordinariat einmal um längstens 
sechs Monate verlängert, wenn festgestellt ist, dass 
selbstständiger Unterricht im zweiten Ausbildungs-
abschnitt nicht zu verantworten ist. 2Im Benehmen 
mit der Schule berichtet die Seminarleitung in die-
sem Fall unverzüglich dem Bischöflichen Ordina-
riat, das der kirchlichen Referendarin oder dem 
kirchlichen Referendar die Verlängerung mitteilt. 
3Wird während der Verlängerung erneut festgestellt, 
dass selbstständiger Unterricht nicht zu verantwor-
ten ist, informiert die Seminarleitung im Benehmen 
mit der Schule das Bischöfliche Ordinariat in der Re-
gel bis zum 15. Dezember.

(5)	 1Das Bischöfliche Ordinariat kann im Einvernehmen 
mit dem Seminar den Vorbereitungsdienst wegen 
Krankheit um bis zu einem Unterrichtshalbjahr ver-
längern. 2Bei länger andauernder Erkrankung soll 
das Bischöfliche Ordinariat eine ärztliche Untersu-
chung anordnen.

(6)	 1Ist eine Aufnahme in einen der laufenden Kurse 
zum Zeitpunkt der Rückkehr nur mit Schwierigkei-
ten möglich, wird für eine Übergangszeit im Rah-
men der personellen Möglichkeiten des Seminars ein 
individueller Ausbildungsplan erstellt. 2Ist eine Wie-
dereingliederung auch zu einem späteren Zeitpunkt 
nicht möglich, wird der weitere Verlauf entsprechend 
Satz 1 individuell festgelegt. Auf § 84 Absatz 2 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch wird hingewie-
sen.

(7)	 Auf Antrag kann bis zur Wiedereingliederung nach 
Absatz 6 ohne Bezüge beurlaubt werden.

(8)	 1Ist die kirchliche Prüfung von § 18 Absatz 4 erst-
malig nicht bestanden, kann das Bischöfliche Ordi-
nariat im Einvernehmen mit dem Seminar den Vor-
bereitungsdienst, falls und soweit geboten, einmal 
und höchstens um ein Unterrichtshalbjahr verlän-
gern. 2Gleiches gilt, wenn diese Prüfung erstmalig 
als nicht bestanden gilt.

(9)	 1Ist eine der unterrichtspraktischen Prüfungen nicht 
bestanden und ist die Note nicht schlechter als „man-
gelhaft“ (5,0), kann nach Beratung und unter Abwä-
gung der Umstände des Einzelfalles die Wiederho-
lung auf Antrag noch während des laufenden 
Vorbereitungsdienstes gestattet werden, wobei der 
entsprechend § 23 Absatz 2 berechnete Notendurch-
schnitt insgesamt 2,50 oder besser betragen soll. 
2Nicht bestandene Kolloquien können auf Antrag 
während des laufenden Vorbereitungsdienstes wie-
derholt werden. 3Ist auch eine unterrichtspraktische 
Prüfung nicht bestanden, finden alle Wiederholun-
gen im verlängerten Vorbereitungsdienst statt.

(10)	Absatz 9 gilt, wenn der erste Ausbildungsabschnitt 
nach Absatz 4 verlängert worden ist.
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§ 11 
Gliederung des Vorbereitungsdienstes

(1)	 1Der Vorbereitungsdienst ist in zwei Ausbildungsab-
schnitte gegliedert. 2Er beginnt in der Regel mit einer 
Einführung, die auf den Inhalten und Erfahrungen 
des Studiums aufbaut. 3Sie dient insbesondere der 
fachdidaktischen Vorbereitung der kirchlichen Refe-
rendarinnen und Referendare auf eine baldige Unter-
richtsaufnahme an der Schule.

(2)	 1Der erste Ausbildungsabschnitt dauert bis zum 
Ende des laufenden Schuljahres und dient der ver-
tieften Einführung in eine zunehmend selbstständige 
Erziehungs- und Unterrichtstätigkeit an der Schule. 
2Er umfasst die Ausbildung am Seminar und an der 
Schule, denen die kirchlichen Referendarinnen und 
Referendare zugewiesen sind.

(3)	 Der zweite Ausbildungsabschnitt dauert zwei Unter-
richtshalbjahre und umfasst selbstständigen Unter-
richt mit eigenem Lehrauftrag, Veranstaltungen des 
Seminars und die Prüfung.

§ 12 
Ausbildung am Seminar

(1)	 Die Ausbildung am Seminar umfasst Veranstaltun-
gen
1.	 in Pädagogik und Pädagogischer Psychologie, 

einschließlich des Themenfelds Inklusion;
2.	 in Didaktik des Ausbildungsfaches Katholische 

Religionslehre unter Berücksichtigung fächer-
übergreifender, fächerverbindender und über-
fachlicher Themenstellungen;

3.	 in Schulrecht und Schulorganisation, Beamten-
recht sowie schulbezogenem Jugend- und Eltern
recht;

4.	 Veranstaltungen ergänzender Art, die dem Aus-
bildungsziel dienen, insbesondere zu überfach-
lichen Kompetenzen sowie ethischen Fragen des 
Ausbildungsfaches und des Berufs.

(2)	 1Die für die kirchlichen Referendarinnen und Refe-
rendare zuständigen Seminarlehrkräfte besuchen sie 
im Unterricht, beraten sie und geben ihnen Gelegen-
heit, in ihrem Unterricht zu hospitieren. 2Sie erhalten 
von ihren Seminarlehrkräften im ersten Ausbil-
dungsabschnitt in der Regel zwei und im zweiten 
Ausbildungsabschnitt mindestens einen Unterrichts-
besuch. 3Dabei sind alle Stufen des Gymnasiums zu 
berücksichtigen. 4Die kirchlichen Referendarinnen 
und Referendare fertigen vor den Unterrichtsbesu-
chen schriftliche Unterrichtsentwürfe an.

(3)	 Unmittelbar nach jedem Unterrichtsbesuch wird ein 
Beratungsgespräch geführt und zeitnah ein Ergeb-
nisprotokoll mit vereinbarten Zielen verfasst; eine 
Kopie davon wird der kirchlichen Referendarin oder 
dem kirchlichen Referendar ausgehändigt.

(4)	 1Im Vorbereitungsdienst findet mindestens ein ver-
bindliches Ausbildungsgespräch statt, das eine Se-
minarlehrkraft, gegebenenfalls mit weiteren Semi-
narlehrkräften oder der Mentorin oder dem Mentor 
gemeinsam, gegen Ende des ersten Ausbildungsab-
schnittes mit der kirchlichen Referendarin oder dem 
kirchlichen Referendar führt. 2Bei Bedarf erfolgt ein 
weiteres Gespräch unmittelbar vor den Prüfungen 

nach § 21. 3Nach Bestehen der in § 17 Nummer 2 bis 
5 genannten Prüfungsteile kann auf Wunsch der 
kirchlichen Referendarin oder des kirchlichen Refe-
rendars ein Bilanzgespräch unter Berücksichtigung 
der Ausbildungsgespräche, der Rückmeldungen zu 
den Unterrichtsbesuchen, sonstiger dienstlicher Er-
kenntnisse, der Qualifikationen, Leistungen und 
Kompetenzen mit Blick auf die Berufseingangs-
phase der kirchlichen Referendarin oder des kirchli-
chen Referendars mit mindestens einer der in Satz 1 
genannten Personen geführt werden. 4An diesem Ge-
spräch nimmt bei Bedarf eine Vertreterin oder ein 
Vertreter des Bischöflichen Ordinariats teil.

§ 13 
Ausbildung an der Schule

(1)	 1Für die schulische Ausbildung wird die kirchliche 
Referendarin oder der kirchliche Referendar vom 
Bischöflichen Ordinariat einem Gymnasium als 
Ausbildungsschule zugewiesen. Ist die schulische 
Ausbildung an der zugewiesenen Schule im Ausbil-
dungsfach nicht oder in nicht ausreichendem Maße 
zu gewährleisten, wird die kirchliche Referendarin 
oder der kirchliche Referendar einem weiteren Gym-
nasium zugewiesen. 2Die Schulleitung regelt in Ab-
stimmung mit dem Seminar und gegebenenfalls dem 
Bischöflichen Ordinariat die Ausbildung an der 
Schule. 3Ihr obliegt die Sorge für die Ausbildung in 
Schulkunde. 4Die kirchliche Referendarin oder der 
kirchliche Referendar erhält von der jeweiligen 
Schulleitung auf Nachfrage und aus gegebenem An-
lass mündliche Rückmeldungen zu ihrem oder sei-
nem Leistungsstand.

(2)	 1Die Schulleitung bestellt im Einvernehmen mit dem 
Bischöflichen Ordinariat eine Mentorin oder einen 
Mentor. 2Diese oder dieser koordiniert in Abstim-
mung mit der Schulleitung die Ausbildung und weist 
die kirchliche Referendarin oder den kirchlichen Re-
ferendar auch anderen begleitenden Lehrkräften für 
das Ausbildungsfach zu. 3Insbesondere Schulleitung 
und Mentorin oder Mentor sind Ansprechpersonen 
der kirchlichen Referendarin oder des kirchlichen 
Referendars; sie beraten und besuchen sie oder ihn 
im Unterricht, was jederzeit möglich ist. 4Mentorin-
nen und Mentoren und begleitende Lehrkräfte lassen 
sie oder ihn in ihrem Unterricht hospitieren. 5Die 
Mentorin oder der Mentor steht in Kontakt mit den 
Seminarlehrkräften. 6Schulleiterinnen und Schullei-
ter sind verpflichtet, die kirchliche Referendarin 
oder den kirchlichen Referendar mindestens zwei-
mal im Unterricht zusammen mit der Mentorin oder 
dem Mentor oder einer betreuenden Religionslehr-
kraft zu besuchen. 7Einer dieser Unterrichtsbesuche 
findet in der Oberstufe statt.

(3)	 1Während des ersten Ausbildungsabschnitts hospi-
tieren und unterrichten die kirchlichen Referen
darinnen und Referendare wöchentlich acht bis zehn 
Unterrichtsstunden in der Schule; sie unterrichten 
zunehmend eigenverantwortlich im Rahmen des 
Lehrauftrags der begleitenden Lehrkräfte (begleite-
ter Ausbildungsunterricht). 2Sie nehmen an Ver
anstaltungen der Schule und außerschulischen 
Veranstaltungen teil und lernen Aufgaben der Klas-
senführung und die schulischen Gremien kennen. 
3Insgesamt müssen im ersten Ausbildungsabschnitt 
mindestens 40 Stunden selbst unterrichtet werden.
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(4)	 1Während des zweiten Ausbildungsabschnitts wer-
den elf bis dreizehn, bei Schwerbehinderung in der 
Regel zehn bis zwölf, Wochenstunden selbstständig 
und begleitet unterrichtet, davon mindestens zehn, 
bei Schwerbehinderung in der Regel neun Wochen-
stunden in Form eines kontinuierlichen selbstständi-
gen Lehrauftrags. 2Die Schulleitung trägt Sorge da-
für, dass nach dem Erziehungs- und Bildungsauftrag 
sowie in Übereinstimmung mit den geltenden Vor-
schriften unterrichtet wird.

(5)	 1Die Schulleitung erstellt etwa drei Monate vor Ende 
des Vorbereitungsdienstes eine schriftliche Beurtei-
lung (Schulleitungsbeurteilung) über die Berufsfä-
higkeit der kirchlichen Referendarinnen oder Refe-
rendare und beteiligen hierbei ihre Mentorinnen und 
Mentoren und Seminarlehrkräfte. 2Diese können den 
Entwurf der Beurteilung vorab zur Kenntnis erhal-
ten und Stellung nehmen. 3Die Beurteilung wird un-
verzüglich dem Bischöflichen Ordinariat als Prü-
fungsamt und dem Seminar zugeleitet. 4Beurteilt 
werden vorrangig Qualität und Erfolg des Unter-
richts, die pädagogischen, erzieherischen und didak-
tischen sowie methodischen Kompetenzen, gegebe-
nenfalls die Wahrnehmung einzelner Aufgaben 
einer Klassenleitung, daneben die schulkundlichen 
Kenntnisse und das gesamte dienstliche Verhalten. 
5Maßgeblicher Zeitraum ist der bis zum Beurteilungs
zeitpunkt geleistete Vorbereitungsdienst mit Schwer-
punkt auf dem zweiten Ausbildungsabschnitt.

(6)	 1Die Schulleitungsbeurteilung steht bis zum Ende 
der Ausbildung unter Änderungsvorbehalt. 2Sie ist 
zu ändern, wenn die weiteren Leistungen der kirch-
lichen Referendarin oder des kirchlichen Referen-
dars oder deren dienstliches Verhalten dies erfor-
dern. 3Sie schließt mit einer Note nach § 22. 4Werden 
in der Schulleitungsbeurteilung die pädagogischen 
und erzieherischen Kompetenzen oder die Lehrfä-
higkeit als nicht ausreichend beurteilt, darf die Note 
„ausreichend“ (4,0) nicht mehr erteilt werden.

(7)	 Nach Übergabe des Zeugnisses nach § 27 Absatz 2 
wird die Beurteilung auf Antrag ausgehändigt.

ABSCHNITT 4 
Kirchliche Lehramtsprüfung

§ 14 
Prüfungsbehörde

1Prüfungsbehörde ist das Bischöfliche Ordinariat (Kirch-
liches Prüfungsamt). 2Das Kirchliche Prüfungsamt ist 
für die nach dieser Verordnung zu treffenden Entschei-
dungen zuständig, soweit nichts anderes festgelegt ist.

§ 15 
Prüferinnen und Prüfer, Prüfungsausschüsse

(1)	 Zu Prüferinnen und Prüfern können Personen be-
stellt werden, die entsprechend ihrer Ausbildung und 
Berufstätigkeit geeignet sind, Prüfungen im Sinne 
dieser Ordnung abzunehmen.

(2)	 1Das Kirchliche Prüfungsamt bildet in Abstimmung 
mit dem Landeslehrerprüfungsamt Prüfungsaus-
schüsse für Prüfungen nach § 17 Nummer 2 bis 5, 
soweit geboten unter vorbereitender Mitwirkung des 
Seminars. 2Die Prüfungsausschüsse bestehen aus der 
oder dem Vorsitzenden und einer zweiten prüfenden 
Person. 3Für die Schulrechtsprüfung und das Kollo-

quium in Pädagogik und Pädagogischer Psychologie 
kann das Kirchliche Prüfungsamt ein weiteres Mit-
glied des Prüfungsausschusses benennen. 4Ein An-
spruch auf bestimmte Prüferinnen und Prüfer be-
steht nicht.

(3)	 1Wer den Vorsitz führt, leitet die Prüfung, kann 
selbst prüfen und ist verantwortlich für die Einhal-
tung der Vorschriften. 2Wer prüft, ist in dieser Tätig-
keit unabhängig und nicht an Weisungen gebunden.

(4)	 1Mitglieder des Landeslehrerprüfungsamtes sind im 
Einvernehmen mit dem Kirchlichen Prüfungsamt 
bei Prüfungen anwesenheitsberechtigt, ebenso die 
Seminarleitung und von ihr bestimmte Seminarlehr-
kräfte. 2Bei dienstlichem Interesse kann das Kirch-
liche Prüfungsamt weiteren Personen die Anwesen-
heit gestatten.

(5)	 Die Pflicht zur Amtsverschwiegenheit besteht auch 
gegenüber der Mentorin oder dem Mentor sowie ge-
genüber der Schulleitung.

§ 16 
Niederschriften

1Über die Prüfungsteile nach § 17 Nummer 1 bis 5 wird 
jeweils eine Niederschrift gefertigt. 2Es sind aufzuneh-
men:
1.	 Die Besetzung des Prüfungsausschusses.
2.	 Name der kirchlichen Referendarin oder des kirchli-

chen Referendars.
3.	 Tag, Ort und Teil der Prüfung.
4.	 Beginn und Ende, Themen und Verlauf der Prüfung.
5.	 Die Prüfungsnote und die sie tragenden Gründe.
6.	 Besondere Vorkommnisse.

3Die Niederschriften werden von den Mitgliedern des 
Prüfungsausschusses unmittelbar nach der Prüfung un-
terzeichnet und unverzüglich dem Kirchlichen Prüfungs-
amt zugeleitet.

§ 17 
Art und Umfang der Prüfung

Die kirchliche Prüfung umfasst:
1.	 Die Schulleiterbeurteilung (§ 13 Absatz 5 und 6).
2.	 Die Schulrechtsprüfung (§ 18).
3.	 Das Kolloquium in Pädagogik und Pädagogischer 

Psychologie (§ 19).
4.	 Die Beurteilung der Unterrichtspraxis (§ 20).
5.	 Das fachdidaktische Kolloquium (§ 21).

§ 18 
Schulrechtsprüfung

(1)	 1Die Prüfung in Schulrecht, Beamtenrecht sowie 
schulbezogenem Jugend- und Elternrecht (Schul-
rechtsprüfung) findet, auch im Falle des §  10 Ab-
satz  4, am Ende des ersten Ausbildungshalbjahres 
oder zu Beginn des zweiten Ausbildungshalbjahres 
statt. 2Sie soll von konkreten Erfahrungen ausgehen 
und besteht aus einem Prüfungsgespräch von etwa 
20 Minuten. 
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(2)	 Zweite prüfende Person nach § 15 Absatz 2 Satz 2 ist 
eine Ausbilderin oder ein Ausbilder in Schulrecht. 
Das Kirchliche Prüfungsamt kann ein weiteres Mit-
glied des Prüfungsausschusses benennen.

(3)	 1Die Leistung wird unmittelbar anschließend nach 
§ 22 bewertet. 2Kommt es unter den Prüferinnen und 
Prüfern zu keiner Einigung, wird die Endnote über 
den rechnerischen Durchschnitt bestimmt. 3Das Er-
gebnis wird auf zwei Dezimalen hinter dem Komma 
abbrechend berechnet und entsprechend §  23 Ab-
satz 2 Satz 3 auf eine ganze oder halbe Note als End-
note festgelegt. 4Im Anschluss an die Prüfung eröff-
net die oder der Vorsitzende auf Wunsch die Note, 
auf Verlangen auch deren tragende Gründe.

(4)	 Bei Nichtbestehen soll die Prüfung noch während 
des laufenden Vorbereitungsdienstes wiederholt 
werden.

§ 19 
Mündliche Prüfung in Pädagogik und Pädagogischer 

Psychologie
(1)	 1Das Kolloquium in Pädagogik und Pädagogischer 

Psychologie ist eine Einzelprüfung von etwa 30 Mi-
nuten. 2Die kirchliche Referendarin oder der kirchli-
che Referendar kann ein Schwerpunktthema ange-
ben, das dem Landeslehrerprüfungsamt und dem 
Kirchlichen Prüfungsamt rechtzeitig vor der Prüfung 
mitgeteilt wird. 3Die Prüfung im Schwerpunkt geht 
von einer vertieften, über die im Ausbildungsfach 
behandelten Inhalt hinausgehenden Beschäftigung 
mit einem Thema aus. 4Sie umfasst etwa ein Drittel 
der Prüfungszeit.

(2)	 Zweite prüfende Person nach § 15 Absatz 2 ist die 
eigene Seminarlehrkraft; das Kirchliche Prüfungs-
amt kann ein weiteres Mitglied des Prüfungsaus-
schusses benennen.

(3)	 1Im unmittelbaren Anschluss an die Prüfung wird 
die Prüfungsleistung beurteilt und mit einer Note be-
wertet. Kommt es unter den Prüferinnen und Prüfern 
zu keiner Einigung, wird die Endnote über den rech-
nerischen Durchschnitt bestimmt. 2§ 18 Absatz 3 gilt 
entsprechend.

§ 20 
Beurteilung der Unterrichtspraxis

(1)	 1Beurteilt werden die unterrichtspraktischen Fähig-
keiten im Ausbildungsfach Katholische Religions-
lehre, insbesondere in den Bereichen Unterrichtspla-
nung und -reflexion, Steuerung und Gestaltung von 
Lernprozessen. 2Hierzu werden die kirchlichen Re-
ferendarinnen und Referendare an verschiedenen Ta-
gen in ihrem Unterricht besucht. 3Der jeweilige Un-
terricht dauert mindestens 45 und höchstens 
90  Minuten. 4Es finden drei unterrichtspraktische 
Prüfungen statt, jeweils eine unterrichtspraktische 
Prüfung in der Unter-, Mittel- und Oberstufe des 
Gymnasiums. 5Für die unterrichtspraktischen Prü-
fungen fertigen die kirchlichen Referendarinnen und 
Referendare jeweils einen schriftlichen Unterrichts-
entwurf an. 6Zweite prüfende Person nach § 15 Ab-
satz  2 ist für zwei der drei unterrichtspraktischen 
Prüfungen die eigene Seminarlehrkraft, dritte prü-
fende Person ist eine kirchliche Prüferin oder ein 
kirchlicher Prüfer. 7Im Anschluss an den Unterricht 
kann die kirchliche Referendarin oder der kirchliche 

Referendar zu dessen Ablauf Stellung nehmen. 8Un-
mittelbar anschließend wird nach §  22 bewertet. 
9Unterrichtsplanung und gegebenenfalls die jewei-
lige Stellungnahme werden in der Beurteilung be-
rücksichtigt.

(2)	 Die Mentorinnen und Mentoren, die Schulleiterin 
oder der Schulleiter, wenn sie den Unterricht der 
kirchlichen Referendarinnen oder Referendare be-
sucht und beraten haben, dürfen nicht zu Mitgliedern 
des Prüfungsausschusses nach § 15 bestellt werden.

(3)	 1Das Kirchliche Prüfungsamt bestimmt Zeiträume, 
in denen die Prüfungen nach Absatz  1 stattfinden 
und orientiert sich dabei an der Planung des Landes-
lehrerprüfungsamts. 2Die kirchliche Referendarin 
oder der kirchliche Referendar leitet dem Prüfungs-
ausschuss für diesen Zeitraum den eigenen Stunden-
plan und den verbindlichen Themenverteilungsplan 
zu, der die Themen der einzelnen  Stunden oder 
Sequenzen enthält. 3Die Prüferin oder der Prüfer legt 
im Einvernehmen mit der oder dem Prüfungsvorsit-
zenden sowie der kirchlichen Prüferin oder dem 
kirchlichen Prüfer entsprechend dem Lehrauftrag 
und dem Themenverteilungsplan Thema, Prüfungs-
termin und gegebenenfalls die Dauer der zu beurtei-
lenden Unterrichtspraxis fest und unterrichtet 
darüber das Kirchliche Prüfungsamt, das Landesleh-
rerprüfungsamt und die Schule. 4Diese Festlegungen 
werden der kirchlichen Referendarin oder dem 
kirchlichen Referendar am dritten Werktag vor dem 
Tag, an dem die jeweilige Prüfung stattfindet, von 
der Schulleitung bekannt gegeben. 5Zuvor wird über 
diesen Termin striktes Stillschweigen bewahrt.

(4)	 1Für die unterrichtspraktische Prüfung ist ein Exem-
plar des schriftlichen Unterrichtsentwurfs pro Aus-
schussmitglied und eines für die Akten von den 
kirchlichen Referendarinnen und Referendaren den 
Vorsitzenden der Prüfungsausschüsse etwa 30  Mi-
nuten vor Beginn des Unterrichts zu übergeben. 2Der 
Entwurf umfasst ohne Materialien bis zu fünf Sei-
ten. 3Er muss den Zusammenhang mit vorherigem 
und folgendem Unterricht darlegen. 4Eine Einsicht-
nahme des Prüfungsausschusses in die jeweiligen 
Klassentagebücher ist zu gewährleisten. 

(5)	 § 18 Absatz 3 Satz 4 gilt entsprechend.

§ 21 
Fachdidaktisches Kolloquium

(1)	 1Das fachdidaktische Kolloquium dauert etwa 
30 Minuten und erstreckt sich auf Inhalte der fach-
didaktischen Ausbildung. 2Es nimmt seinen Ausgang 
von einer selbst durchgeführten Unterrichtseinheit. 
3Das Thema der selbst durchgeführten Unterrichts-
einheit wird dem Prüfungsausschuss spätestens an 
einem vom Kirchlichen Prüfungsamt mit dem Lan-
deslehrerprüfungsamt abgestimmten Termin von der 
kirchlichen Referendarin oder dem kirchlichen Refe-
rendar vor der Prüfung mitgeteilt.

(2)	 1Zweite prüfende Person nach § 15 Absatz 2 ist die 
eigene Seminarlehrkraft (Fachdidaktik), dritte prü-
fende Person eine kirchliche Prüferin oder ein kirch-
licher Prüfer. 2§ 18 Absatz 3 Satz 4 gilt entsprechend.

(3)	 1In unmittelbarem Anschluss an das Kolloquium 
wird die Prüfungsleistung beurteilt und mit einer 
Note nach § 22 bewertet. 2§ 18 Absatz 3 gilt entspre-
chend.
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§ 22 
Bewertung der Prüfungsleistungen

(1)	 Die einzelnen Prüfungsleistungen werden wie folgt 
bewertet:
Sehr gut (1) 	  
=   �eine Leistung, die den Anforderungen in beson-

derem Maße entspricht.
Gut (2) 	 
=   �eine Leistung, die den Anforderungen voll ent-

spricht.
Befriedigend (3) 	  
=   �eine Leistung, die im Allgemeinen den Anforde-

rungen entspricht.
Ausreichend (4) 	  
=   �eine Leistung, die zwar Mängel aufweist, aber im 

Ganzen den Anforderungen noch entspricht.
Mangelhaft (5) 	  
=   �eine Leistung, die den Anforderungen nicht ent-

spricht, jedoch erkennen lässt, dass die notwendi-
gen Grundkenntnisse vorhanden sind.

Ungenügend (6) 	  
=   �eine Leistung, die den Anforderungen nicht ent-

spricht und bei der die notwendigen Grundkennt-
nisse fehlen.

(2)	 1Es können Zwischennoten (halbe Noten) erteilt wer-
den. 2Für Zwischennoten sind folgende Bezeichnun-
gen zu verwenden:
Sehr gut bis gut 			   (1,5).
Gut bis befriedigend 			   (2,5).
Befriedigend bis ausreichend 		  (3,5).
Ausreichend bis mangelhaft 		  (4,5).
Mangelhaft bis ungenügend 		  (5,5).

(3)	 Die Note ist in ihrer wörtlichen Bezeichnung anzu-
geben, zusätzlich in Klammern die bezifferte Be-
wertung.

(4)	 Einigen sich die Mitglieder eines Prüfungsausschus-
ses nicht, gelten § 18 Absatz 3 Satz 2 und 3.

§ 23 
Gesamtnote

(1)	 Die Einzelleistungen werden wie folgt gewichtet:
1.	 Die Schulleiterbeurteilung (§ 13 Absatz 5 und 6) 

dreifach.
2.	 Die Schulrechtsprüfung (§ 18) einfach.
3.	 Das Kolloquium in Pädagogik und Pädagogi-

scher Psychologie (§ 19) einfach.
4.	 Die Beurteilungen der Unterrichtspraxis (§ 20) 

jeweils eineinhalbfach.
5.	 Das fachdidaktische Kolloquium (§  21) zwei-

fach.
(2)	 1Die Gesamtnote ergibt sich aus der durch 13 geteil-

ten Summe der gewichteten Einzelleistungen. 2Das 
Ergebnis wird auf zwei Dezimalen berechnet und die 
Berechnung danach abgebrochen. 3Die Gesamtnote 
wird wie folgt festgelegt:

Ein errechneter Durchschnitt von
1,00 bis 1,24 ergibt die Gesamtnote „sehr gut“, 
1,25 bis 1,74 ergibt die Gesamtnote „sehr gut bis gut“, 
1,75 bis 2,24 ergibt die Gesamtnote „gut“, 
2,25 bis 2,74 ergibt die Gesamtnote „gut bis 

befriedigend“, 
2,75 bis 3,24 ergibt die Gesamtnote „befriedigend“, 
3,25 bis 3,74 ergibt die Gesamtnote „befriedigend bis 

ausreichend“, 
3,75 bis 4,00 ergibt die Gesamtnote „ausreichend“, 
4,01 bis 4,74 ergibt die Gesamtnote „ausreichend bis 

mangelhaft“, 
4,75 bis 5,24 ergibt die Gesamtnote „mangelhaft“, 
5,25 bis 5,74 ergibt die Gesamtnote „mangelhaft bis 

ungenügend“, 
5,75 bis 6,00 ergibt die Gesamtnote „ungenügend“ 

(3)	 Die Gesamtbewertung ergibt sich aus dem nach Ab-
satz 1 und 2 errechneten Durchschnitt und wird wie 
folgt festgelegt:
1,00 bis 1,49 ergibt die Gesamt

bewertung 
„mit Auszeich-
nung bestanden“, 

1,50 bis 2,49 ergibt die Gesamt
bewertung

„gut bestanden“, 

2,50 bis 3,49 ergibt die Gesamt
bewertung

„befriedigend 
bestanden“, 

3,50 bis 4,00 ergibt die Gesamt
bewertung

„bestanden“. 

(4)	 Die Prüfung ist bestanden, wenn jede Prüfungsleis-
tung nach Absatz 1 mindestens mit der Note „aus-
reichend“ (4,0) bewertet worden ist. 

(5)	 1Ist die Prüfung nicht bestanden, so wird eine Ge-
samtnote nicht ermittelt. 2Auf Wunsch wird eine Ge-
samtaufstellung der Prüfungsleistungen mitgeteilt.

§ 24 
Fernbleiben von der Prüfung

(1)	 Wer ohne Genehmigung des Kirchlichen Prüfungs-
amtes der Prüfung oder einzelnen Prüfungsterminen 
fernbleibt oder eine Prüfungsleistung nicht zu einem 
vom Kirchlichen Prüfungsamt festgelegten Termin 
erbringt, erhält in der Prüfung oder den betreffenden 
Prüfungsleistungen die Note „ungenügend“ (6,0).

(2)	 1Genehmigt das Kirchliche Prüfungsamt den Rück-
tritt, gilt die Prüfung als nicht unternommen. 2Die 
Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn ein 
wichtiger Grund vorliegt, wenn die Ablegung der 
Prüfung durch Krankheit verhindert wird. 3Im Falle 
einer Erkrankung kann der Rücktritt nur genehmigt 
werden, wenn er unverzüglich mitgeteilt und unver-
züglich ein ärztliches Zeugnis vorgelegt wird, das 
die für die Beurteilung der Prüfungsfähigkeit nöti-
gen medizinischen Befundtatsachen enthält. 4In be-
gründeten Einzelfällen, insbesondere bei wiederhol-
tem Rücktritt oder wiederholtem Fernbleiben im 
Falle einer Erkrankung, kann die Vorlage eines 
amtsärztlichen Zeugnisses verlangt werden. 5Als 
wichtiger Grund im Sinne von Satz 2 gilt auch die 
Inanspruchnahme der Schutzfristen von § 3 Absatz 2 
und §  6 Absatz  1 des Mutterschutzgesetzes sowie 
von Elternzeit nach § 40 und 41 der Verordnung der 
Landesregierung über die Arbeitszeit, den Urlaub, 
den Mutterschutz, die Elternzeit, die Pflegezeiten 
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und den Arbeitsschutz der Beamtinnen, Beamten, 
Richterinnen und Richter (Arbeitszeit- und Urlaubs-
verordnung – AzUVO) in der jeweils geltenden Fas-
sung. 6Das Kirchliche Prüfungsamt bestimmt, wann 
die Prüfung nachzuholen ist. 7Die Prüfung soll spä-
testens nach einem halben Jahr begonnen oder fort-
gesetzt werden.

(3)	 1Wer sich in Kenntnis eines wichtigen Grundes im 
Sinne von Absatz 2 der Prüfung ganz oder teilweise 
unterzogen hat, kann nachträglich eine Verhinde-
rung wegen dieses Grundes nicht geltend machen. 
2Der Kenntnis steht die fahrlässige Unkenntnis 
gleich. Fahrlässige Unkenntnis liegt insbesondere 
vor, wenn bei einer gesundheitlichen Beeinträchti-
gung nicht unverzüglich eine Klärung herbeigeführt 
wurde. Die Nachweispflicht obliegt der kirchlichen 
Referendarin oder dem kirchlichen Referendar. 
3Wenn nach Abschluss der Prüfungsleistung, für die 
eine Verhinderung geltend gemacht wird, ein Monat 
verstrichen ist, ist das Berufen auf einen Rücktritts-
grund in jedem Fall ausgeschlossen.

§ 25 
Täuschungsversuch, Verstoß gegen die Ordnung

(1)	 1Wer es unternimmt, das Ergebnis einer Prüfungs-
leistung durch Täuschung oder Benutzung nicht zu-
gelassener Hilfsmittel zu beeinflussen oder in sons-
tiger Weise gröblich gegen die Ordnung verstößt, 
gegen den setzt das Kirchliche Prüfungsamt je nach 
Schwere des Verstoßes entweder die Note „ungenü-
gend“ (6,0) fest oder verfügt den Ausschluss von der 
Prüfung. 2In diesem Fall gilt die gesamte Prüfung als 
nicht bestanden.

(2)	 Stellt sich eine derartige Verfehlung nachträglich he-
raus, kann das Kirchliche Prüfungsamt die ergan-
gene Prüfungsentscheidung zurücknehmen und ent-
sprechend Absatz  1 verfahren, es sei denn, seit 
Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses sind mehr als 
zwei Jahre vergangen.

§ 26 
Wiederholung der Prüfung

(1)	 1Ist die Prüfung nicht bestanden, weil eine oder meh-
rere Prüfungsleistungen mit einer schlechteren Note 
als „ausreichend“ (4,0) bewertet worden sind, so kön-
nen die entsprechenden Prüfungsleistungen einmal 
wiederholt werden. 2Gilt die Prüfung nach § 25 als 
nicht bestanden, müssen alle Prüfungsleistungen 
wiederholt werden.

(2)	 1Ist die Prüfung nicht bestanden, weil die Schullei-
terbeurteilung schlechter als „ausreichend“ (4,0) ist, 
sind die Prüfungen nach § 20 erneut abzulegen; dies 
gilt als Wiederholung. 2Andere bestandene Prü-
fungsteile bleiben gültig. 3Am Ende eines verlänger-
ten Vorbereitungsdienstes erstellt die Schulleiterin 
oder der Schulleiter eine neue Beurteilung über die-
sen Zeitraum.

(3)	 Ist der Vorbereitungsdienst aus anderen Gründen als 
denen des Absatzes 2 verlängert worden, so wird an 
dessen Ende eine neue Schulleiterbeurteilung auf der 
Grundlage der gesamten Zeit des Vorbereitungs-
dienstes erstellt.

(4)	 Ist in einer Wiederholungsprüfung eine mit einer 
schlechteren Note als „ausreichend“ (4,0) bewertete 

Leistung erbracht worden, ist der Prüfungsanspruch 
erloschen.

§ 27 
Erwerb der Befähigung, Prüfungszeugnis

(1)	 1Wer die Prüfung besteht, erwirbt die Lehrbefähi-
gung für das Fach Katholische Religionslehre an all-
gemeinbildenden Gymnasien. 2Die kirchliche Refe-
rendarin oder der kirchliche Referendar erhält 
hierüber ein Zeugnis. 

(2)	 Das Zeugnis nennt die Noten der einzelnen Prü-
fungsleistungen nach § 22 und die Gesamtnote nach 
§ 23.

(3)	 Ist die Prüfung nicht bestanden, wird ein schriftli-
cher Bescheid erteilt.

§ 28 
Anrechnung von Prüfungen

(1)	 Das Kirchliche Prüfungsamt kann im Einvernehmen 
mit den staatlichen Schulaufsichtsbehörden erfolg-
reich abgelegte gleichwertige Prüfungen oder Teile 
solcher Prüfungen auf entsprechende Anforderun-
gen der Zweiten Prüfung für das Fach katholische 
Religionslehre an allgemeinbildenden Gymnasien 
anrechnen.

(2)	 Eine Anrechnung wird im Prüfungszeugnis ver-
merkt.

ABSCHNITT 5 
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 29 
Übergangsvorschriften

Diese Ordnung gilt erstmalig für kirchliche Referenda-
rinnen und Referendare, deren Vorbereitungsdienst 
im Januar 2026 beginnt.

§ 30 
Inkrafttreten

Diese Ausbildungs- und Prüfungsordnung tritt am 1. Ja-
nuar 2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Ausbildungs- 
und Prüfungsordnung der Diözese Rottenburg-Stuttgart 
über den Vorbereitungsdienst und die Kirchliche Prü-
fung für das Lehramt an allgemeinbildenden Gymnasien 
vom 11. Januar 2010 (KABl. 2010, Nr. 8, S. 181 ff.) außer 
Kraft.
Rottenburg a. N., den 9. Oktober 2025
+ Dr. Klaus Krämer
Bischof
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BO-Nr. 4777 – 10.11.2025  
PfReg. L 1.9 b

Ausbildungs- und Prüfungsordnung der 
Diözese Rottenburg-Stuttgart über den 
Vorbereitungsdienst und die Kirchliche 

Prüfung für das Lehramt an Grundschulen
Für die Ausbildung von Lehrkräften, die gemäß § 97 des 
Schulgesetzes für Baden-Württemberg (SchG) in der 
Fassung vom 1. August 1983, zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 29. Januar 2025 (GBI.2025 Nr. 6) zur Erteilung 
von Religionsunterricht an öffentlichen Schulen einge-
setzt werden können, wird in Anlehnung an die Verord-
nung des Kultusministeriums über den Vorbereitungs-
dienst und die den Vorbereitungsdienst abschließende 
Staatsprüfung für das Lehramt Grundschule (Grund-
schullehramtsprüfungsordnung – GPO) vom 3. Novem-
ber 2014 folgende Ordnung erlassen:

ABSCHNITT 1 
Allgemeine Vorschriften

§ 1 
Ziel der Ausbildung

(1)	 Im Vorbereitungsdienst werden die Kenntnisse, Er-
fahrungen und Fertigkeiten aus dem Studium in en-
gem Bezug zur Schulpraxis und auf der Grundlage 
der Bildungspläne so erweitert und vertieft, dass an-
gesichts der Heterogenität der Schülerinnen und 
Schüler der Erziehungs- und Bildungsauftrag als Re-
ligionslehrerin oder Religionslehrer an Grundschu-
len erfolgreich und verantwortlich erfüllt werden 
kann. Berücksichtigt werden dabei insbesondere die 
interkulturelle Kompetenz, die Medienkompetenz 
und -erziehung, die Prävention, die Bildung für 
nachhaltige Entwicklung sowie der Umgang mit be-
rufsethischen Fragestellungen und Gendersensi
bilität. Die Entwicklung der Berufsfähigkeit, der 
Lehrerpersönlichkeit sowie die Stärkung der Eigen-
verantwortlichkeit sind die wesentlichen Ziele der 
Ausbildung.

(2)	 Die unterrichtspraktische Ausbildung und die Fähig-
keit, das eigene Handeln zu reflektieren, stehen im 
Mittelpunkt der Arbeit am Seminar für Ausbildung 
und Fortbildung der Lehrkräfte, bei der Beratung 
und der Beurteilung der kirchlichen Lehramtsanwär-
terinnen und Lehramtsanwärter während der Ausbil-
dung an der Schule.

ABSCHNITT 2 
Vorbereitungsdienst

§ 2 
Zulassungsvoraussetzungen

(1)	 Zum Vorbereitungsdienst kann zugelassen werden, 
wer
1.	 die persönlichen Voraussetzungen für eine Tä-

tigkeit an öffentlichen Schulen erfüllt,
2.	 an einer Katholischen Hochschule ein akkredi-

tiertes Bachelorstudium im Fach Religionspäda-
gogik oder ein vom Bischöflichen Ordinariat als 
gleichartig und gleichwertig anerkanntes Hoch-
schulstudium erfolgreich abgeschlossen hat, 

3.	 nach ärztlichem Gesundheitszeugnis die ge-
sundheitliche Eignung für die Übernahme in den 
Vorbereitungsdienst und die angestrebte beruf-
liche Tätigkeit besitzt oder als schwerbehindert 
oder gleichgestellt anerkannt ist und über ein 
Mindestmaß an körperlicher Eignung verfügt,

4.	 in den letzten zwei Jahren vor dem Zulassungs-
termin an einer Ausbildung in Erster Hilfe im 
Umfang von mindestens neun Unterrichtseinhei-
ten teilgenommen hat,

5.	 die Voraussetzungen zur Erteilung der Missio 
canonica (kirchliche Beauftragung) erfüllt.

(2)	 Wurde die in Absatz 1 Nummer 2 genannte Prüfung 
oder der gleichgestellte Hochschulabschluss ganz 
oder teilweise mehr als vier Jahre vor dem Zulas-
sungstermin abgelegt, kann das Bischöfliche Ordi-
nariat in einem Kolloquium überprüfen lassen, ob 
die Kenntnisse und Fähigkeiten für einen erfolgrei-
chen Vorbereitungsdienst noch vorhanden sind. Auf 
die Überprüfung kann verzichtet werden, wenn der 
weiteren Ausbildung förderliche Tätigkeiten oder 
entsprechende Aus- oder Weiterbildung nachgewie-
sen werden. 

(3)	 Die Überprüfung erfolgt durch eine Kommission, 
die aus einer Vertreterin oder einem Vertreter des Bi-
schöflichen Ordinariats für den Vorsitz und aus einer 
Fachvertreterin oder einem Fachvertreter des Semi-
nars für das Fach Katholische Religionslehre besteht. 
Die Überprüfung dauert etwa 30 Minuten und ent-
hält neben fachwissenschaftlichen Themen fachdi-
daktische und bildungswissenschaftliche Elemente. 
Die Organisation und Durchführung der Überprü-
fung erfolgt durch das Bischöfliche Ordinariat.

(4)	 Die Leistungen werden unmittelbar nach der Über-
prüfung beurteilt und mit „bestanden“ oder „nicht 
bestanden“ bewertet. Bei Stimmengleichheit ent-
scheidet die oder der Vorsitzende. Unmittelbar nach 
der Überprüfung eröffnet sie bzw. er das Ergebnis, 
auf Wunsch auch die tragenden Gründe der Bewer-
tung. Die Überprüfung kann einmal binnen Jahres-
frist wiederholt werden. § 16 gilt entsprechend.

§ 3 
Bewerbung

(1)	 Die Bewerbung zum kirchlichen Vorbereitungs-
dienst ist spätestens am 31. Mai beim Bischöflichen 
Ordinariat einzureichen.

(2)	 Beizufügen sind:
1.	 ein Lebenslauf in tabellarischer Form mit Anga-

ben über Bildungsweg und Berufstätigkeiten,
2.	 ein aktuelles Foto,
3.	 das Zeugnis nach § 2 Absatz 1 Nummer 2,
4.	 eine Erklärung, ob und wo bereits ein Antrag auf 

Zulassung zu einem Vorbereitungsdienst für ein 
Lehramt gestellt oder ein Vorbereitungsdienst 
ganz oder teilweise abgeleistet worden ist, gege-
benenfalls in welchem Umfang; entsprechende 
Bescheinigungen sind beizufügen,

5.	 der Antrag auf Unterrichtserlaubnis für die Zeit 
des Vorbereitungsdienstes mit den kirchlich ge-
forderten Unterlagen,
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6.	 die Geburtsurkunde, gegebenenfalls die standes-
amtliche Heiratsurkunde sowie Geburtsurkun-
den der Kinder,

7.	 eine Erklärung, ob wegen des Verdachts einer 
Straftat ein gerichtliches Strafverfahren oder ein 
staatsanwaltschaftliches Ermittlungsverfahren 
anhängig ist und ob wegen eines Verbrechens 
oder Vergehens eine gerichtliche Bestrafung 
vorliegt, die Inhalt eines erweiterten Führungs-
zeugnisses werden könnte,

8.	 die Selbstauskunftserklärung gemäß §  4 der 
Ordnung über Präventionsmaßnahmen gegen se-
xualisierte Gewalt und den Umgang mit sexuel-
lem Missbrauch in der Diözese Rottenburg-
Stuttgart (OPMs-DRS), 

9.	 ein aktuelles ärztliches Gesundheitszeugnis, 
welches einen Nachweis über einen ausreichen-
den Masernschutz beinhaltet und 

10.	 der Nachweis über die Teilnahme an einer Aus-
bildung in Erster Hilfe nach § 2 Absatz 1 Num-
mer 4,

(3)	 Das Bischöfliche Ordinariat kann für die Vorlage 
von Unterlagen nach Absatz 2 einen späteren Termin 
bestimmen.

(4)	 Bei der Entscheidung über die Zulassung zum kirch-
lichen Vorbereitungsdienst muss ein erweitertes 
Führungszeugnis (vgl. § 30a Absatz 2 des Bundes-
zentralregistergesetz) vorliegen, das nicht älter als 
drei Monate sein darf. Das erweiterte Führungs-
zeugnis ist von der Bewerberin oder dem Bewerber 
bei der Meldebehörde unter Vorlage der schriftlichen 
Aufforderung des Bischöflichen Ordinariats zu be-
antragen. Ebenso muss der Verhaltenskodex gemäß 
§ 6 der Ordnung über Präventionsmaßnahmen gegen 
sexualisierte Gewalt und den Umgang mit sexuellem 
Missbrauch in der Diözese Rottenburg-Stuttgart 
(OPMs-DRS) durch Unterzeichnung der Erklärung 
anerkannt werden.

(5)	 Das ärztliche Zeugnis soll Angaben dazu enthalten, 
ob die gesundheitlichen Voraussetzungen für die 
Anforderungen des Vorbereitungsdienstes gegeben 
sind und der Einsatz in der Schule verantwortet wer-
den kann. Bei Schwerbehinderung wird aufgrund 
eines ärztlichen Gutachtens festgestellt, ob und ge-
gebenenfalls welche Erleichterungen eingeräumt 
werden. Hierüber entscheidet für den Bereich der 
Ausbildung das Bischöfliche Ordinariat nach Bera-
tung mit dem Seminar, für den Bereich der Prüfung 
entscheidet das kirchliche Prüfungsamt.

§ 4 
Zulassung zum Vorbereitungsdienst

(1)	 Über die Zulassung zum kirchlichen Vorbereitungs-
dienst entscheidet das Bischöfliche Ordinariat nach 
einem Bewerbungsgespräch unter Würdigung der 
Bewerbungsunterlagen.

(2)	 Die Zulassung wird für das Ausbildungsfach Katho-
lische Religionslehre ausgesprochen. Ausschließlich 
für dieses Unterrichtsfach werden die kirchlichen 
Lehramtsanwärterinnen und Lehramtsanwärter im 
kirchlichen Vorbereitungsdienst ausgebildet. Sie er-
halten für die Dauer des Vorbereitungsdienstes eine 
Unterrichtserlaubnis.

(3)	 Für die Zulassung zum Vorbereitungsdienst und die 
Zuweisung der kirchlichen Lehramtsanwärterinnen 
und Lehramtsanwärter zum Seminar und an die 
Schule, an der die Ausbildung erfolgt, stellt das Bi-
schöfliche Ordinariat Einvernehmen mit den zustän-
digen staatlichen Schulaufsichtsbehörden her.

(4)	 Die Zulassung ist zu versagen, wenn die in § 2 Ab-
satz 1 genannten Voraussetzungen oder die in § 3 ge-
forderten Unterlagen nicht vorliegen. Wer nach § 7 
Absatz 3 Nummer 1, 2, 4 oder 5 entlassen worden ist, 
darf nicht wiedereingestellt werden. Nach sonstigen 
Entlassungen soll nicht wieder eingestellt werden, es 
sei denn, der Vorbereitungsdienst hat noch kein Un-
terrichtshalbjahr gedauert und es wurde ein wichti-
ger Grund anerkannt. Dies gilt entsprechend für ei-
nen nicht in Baden-Württemberg begonnenen 
Vorbereitungsdienst. § 7 Absatz 3 Nummer 3 bleibt 
unberührt.

(5)	 Eine Zulassung wird unwirksam, wenn der kirchli-
che Vorbereitungsdienst nicht zu dem vom Bischöf-
lichen Ordinariat bestimmten Zeitpunkt oder inner-
halb einer eingeräumten Nachfrist angetreten wird.

(6)	 Die Zulassung zum kirchlichen Vorbereitungsdienst 
begründet keinen Anspruch auf spätere Anstellung 
im kirchlichen bzw. öffentlichen Schuldienst.

§ 5 
Ausbildungsstätten

Ausbildungsstätten sind die Seminare und öffentliche so-
wie mit Genehmigung des Regierungspräsidiums auch 
staatlich anerkannte private Grundschulen und Gemein-
schaftsschulen, die die Primarstufe umfassen. Die kirch-
lichen Lehramtsanwärterinnen und Lehramtsanwärter 
haben am Seminar Gaststatus. 

§ 6 
Ausbildungsleitung

Für die Ausbildung ist das Bischöfliche Ordinariat ver-
antwortlich. Ausbildungsleiterin oder Ausbildungsleiter 
ist die Direktorin oder der Direktor des Seminars für 
Ausbildung und Fortbildung der Lehrkräfte. Bei Wahr-
nehmung der Aufgaben nach dieser Ordnung handelt die 
Ausbildungsleiterin oder der Ausbildungsleiter im Auf-
trag des Bischöflichen Ordinariats. In entscheidenden 
Fragen ist Benehmen mit dem Bischöflichen Ordinariat 
herzustellen.

§ 7 
Ausbildungsverhältnis

(1)	 Die zum kirchlichen Vorbereitungsdienst zugelasse-
nen Bewerberinnen und Bewerber werden in ein 
kirchliches Ausbildungsverhältnis aufgenommen. 
Sie sind in der Zeit des Vorbereitungsdienstes kirch-
liche Lehramtsanwärterinnen und Lehramtsanwär-
ter. Als solche werden sie im Einvernehmen mit dem 
Ministerium für Kultus, Jugend und Sport Baden-
Württemberg im Gaststatus einem Seminar und 
mindestens einer Schule als Ausbildungsschule zu-
gewiesen. Erfolgt die Ausbildung an mehr als einer 
Schule, legt das Bischöfliche Ordinariat im Einver-
nehmen mit der unteren Schulaufsichtsbehörde und 
dem Seminar eine Schule als Stammschule fest.

(2)	 Das Ausbildungsverhältnis endet mit dem Ende des 
Vorbereitungsdienstes. Ist die Kirchliche Prüfung 
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endgültig nicht bestanden, endet das Ausbildungs-
verhältnis mit Ablauf des Tages, an dem das Prü-
fungsergebnis schriftlich bekannt gegeben wird.

(3)	 Das Ausbildungsverhältnis endet ebenfalls,
1.	 wenn die kirchliche Lehramtsanwärterin oder 

der kirchliche Lehramtsanwärter sich in solchem 
Maße als ungeeignet erwiesen hat, dass sie oder 
er nicht länger ausgebildet oder im Unterricht 
eingesetzt werden kann,

2.	 wenn die Frist des § 24 Absatz 2 überschritten 
ist,

3.	 wenn der Vorbereitungsdienst krankheitsbe-
dingt um ein Unterrichtshalbjahr verlängert und 
nicht wieder angetreten wurde oder wenn er um 
mehr als diese Zeit verlängert werden müsste. 
Gleiches gilt, wenn während einer solchen Zeit-
spanne wegen häufiger Erkrankungen eine ge-
regelte Ausbildung nicht möglich war oder dies 
bereits vor ihrem Ablauf festzustellen ist. Der 
Anspruch auf Fortsetzung der Ausbildung bin-
nen vier Jahren und der Prüfungsanspruch ge-
hen, ungeachtet der Nummer 2, durch diese Be-
endigung nicht verloren. Fristbeginn ist das 
Ende der geregelten Ausbildung. Vor Wiederauf-
nahme des Dienstes ist ein ärztliches Zeugnis 
nach § 2 Absatz 1 Nummer 3 vorzulegen,

4.	 wenn die Prüfung nach § 10 Absatz 1 Satz 3 in 
Verbindung mit §  2 Absatz  5 Satz  4 endgültig 
nicht bestanden ist,

5.	 wenn nach Feststellung der Schule oder des 
Staatlichen Seminars, auch nach Verlängerung 
des ersten Ausbildungsabschnitts nach § 10 Ab-
satz  4, die Übernahme selbstständigen Unter-
richts nicht verantwortet werden kann oder

6.	 wenn ein sonstiger wichtiger Grund vorliegt.

§ 8 
Dienstvorgesetzte und Vorgesetzte

Die Leiterin oder der Leiter der für die Schulen zuständi-
gen Hauptabteilung des Bischöflichen Ordinariats sind 
Dienstvorgesetzte, die Leiterin oder der Leiter des Semi-
nars sind Vorgesetzte der kirchlichen Lehramtsanwärte-
rinnen und Lehramtsanwärter. Die Ausbilderinnen und 
Ausbilder am Seminar (Seminarlehrkräfte), die Schullei-
terinnen und Schulleiter der Ausbildungsschulen, denen 
die kirchlichen Lehramtsanwärterinnen und Lehramts-
anwärter zugewiesen sind, die Mentorinnen und Mento-
ren und die begleitenden Lehrkräfte der Ausbildungs-
schulen nach §  13 Absatz  2 sind in ihrem jeweiligen 
Teilbereich weisungsberechtigt; in Zweifelsfällen ent-
scheidet die Seminarleitung im Benehmen mit dem Bi-
schöflichen Ordinariat.

§ 9 
Pflichten

Die kirchlichen Lehramtsanwärterinnen und Lehramts-
anwärter sind verpflichtet, an den die eigene Ausbildung 
betreffenden Veranstaltungen des Seminars und der 
Schule sowie an der Kirchlichen Prüfung teilzunehmen 
und die sonstigen im Rahmen der Ausbildung vorge-
schriebenen Aufgaben zu erfüllen. Seminarveranstaltun-
gen haben Vorrang vor schulischen Veranstaltungen.

ABSCHNITT 3 
Dauer und Gliederung des Vorbereitungsdienstes

§ 10 
Dauer des Vorbereitungsdienstes

(1)	 Der Vorbereitungsdienst ist ein zielgerichtetes Aus-
bildungsverhältnis und dauert in der Regel drei Un-
terrichtshalbjahre. Zeiten von Beschäftigungsverbo-
ten für werdende Mütter und nach der Entbindung 
nach §§ 3 und 6 des Mutterschutzgesetzes sowie El-
ternzeit nach den gesetzlichen Regelungen werden 
auf Verlängerungen nicht angerechnet. Bei einer 
Unterbrechung der Ausbildung von mehr als vier 
Jahren gilt § 2 Absatz 3 und 4 entsprechend und mit 
der Maßgabe, dass geprüft wird, ob die Kenntnisse 
und Fähigkeiten für die erfolgreiche Fortsetzung des 
Vorbereitungsdienstes noch vorhanden sind.

(2)	 Der Vorbereitungsdienst beginnt einmal jährlich am 
ersten Schultag im Februar und endet regelmäßig mit 
dem Ende des folgenden Schuljahres. Im Übrigen en-
det er nach §  7 Absatz  2 Satz  2, durch Entlassung 
oder durch Kündigung durch die kirchliche Lehr-
amtsanwärterin oder den kirchlichen Lehramtsan-
wärter.

(3)	 Das Bischöfliche Ordinariat kann auf Antrag im Ein-
vernehmen mit den staatlichen Schulaufsichtsbehör-
den Zeiten eines anderen Vorbereitungsdienstes 
ganz oder teilweise anrechnen. Wenn und soweit sie 
der Ausbildung förderlich sind, gilt dies auch für be-
rufspraktische Tätigkeiten und für andere vergleich-
bare Ausbildungszeiten. 

(4)	 Der erste Ausbildungsabschnitt (§ 11 Absatz 2) wird 
vom Bischöflichen Ordinariat einmal um längstens 
sechs Monate verlängert, wenn festgestellt ist, dass 
selbstständiger Unterricht im zweiten Ausbildungs-
abschnitt nicht zu verantworten ist. Im Benehmen 
mit der Schule berichtet in diesem Fall die Seminar-
leitung unverzüglich dem Bischöflichen Ordinariat, 
das die Verlängerung der kirchlichen Lehramtsan-
wärterin oder dem kirchlichen Lehramtsanwärter 
mitteilt. Wird während der Verlängerung erneut fest-
gestellt, dass selbstständiger Unterricht nicht zu ver-
antworten ist, berichtet die Seminarleitung im Be-
nehmen mit der Schule dem Bischöflichen Ordinariat 
in der Regel spätestens bis 15. Dezember.

(5)	 Das Bischöfliche Ordinariat kann auf Antrag im Ein-
vernehmen mit dem Seminar den Vorbereitungs-
dienst wegen Krankheit um bis zu einem Unter-
richtshalbjahr verlängern. Bei längerdauernder 
Erkrankung soll das Bischöfliche Ordinariat zu ge-
gebener Zeit eine ärztliche Untersuchung anordnen.

(6)	 Ist eine Aufnahme in einen der laufenden Kurse zum 
Zeitpunkt der Rückkehr nur mit Schwierigkeiten 
möglich, wird für eine Übergangszeit im Rahmen 
der personellen Möglichkeiten des Seminars ein in-
dividueller Ausbildungsplan erstellt. Ist eine Wieder-
eingliederung auch zu einem späteren Zeitpunkt 
nicht möglich, wird der weitere Verlauf entsprechend 
Satz 1 individuell festgelegt. Auf § 84 Absatz 2 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch wird hingewie-
sen.

(7)	 Auf Antrag kann bis zur Wiedereingliederung nach 
Absatz 6 ohne Bezüge beurlaubt werden.
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(8)	 Ist die Kirchliche Prüfung ungeachtet von § 18 Ab-
satz 4 erstmalig nicht bestanden, kann das Bischöf-
liche Ordinariat im Einvernehmen mit dem Seminar 
den Vorbereitungsdienst, falls und soweit geboten, 
einmal und höchstens um ein Unterrichtshalbjahr 
verlängern. Gleiches gilt, wenn diese Prüfung erst-
malig als nicht bestanden gilt. 

(9)	 Ist die unterrichtspraktische Prüfung nach § 20 nicht 
bestanden und ist die Note nicht schlechter als „man-
gelhaft“ (5,0), kann nach Beratung und unter Abwä-
gung der Umstände des Einzelfalles die Wiederho-
lung auf Antrag noch während des laufenden 
Vorbereitungsdienstes gestattet werden, wobei der 
entsprechend § 23 Absatz 2 berechnete Notendurch-
schnitt insgesamt 2,50 oder besser betragen soll. 
Nicht bestandene Kolloquien können auf Antrag 
während des laufenden Vorbereitungsdienstes wie-
derholt werden. Ist auch die unterrichtspraktische 
Prüfung nicht bestanden, finden alle Wiederholun-
gen im verlängerten Vorbereitungsdienst statt. 

(10)	Absatz 9 gilt nicht, wenn der erste Ausbildungsab-
schnitt nach Absatz 4 verlängert worden ist.

§ 11 
Gliederung des Vorbereitungsdienstes

(1)	 Der Vorbereitungsdienst ist in zwei Ausbildungsab-
schnitte gegliedert. Er beginnt in der Regel mit einer 
Einführung, die auf den Inhalten und Erfahrungen 
des Studiums aufbaut. Sie dient insbesondere der 
fachdidaktischen Vorbereitung der kirchlichen Lehr-
amtsanwärterinnen und Lehramtsanwärter auf eine 
baldige Unterrichtsaufnahme an der Schule.

(2)	 Der erste Ausbildungsabschnitt dauert bis zum Ende 
des laufenden Schuljahres und dient der vertieften 
Einführung in eine zunehmend selbstständige Erzie-
hungs- und Unterrichtstätigkeit an der Schule. Die 
Lehramtsanwärterinnen und Lehramtsanwärter neh-
men als Gäste an den regulären Ausbildungsveran-
staltungen am Seminar und an der Schule, der sie 
zugewiesen sind, teil.

(3)	 Der zweite Ausbildungsabschnitt dauert zwei Unter-
richtshalbjahre und umfasst selbstständigen Unter-
richt mit eigenem Lehrauftrag sowie zusätzlichen 
begleiteten Unterricht an der Schule, Veranstaltun-
gen des Seminars und die Prüfung.

§ 12 
Ausbildung am Seminar

(1)	 Die Ausbildung am Seminar umfasst Veranstaltun-
gen
1.	 in Pädagogik,
2.	 in Didaktik und Methodik des Ausbildungsfa-

ches Katholische Religionslehre,
3.	 in Schulrecht, Beamtenrecht sowie schulbezoge-

nem Jugend- und Elternrecht, sowie
4.	 Veranstaltungen im Themenfeld „Kooperation 

und Inklusion“ und „Schuleingangsstufe“. 
Projektorientiertes und fächerverbindendes Arbeiten 
sowie der Umgang mit digitalen Medien sind integ-
rative Inhalte der Seminarveranstaltungen.

(2)	 Die für die kirchlichen Lehramtsanwärterinnen und 
Lehramtsanwärter zuständigen Seminarlehrkräfte 

besuchen sie im Unterricht, beraten sie und geben ih-
nen Gelegenheit, in ihrem Unterricht zu hospitieren. 
Sie erhalten von ihren Seminarlehrkräften im ersten 
Ausbildungsabschnitt in der Regel eine und im zwei-
ten Ausbildungsabschnitt zwei Unterrichtsbesuche. 
Die kirchlichen Lehramtsanwärterinnen und Lehr-
amtsanwärter fertigen vor den Unterrichtsbesuchen 
schriftliche Unterrichtsentwürfe an.

(3)	 Unmittelbar nach jedem Unterrichtsbesuch wird ein 
Beratungsgespräch geführt und zeitnah ein Ergeb-
nisprotokoll mit vereinbarten Zielen verfasst; eine 
Kopie davon wird der kirchlichen Lehramtsanwärte-
rin oder dem kirchlichen Lehramtsanwärter ausge-
händigt.

(4)	 Im Vorbereitungsdienst findet mindestens ein ver-
bindliches Ausbildungsgespräch statt, das die Schul-
leiterin oder der Schulleiter, die Mentorin oder der 
Mentor, eine Seminarlehrkraft gemeinsam gegen 
Ende des ersten Ausbildungsabschnittes mit der 
kirchlichen Lehramtsanwärterin oder dem kirchli-
chen Lehramtsanwärter führt. Bei Bedarf erfolgt ein 
weiteres Gespräch unmittelbar vor den Prüfungen 
nach § 20. Nach Bestehen der in § 17 Nummer 2 bis 
5 genannten Prüfungsteile kann auf Wunsch der 
kirchlichen Lehramtsanwärterin oder des kirchli-
chen Lehramtsanwärters ein Bilanzgespräch unter 
Berücksichtigung der Ausbildungsgespräche, der 
Rückmeldungen zu den Unterrichtsbesuchen, sonsti-
ger dienstlicher Erkenntnisse, der Qualifikationen, 
Leistungen und Kompetenzen mit Blick auf die Be-
rufseingangsphase der kirchlichen Lehramtsanwär-
terin oder des kirchlichen Lehramtsanwärters mit 
mindestens einer der in Satz 1 genannten Personen 
geführt werden. An diesem Gespräch nimmt bei Be-
darf eine Vertreterin bzw. ein Vertreter des Bischöf-
lichen Ordinariates teil.

§ 13 
Ausbildung an der Schule

(1)	 Für die schulische Ausbildung wird die kirchliche 
Lehramtsanwärterin oder der kirchliche Lehramts-
anwärter vom Bischöflichen Ordinariat einer Grund-
schule als Ausbildungsschule zugewiesen. Ist die 
schulische Ausbildung an der zugewiesenen Schule 
im Ausbildungsfach nicht oder in nicht ausreichen-
dem Maße zu gewährleisten, wird die kirchliche 
Lehramtsanwärterin oder der kirchliche Lehramts-
anwärter einer weiteren Schule zugewiesen. Die 
Schulleitung regelt in Abstimmung mit dem Seminar 
und ggf. mit dem Bischöflichen Ordinariat die Aus-
bildung an der Schule. Ihr obliegt die Sorge für die 
Ausbildung in Schulkunde. Die kirchliche Lehr-
amtsanwärterin oder der kirchliche Lehramtsanwär-
ter erhält von der jeweiligen Schulleitung auf Nach-
frage und aus gegebenem Anlass mündliche 
Rückmeldungen zu ihrem oder seinem Leistungs-
stand.

(2)	 Die Schulleitung bestellt im Einvernehmen mit dem 
Bischöflichen Ordinariat eine Mentorin oder einen 
Mentor. Diese oder dieser koordiniert in Abstim-
mung mit der Schulleitung die Ausbildung und weist 
die kirchliche Lehramtsanwärterin oder den kirchli-
chen Lehramtsanwärter auch anderen begleitenden 
Lehrkräften für das Ausbildungsfach zu. Insbeson-
dere Schulleitung und Mentorin oder Mentor sind 
Ansprechpersonen der kirchlichen Lehramtsanwär-
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terin oder des kirchlichen Lehramtsanwärters. Sie 
beraten und besuchen sie oder ihn im Unterricht, was 
jederzeit möglich ist. Mentorinnen und Mentoren 
und begleitende Lehrkräfte lassen sie oder ihn in ih-
rem Unterricht hospitieren. Die Mentorin oder der 
Mentor steht in Kontakt mit den Seminarlehrkräften. 
Schulleiterinnen und Schulleiter sind verpflichtet, 
die kirchliche Lehramtsanwärterin oder den kirchli-
chen Lehramtsanwärter mindestens einmal im Un-
terricht zu besuchen. 

(3)	 Während des ersten Ausbildungsabschnitts hospitie-
ren und unterrichten die kirchlichen Lehramtsan-
wärterinnen und Lehramtsanwärter wöchentlich bis 
zu zwölf Unterrichtsstunden in der Schule; sie unter-
richten zunehmend eigenverantwortlich im Rahmen 
des Lehrauftrags der begleitenden Lehrkräfte (be-
gleiteter Ausbildungsunterricht). Sie nehmen an Ver-
anstaltungen der Schule und außerschulischen Ver-
anstaltungen teil und lernen die schulischen Gremien 
kennen. Neben dem katholischen Religionsunterricht 
ist die Hospitation auch in anderen Fächern möglich.

(4)	 Während des zweiten Ausbildungsabschnitts werden 
acht bis zehn, bei Schwerbehinderung in der Regel 
sechs bis acht Wochenstunden selbstständig und be-
gleitet unterrichtet. 

(5)	 Die Schulleiterinnen und Schulleiter erstellen etwa 
drei Monate vor Ende des Vorbereitungsdienstes 
eine schriftliche Beurteilung (Schulleiterbeurtei-
lung) über die Berufsfähigkeit der kirchlichen Lehr-
amtsanwärterinnen oder Lehramtsanwärter und be-
teiligen hierbei ihre Mentorinnen und Mentoren und 
Seminarlehrkräfte. Diese können den Entwurf der 
Beurteilung vorab zur Kenntnis erhalten und Stel-
lung nehmen. Die Beurteilung wird unverzüglich 
dem Bischöflichen Ordinariat als Prüfungsamt und 
dem Seminar zugeleitet. Beurteilt werden vorrangig 
die Kompetenzbereiche Unterrichten, Erziehen und 
Schule mitgestalten. Das Engagement, schulkundli-
che Kenntnisse und das gesamte dienstliche Verhal-
ten sind zu berücksichtigen. Maßgeblicher Zeitraum 
ist der bis zum Beurteilungszeitpunkt geleistete Vor-
bereitungsdienst mit Schwerpunkt auf dem zweiten 
Ausbildungsabschnitt.

(6)	 Die Schulleiterbeurteilung steht bis zum Ende der 
Ausbildung unter Änderungsvorbehalt. Sie ist zu än-
dern, wenn die weiteren Leistungen der kirchlichen 
Lehramtsanwärterin oder des kirchlichen Lehramts-
anwärters oder das dienstliche Verhalten dies erfor-
dern. Sie schließt mit einer Note nach § 22. Werden 
in der Schulleiterbeurteilung die pädagogischen und 
erzieherischen Kompetenzen oder die Lehrfähigkeit 
im Ausbildungsfach als nicht ausreichend beurteilt, 
darf die Note „ausreichend“ (4,0) nicht erteilt wer-
den. Ist die kirchliche Lehramtsanwärterin bzw. der 
kirchliche Lehramtsanwärter an mehreren Schulen 
eingesetzt, erstellt die Schulleitung der Stammschule 
die schriftliche Beurteilung im Einvernehmen mit 
den Schulleitungen der weiteren Schulen.

(7)	 Nach Übergabe des Zeugnisses nach §  27 Abs.  1 
wird die Beurteilung auf Antrag ausgehändigt.

ABSCHNITT 4 
Kirchliche Prüfung

§ 14 
Prüfungsbehörde

Prüfungsbehörde ist die für Schulen zuständige Haupt-
abteilung des Bischöflichen Ordinariats, (Kirchliches 
Prüfungsamt). Das Kirchliche Prüfungsamt ist zuständig 
für die nach dieser Ordnung zu treffenden Entscheidun-
gen, soweit nichts anderes festgelegt ist.

§ 15 
Prüferinnen und Prüfer, Prüfungsausschüsse

(1)	 Zu Prüferinnen und Prüfern können Personen be-
stellt werden, die entsprechend ihrer Ausbildung und 
Berufstätigkeit geeignet sind, Prüfungen im Sinne 
dieser Ordnung abzunehmen.

(2)	 Das Kirchliche Prüfungsamt bildet Prüfungsaus-
schüsse für Prüfungen nach § 17 Nummer 4 und 5, 
soweit geboten unter vorbereitender Mitwirkung des 
Seminars. Die Prüfungsausschüsse bestehen aus der 
oder dem Vorsitzenden und einer zweiten prüfenden 
Person. 

(3)	 Wer den Vorsitz führt, leitet die Prüfung, kann selbst 
prüfen und ist verantwortlich für die Einhaltung der 
Vorschriften. Wer prüft, ist in dieser Tätigkeit unab-
hängig und nicht an Weisungen gebunden. 

(4)	 Mitglieder des Landeslehrerprüfungsamtes sind im 
Einvernehmen mit dem Kirchlichen Prüfungsamt 
bei Prüfungen anwesenheitsberechtigt, ebenso die 
Seminarleitung und von ihr bestimmte Seminarlehr-
kräfte. Bei dienstlichem Interesse kann das Kirchli-
che Prüfungsamt weiteren Personen die Anwesen-
heit gestatten.

(5)	 Die Pflicht zur Amtsverschwiegenheit besteht auch 
gegenüber der Mentorin oder dem Mentor sowie ge-
genüber der Schulleitung.

§ 16 
Niederschriften

Über die Prüfungsteile nach § 17 Nummer 2 bis 5 wird 
jeweils eine Niederschrift gefertigt. Es sind aufzuneh-
men:
1.	 die Besetzung des Prüfungsausschusses,
2.	 Name der kirchlichen Lehramtsanwärterin oder des 

kirchlichen Lehramtsanwärters,
3.	 Tag, Ort und Teil der Prüfung, 
4.	 Beginn und Ende, Themen und Verlauf der Prüfung,
5.	 die Prüfungsnote und, falls eröffnet, die sie tragen-

den Gründe sowie
6.	 besondere Vorkommnisse.
Die Niederschriften werden von den Mitgliedern des 
Prüfungsausschusses unmittelbar nach der Prüfung un-
terzeichnet und unverzüglich dem Kirchlichen Prüfungs-
amt zugeleitet.
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§ 17 
Art und Umfang der Prüfung

Die Kirchliche Prüfung umfasst:
1.	 die Schulleiterbeurteilung (§ 13 Absatz 5 und 6),
2.	 die Schulrechtsprüfung (§ 18),
3.	 das pädagogische Kolloquium (§ 19),
4.	 die Beurteilung der Unterrichtspraxis (§ 20) und
5.	 das fachdidaktische Kolloquium (§ 21).

§ 18 
Schulrechtsprüfung

(1)	 Die Prüfung in Schulrecht, Beamtenrecht sowie 
schulbezogenem Jugend- und Elternrecht (Schul-
rechtsprüfung) findet, auch im Falle des §  10 Ab-
satz  4, am Ende des ersten Ausbildungshalbjahres 
oder zu Beginn des zweiten Ausbildungshalbjahres 
statt. Sie soll von konkreten Erfahrungen der schuli-
schen Praxis ausgehen und besteht aus einem Prü-
fungsgespräch von etwa 20 Minuten.

(2)	 Die kirchliche Lehramtsanwärterin bzw. der kirchli-
che Lehramtsanwärter nimmt an der Schulrechtsprü-
fung am Seminar teil.

(3)	 Die Leistung wird unmittelbar anschließend nach 
§ 22 bewertet. Weichen die Bewertungen voneinan-
der ab und erfolgt keine Einigung, wird die Endnote 
über den rechnerischen Durchschnitt der Bewertun-
gen bestimmt. Das Ergebnis wird auf zwei Dezima-
len hinter dem Komma abbrechend berechnet und 
entsprechend § 23 Absatz 2 auf eine ganze oder halbe 
Note als Endnote festgelegt. Im Anschluss an die 
Prüfung eröffnet die oder der Vorsitzende auf 
Wunsch die Note, auf Verlangen auch deren tragende 
Gründe. 

(4)	 Bei Nichtbestehen soll die Prüfung noch während 
des laufenden Vorbereitungsdienstes wiederholt 
werden.

§ 19 
Pädagogisches Kolloquium 

(1)	 Das pädagogische Kolloquium ist eine Einzelprü-
fung von etwa 30 Minuten. Die kirchliche Lehramts-
anwärterin oder der kirchliche Lehramtsanwärter 
soll zeigen, dass sie bzw. er Situationen aus pädago-
gischen Handlungsfeldern verstehen, analysieren, 
bewerten sowie die eigene pädagogische Praxis da-
mit verknüpfen kann.

(2)	 Den Vorsitz führt, wer am Seminar in Pädagogik 
ausbildet, zweite prüfende Person ist die eigene Aus-
bilderin oder der eigene Ausbilder in Pädagogik. § 18 
Absatz 3 gilt entsprechend.

(3)	 Wer den Vorsitz führt, eröffnet nach dem Kollo-
quium auf Wunsch die Note. 

§ 20 
Beurteilung der Unterrichtspraxis

(1)	 Beurteilt werden die unterrichtspraktischen Fähig-
keiten im Ausbildungsfach Katholische Religions-
lehre, insbesondere in den Bereichen Unterrichtspla-
nung und -reflexion, Steuerung und Gestaltung von 
Lernprozessen. Hierzu werden die kirchlichen Lehr-
amtsanwärterinnen und Lehramtsanwärter in ihrem 

Unterricht besucht. Der Unterrichtsbesuch dauert 
mindestens 45  Minuten. Für die unterrichtsprakti-
sche Prüfung fertigen die kirchlichen Lehramtsan-
wärterinnen und Lehramtsanwärter einen schriftli-
chen Unterrichtsentwurf an. Der Umgang mit 
heterogenen Lernvoraussetzungen und individuali-
siertem Lernen ist dabei stets zu behandeln. Zweite 
prüfende Person nach § 15 Absatz 2 kann die eigene 
Seminarlehrkraft sein. Im Anschluss an den Unter-
richt kann die kirchliche Lehramtsanwärterin oder 
der kirchliche Lehramtsanwärter zu dessen Ablauf 
Stellung nehmen. Unmittelbar anschließend wird 
nach § 22 bewertet. Unterrichtsplanung und gegebe-
nenfalls die jeweilige Stellungnahme werden in der 
Beurteilung berücksichtigt.

(2)	 Die Mentorinnen und Mentoren, die Schulleiterin 
oder der Schulleiter, wenn sie den Unterricht der 
kirchlichen Lehramtsanwärterinnen oder Lehramts-
anwärter besucht und beraten haben, dürfen nicht zu 
Mitgliedern des Prüfungsausschusses nach § 15 be-
stellt werden.

(3)	 Das Kirchliche Prüfungsamt bestimmt Zeiträume, in 
denen die Prüfung nach Absatz 1 stattfindet und ori-
entiert sich dabei an der Planung des Landeslehrer-
prüfungsamts. Die kirchliche Lehramtsanwärterin 
oder der kirchliche Lehramtsanwärter leitet dem 
Prüfungsausschuss für diesen Zeitraum den eigenen 
Stundenplan und den verbindlichen Themenvertei-
lungsplan zu, der die Themen der einzelnen Stunden 
oder Sequenzen enthält. Die Prüferin oder der Prüfer 
legt im Einvernehmen mit der oder dem Prüfungs-
vorsitzenden entsprechend dem Lehrauftrag und 
dem Themenverteilungsplan Thema, Prüfungster-
min und gegebenenfalls die Dauer der zu beurteilen-
den Unterrichtspraxis fest und unterrichtet darüber 
das Kirchliche Prüfungsamt und die Schule. Diese 
Festlegungen werden der kirchlichen Lehramtsan-
wärterin oder dem kirchlichen Lehramtsanwärter 
am sechsten Werktag vor dem Tag, an dem die jewei-
lige Prüfung stattfindet, von der Schulleitung be-
kannt gegeben. Zuvor wird über diesen Termin strik-
tes Stillschweigen bewahrt.

(4)	 Für die unterrichtspraktische Prüfung ist ein Exemp-
lar des schriftlichen Unterrichtsentwurfs pro Aus-
schussmitglied und eines für die Akte der kirchli-
chen Lehramtsanwärterin bzw. des kirchlichen 
Lehramtsanwärters der Vorsitzenden bzw. dem Vor-
sitzenden des Prüfungsausschusses etwa 30 Minuten 
vor Beginn des Unterrichts zu übergeben. Der Ent-
wurf soll ohne Materialien zehn Seiten nicht über-
schreiten. Er muss den Zusammenhang mit vorheri-
gem und folgendem Unterricht darlegen. Eine 
Einsichtnahme des Prüfungsausschusses in die je-
weiligen Klassentagebücher ist zu gewährleisten.

(5)	 Dem Unterrichtsentwurf ist die schriftliche Versi-
cherung beizufügen, dass dieser selbstständig und 
nur mit den angegebenen Hilfsmitteln angefertigt 
wurde. Für alle Stellen und Materialien, die dem 
Wortlaut oder dem Sinn nach anderen Werken, auch 
elektronischen Medien, entnommen wurden, sind 
die Quellen anzugeben. Materialien aus dem Internet 
sind durch Ausdruck der ersten Seite zu belegen, auf 
Nachfrage durch kompletten Ausdruck oder auf ei-
nem elektronischen Speichermedium möglichst im 
PDF-Format. Unzulässig sind insbesondere Hilfen 
Dritter.
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§ 21 
Fachdidaktisches Kolloquium

(1)	 Das fachdidaktische Kolloquium findet in der Regel 
im Anschluss an die unterrichtspraktische Prüfung 
statt, wird von denselben Prüferinnen und Prüfern 
abgenommen und dauert etwa 30  Minuten. Es soll 
vom gesehenen Unterricht ausgehen, sich jedoch 
mindestens zur Hälfte mit über diesen hinausgehen-
den Fragen befassen. § 18 Absatz 3 gilt entsprechend. 

(2)	 Wer den Vorsitz führt, eröffnet nach dem fachdidak-
tischen Kolloquium auf Wunsch die Note der unter-
richtspraktischen Prüfung nach § 20 sowie die Note 
des fachdidaktischen Kolloquiums und gegebenen-
falls auf Verlangen zugleich die tragenden Gründe 
der Bewertung.

§ 22 
Bewertung der Prüfungsleistungen

(1)	 Die einzelnen Prüfungsleistungen werden wie folgt 
bewertet:
sehr gut	(1)	  
=  � eine Leistung, die den Anforderungen in beson-

derem Maße entspricht;
gut	 (2)	  
=   �eine Leistung, die den Anforderungen voll ent-

spricht;
befriedigend	 (3)	  
=   �eine Leistung, die im Allgemeinen den Anforde-

rungen entspricht;
ausreichend	 (4)	  
=   �eine Leistung, die zwar Mängel aufweist, aber im 

Ganzen den Anforderungen noch entspricht;
mangelhaft	 (5)	  
=   �eine Leistung, die den Anforderungen nicht ent-

spricht, jedoch erkennen lässt, dass die notwendi-
gen Grundkenntnisse vorhanden sind;

ungenügend	 (6)	  
=   �eine Leistung, die den Anforderungen nicht ent-

spricht und bei der die notwendigen Grundkennt-
nisse fehlen.

(2)	 Es können Zwischennoten (halbe Noten) erteilt wer-
den. Für Zwischennoten sind folgende Bezeichnun-
gen zu verwenden:
sehr gut bis gut			   (1,5),
gut bis befriedigend			   (2,5),
befriedigend bis ausreichend		  (3,5),
ausreichend bis mangelhaft		  (4,5),
mangelhaft bis ungenügend		  (5,5).

(3)	 Die Note ist in ihrer wörtlichen Bezeichnung anzu-
geben, zusätzlich in Klammern die bezifferte Be-
wertung.

(4)	 Einigen sich die Mitglieder eines Prüfungsausschus-
ses nicht, gilt § 18 Absatz 3 Satz 2 und 3.

§ 23 
Gesamtnote

(1)	 Die Einzelleistungen werden wie folgt gewichtet:
1.	 die Schulleiterbeurteilung (§ 13 Absatz 5 und 6) 

vierfach,
2.	 die Schulrechtsprüfung (§ 18) einfach,
3.	 das Pädagogische Kolloquium (§ 19) dreifach,
4.	 die Beurteilung der Unterrichtspraxis (§  20) 

achtfach,
5.	 das fachdidaktische Kolloquium (§ 21) vierfach.

(2)	 Die Gesamtnote ergibt sich aus der durch 20 geteil-
ten Summe der gewichteten Einzelleistungen. Das 
Ergebnis wird auf zwei Dezimalen berechnet und die 
Berechnung danach abgebrochen. Die Gesamtnote 
wird wie folgt festgelegt: 
Ein errechneter Durchschnitt von 
1,00	 bis	1,24	 ergibt die Note	 „sehr gut“,
1,25	 bis	1,74	 ergibt die Note	 „sehr gut bis gut“,
1,75	 bis	2,24	 ergibt die Note	 „gut“,
2,25	bis	2,74	 ergibt die Note	� „gut bis befriedigend“,
2,75	 bis	3,24	 ergibt die Note	 „befriedigend“,
3,25	bis	3,74	 ergibt die Note	� „befriedigend bis aus-

reichend“,
3,75	 bis	4,00	 ergibt die Note	 „ausreichend“,
4,01	 bis	4,74	 ergibt die Note	� „ausreichend bis 

mangelhaft“,
4,75	 bis	5,24	 ergibt die Note	 „mangelhaft“,
5,25	bis	5,74	 ergibt die Note	� „mangelhaft bis un-

genügend“,
5,75	 bis	6,00	 ergibt die Note	 „ungenügend“.

(3)	 Ein nach Absatz  1 und 2 errechneter Durchschnitt 
von
1,00	 bis	1,49	 ergibt die Gesamtnote	  
				    „mit Auszeichnung bestanden“,
1,50	 bis	2,49	 ergibt die Gesamtnote	  
				    „gut bestanden“,
2,50	bis	3,49	 ergibt die Gesamtnote	  
				    „befriedigend bestanden“,
3,50	bis	4,00	 ergibt die Gesamtnote	 „bestanden“.

(4)	 Die Prüfung ist bestanden, wenn jede Prüfungsleis-
tung nach Absatz 1 mindestens mit der Note „aus-
reichend“ (4,0) bewertet worden ist.

(5)	 Ist die Prüfung nicht bestanden, so wird eine Ge-
samtnote nicht ermittelt. Auf Wunsch wird eine Ge-
samtaufstellung der Prüfungsleistungen mitgeteilt.

§ 24 
Fernbleiben von der Prüfung

(1)	 Wer ohne Genehmigung des Kirchlichen Prüfungs-
amts der Prüfung oder einzelnen Prüfungsterminen 
fernbleibt, erhält in der Prüfung oder den betreffen-
den Prüfungsleistungen die Note „ungenügend“ 
(6,0).
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(2)	 Genehmigt das Kirchliche Prüfungsamt den Rück-
tritt, gilt die Prüfung als nicht unternommen. Die 
Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn ein 
wichtiger Grund vorliegt, insbesondere wenn die 
Ablegung der Prüfung durch Krankheit verhindert 
wird. Im Falle einer Erkrankung kann der Rücktritt 
nur genehmigt werden, wenn er unverzüglich mitge-
teilt und unverzüglich ein ärztliches Zeugnis vorge-
legt wird, das die für die Beurteilung der Prüfungs-
unfähigkeit nötigen medizinischen Befundtatsachen 
enthält. In begründeten Einzelfällen, insbesondere 
bei wiederholtem Rücktritt oder wiederholtem Fern-
bleiben im Falle einer Erkrankung, kann die Vorlage 
eines amtsärztlichen Zeugnisses verlangt werden. 
Als wichtiger Grund im Sinne von Satz 2 gilt auch 
die Inanspruchnahme der Schutzfristen von § 3 Ab-
satz  2 und §  6 Absatz  1 des Mutterschutzgesetzes. 
Das Kirchliche Prüfungsamt bestimmt, wann die 
Prüfung nachzuholen ist. Sie soll spätestens nach 
einem halben Jahr begonnen oder fortgesetzt wer-
den.

(3)	 Wer sich in Kenntnis eines wichtigen Grundes im 
Sinne von Absatz 2 der Prüfung ganz oder teilweise 
unterzogen hat, kann nachträglich eine Verhinde-
rung wegen dieses Grundes nicht geltend machen. 
Der Kenntnis steht die fahrlässige Unkenntnis gleich. 
Fahrlässige Unkenntnis liegt insbesondere vor, wenn 
bei einer gesundheitlichen Beeinträchtigung nicht 
unverzüglich eine Klärung herbeigeführt wurde. Die 
Nachweispflicht obliegt der kirchlichen Lehramtsan-
wärterin oder dem kirchlichen Lehramtsanwärter. 
Wenn nach Abschluss der Prüfungsleistung, für die 
eine Verhinderung geltend gemacht wird, ein Monat 
verstrichen ist, ist das Berufen auf einen Rücktritts-
grund in jedem Fall ausgeschlossen.

§ 25 
Täuschungsversuch, Verstoß gegen die Ordnung

(1)	 Wer es unternimmt, das Ergebnis einer Prüfungsleis-
tung durch Täuschung oder Benutzung nicht zuge-
lassener Hilfsmittel zu beeinflussen, in sonstiger 
Weise gröblich gegen die Ordnung verstößt oder eine 
nicht der Wahrheit entsprechende Versicherung nach 
§ 20 Absatz 5 abgibt, gegen den setzt das Kirchliche 
Prüfungsamt je nach Schwere des Verstoßes entwe-
der die Note „ungenügend“ (6,0) fest oder verfügt 
den Ausschluss von der Prüfung. In diesem Fall gilt 
die gesamte Prüfung als nicht bestanden.

(2)	 Stellt sich eine derartige Verfehlung nachträglich he-
raus, kann das Kirchliche Prüfungsamt die ergan-
gene Prüfungsentscheidung zurücknehmen und ent-
sprechend Absatz  1 verfahren, es sei denn, seit 
Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses sind mehr als 
zwei Jahre vergangen.

§ 26 
Wiederholung der Prüfung

(1)	 Ist die Prüfung nicht bestanden, weil eine oder meh-
rere Prüfungsleistungen mit einer schlechteren Note 
als „ausreichend“ (4,0) bewertet worden sind, können 
die entsprechenden Prüfungsleistungen einmal wie-
derholt werden. Gilt die Prüfung nach § 25 als nicht 
bestanden, müssen alle Prüfungsleistungen wieder-
holt werden.

(2)	 Ist die Prüfung nicht bestanden, weil die Schulleiter-
beurteilung schlechter als „ausreichend“ (4,0) ist, 

muss die unterrichtspraktische Prüfung (§ 20) wie-
derholt werden. Andere bestandene Prüfungsteile 
bleiben gültig. Am Ende eines verlängerten Vorbe-
reitungsdienstes erstellt die Schulleiterin oder der 
Schulleiter eine neue Beurteilung über diesen Zeit-
raum. 

(3)	 Ist der Vorbereitungsdienst aus anderen Gründen als 
nach Absatz 2 verlängert worden, so wird an dessen 
Ende eine neue Schulleiterbeurteilung auf der 
Grundlage der gesamten Zeit des Vorbereitungs-
dienstes erstellt.

(4)	 Ist in einer Wiederholungsprüfung eine mit einer 
schlechteren Note als „ausreichend“ (4,0) bewertete 
Leistung erbracht worden, ist der Prüfungsanspruch 
erloschen.

§ 27 
Lehrbefähigung und Prüfungszeugnis

(1)	 Wer die Prüfung besteht, erwirbt die Lehrbefähi-
gung für das Fach Katholische Religionslehre an 
Grundschulen. Die kirchliche Lehramtsanwärterin 
oder der kirchliche Lehramtsanwärter erhält hierü-
ber ein Zeugnis.

(2)	 Das Zeugnis nennt die Noten der einzelnen Prü-
fungsleistungen nach § 22 und die Gesamtnote nach 
§ 23.

(3)	 Ist die Prüfung nicht bestanden, wird ein schriftli-
cher Bescheid erteilt.

§ 28 
Inkrafttreten

Diese Ausbildungs- und Prüfungsordnung tritt am 1. Ja-
nuar 2026 in Kraft. 
Rottenburg a. N., den 13. Oktober 2025
+ Dr. Klaus Krämer
Bischof
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BO-Nr. 4791 – 11.11.2025  
PfReg. D 1.1 a

Gesetz zur Änderung der Ordnung für die 
Kirchengemeinden und örtlichen kirchlichen 

Stiftungen in der Diözese Rottenburg-
Stuttgart (Kirchengemeindeordnung – KGO)

In der Sitzung des Bischöflichen Ordinariates vom 
14. Oktober 2025 wurde beschlossen, dass die Prüfung 
und Genehmigung der jährlichen Haushaltspläne der 
Kirchengemeinden, die gemäß § 84 Buchstabe a Halb-
satz 1 KGO dem Dekan obliegt, ab dem Haushaltsplan 
2027 an die bischöfliche Aufsicht übertragen wird, die in 
diesem Fall durch die Hauptabteilung XIII – Kirchenge-
meinden und Dekanate des Bischöflichen Ordinariates 
Rottenburg wahrgenommen wird.
Die Ordnung für die Kirchengemeinden und örtlichen 
kirchlichen Stiftungen in der Diözese Rottenburg-Stutt-
gart (Kirchengemeindeordnung – KGO) in der Fassung 
vom 1. März 2019 (BO-Nr.  6477 – 04.12.18, KABl.  63 
[2019] S.  35–56), mit Änderungen vom 31.  Mai 2019 
(BO-Nr. 3282 – 31.05.19, KABl. 63 [2019] S. 278–279), 
vom 14. Mai 2020 (BO-Nr. 2666 – 14.05.20, KABl. 64 
[2020] S.  183), vom 17.  Februar 2021 (BO-Nr.  805 – 
17.02.21, KABl. 65 [2021] S. 135–136) und vom 8. De-
zember 2022 (BO-Nr. 2911 – 31.05.22, KABl. 66 [2022] 
S. 457–458) wird dazu folgendermaßen geändert:
1.	 In § 84 Buchstabe a werden der 1. Halbsatz mit dem 

Wortlaut „Prüfung und Genehmigung der jährlichen 
Haushaltspläne“ und am Ende das Komma gestri-
chen.

2.	 In §  88 Absatz  2 Nummer  1 wird am Ende nach 
Buchstabe l der Buchstabe m mit dem Wortlaut „Prü-
fung und Genehmigung der jährlichen Haushalts-
pläne“ eingefügt.

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2026 in Kraft und wird 
im Kirchlichen Amtsblatt für die Diözese Rottenburg-
Stuttgart bekannt gemacht.
Rottenburg a. N., den 17. November 2025
+ Dr. Klaus Krämer
Bischof

BO-Nr. 4680 – 03.11.2025 
PfReg. F 1.1 a 1

Kommission zur Ordnung des Diözesanen 
Arbeitsvertragsrechts 

(Bistums-KODA)

63. Änderung der AVO-DRS 
Kenntnisnahme ÄTV Nr. 19 TVÖD BT-B

Die Bistums-KODA hat am 09.10.2025 folgende Ände-
rungen der Arbeitsvertragsordnung der Diözese Rotten-
burg-Stuttgart (AVO-DRS), Beschluss der Bistums-
KODA vom 15.10.2010, KABl.  2010, S.  333  ff., zuletzt 
geändert durch Beschluss der Bistums-KODA vom 
16.07.2025, KABl. 2025, S. 238 ff., Übernahme des Än-
derungstarifvertrags Nr.  19 vom 6.  April 2025 zum 
Tarifvertrag der VKA für den öffentlichen Dienst 
(TVöD) – Besonderer Teil Pflege- und Betreuungsein-

richtungen – (BT-B) – vom 1. August 2006 zur Kenntnis 
genommen:
Legende:
schwarz Standard: 	 eigenständige Regelung
kursiv: 	� Wortlaut ist dem Tarifvertrag der 

VKA für den öffentlichen Dienst 
(TVöD) – Besonderer Teil  Pflege- 
und Betreuungseinrichtungen – 
(BT-B) – entnommen.

§ 1 
Änderungen der AVO-DRS zum 1. Januar 2025

Die AVO-DRS wird wie folgt geändert:
1.	 [nicht belegt]
2.	 [keine Übernahme]
3.a)	[bereits umgesetzt]
3.b)	§ 55 Nr. 1 Absatz 5 AVO-DRS wird wie folgt gefasst:

„(5)	1Beschäftigte, die in eine der Entgeltgruppen P 5 
bis P  16 eingruppiert sind, erhalten bis 
31. März 2025 zuzüglich zu dem Tabellenentgelt 
gemäß § 15 Absatz 1 eine Pflegezulage in Höhe 
von monatlich 133,80  Euro. 2Die Pflegezulage 
gemäß Satz 1 erhöht sich ab dem 1. April 2025 
auf monatlich 137,96  Euro und ab dem 
1.  Mai  2026 auf monatlich 141,82  Euro. 3Die 
Pflegezulage verändert sich bei allgemeinen 
Entgeltanpassungen nach dem 31. März 2027 um 
den von den Tarifvertragsparteien vereinbarten 
Vomhundertsatz.“

4.	 § 45 Nr. 6 Satz 2 AVO-DRS wird wie folgt gefasst:
„2Beträgt bei Höhergruppierungen innerhalb der 
Anlage  D zur AVO-DRS  der Unterschiedsbetrag 
zwischen dem derzeitigen Tabellenentgelt und dem 
Tabellenentgelt nach Satz 1 in der höheren Entgelt-
gruppe
-	 in den Entgeltgruppen S  2 bis S  8b bis 

31. März 2025 weniger als 72,99 Euro, ab dem 
1. April 2025 weniger als 75,26 Euro und ab dem 
1. Mai 2026 77,37 Euro,

-	 in den Entgeltgruppen S  9 bis S  18 bis 
31. März 2025 weniger als 116,79 Euro, ab dem 
1.  April  2025 weniger als 120,42  Euro und ab 
dem 1. Mai 2026 123,79 Euro,

erhält die/der Beschäftigte während der betreffen-
den Stufenlaufzeit anstelle des Unterschiedsbetrages 
den vorgenannten jeweils zustehenden Garantiebe-
trag.“

5.	 Die Anlage D zur AVO-DRS: Entgelttabelle zu § 45 
Nr.  2 (Sozial- und Erziehungsdienst) wird wie aus 
dem Anhang 2 ersichtlich gefasst.

6.	 Die Anlage C zur AVO-DRS Entgelttabelle zu § 55 
Nr. 1 (Pflegedienst) wird wie aus dem Anhang 1 er-
sichtlich gefasst.



Kirchliches Amtsblatt Rottenburg-Stuttgart 2025, Nr. 15, 15.12.2025� 387

§ 2 
[nicht belegt]

§ 3 
Änderungen der AVO-DRS zum 1. Januar 2026

Die AVO-DRS, zuletzt geändert durch §  1 dieses Be-
schlusses, wird wie folgt geändert:
Der Wortlaut von § 55 Nr.  4 Absatz 1 AVO-DRS wird 
durch folgende Neufassung ersetzt:
„Für Beschäftigte, die in eine der Entgeltgruppen P 5 bis 
P 16 eingruppiert sind, gilt Absatz 2 in folgender Fas-
sung:
Die Jahressonderzahlung beträgt bei Beschäftigten

- in den Entgeltgruppen P 5 bis P 8	 90 Prozent
- in den Entgeltgruppen P 9 bis P 16	 85 Prozent

des der/dem Beschäftigten in den Kalendermonaten Juli, 
August und September durchschnittlich gezahlten mo-
natlichen Entgelts; unberücksichtigt bleiben hierbei das 
zusätzliche für Überstunden und Mehrarbeit gezahlte 
Entgelt (mit Ausnahme der im Dienstplan vorgesehenen 
Überstunden und Mehrarbeit), Leistungszulagen, Leis-
tungs- und Erfolgsprämien.

Protokollerklärung zu Absatz 1:
[nicht belegt]“

§ 4 
Ausnahmen vom Geltungsbereich

Für Beschäftigte, die spätestens mit Ablauf des 6.  Ap-
ril 2025 aus dem Arbeitsverhältnis ausgeschieden sind, 
gelten die vorgenannten Änderungen der AVO-DRS. Für 
Beschäftigte, die spätestens mit Ablauf des 6. April 2025 
aufgrund eigenen Verschuldens ausgeschieden sind, gel-
ten die vorgenannten Änderungen der AVO-DRS nicht.

§ 5  
Inkrafttreten

Diese Änderungen treten am 1.  Januar  2025 in Kraft. 
Abweichend von Satz  1 tritt §  3 am 1.  Januar  2026 in 
Kraft.
Rottenburg a. N., den 11. November 2025
Dr. Clemens Stroppel
Generalvikar

Anhang 1

Anlage C zur AVO-DRS: Entgelttabelle zu § 55 Nr. 1 (Pflegedienst)43

gültig vom 1. April 2025 bis 30. April 2026 (monatlich in Euro)

EG Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6
P 16 5.097,32 5.268,39 5.820,78 6.464,70 6.748,74
P 15 4.992,50 5.149,06 5.540,47 6.008,91 6.187,80
P 14 4.876,97 5.029,76 5.411,69 5.930,62 6.025,31
P 13 4.761,46 4.910,45 5.282,90 5.551,83 5.621,28
P 12 4.530,37 4.671,80 5.025,33 5.242,50 5.343,51
P 11 4.299,33 4.433,17 4.767,77 4.989,97 5.090,99
P 10 4.070,43 4.194,92 4.548,07 4.718,51 4.825,84
P 9 3.883,65 4.070,43 4.194,92 4.434,43 4.535,43
P 8 3.600,40 3.757,59 3.964,57 4.132,22 4.366,71
P 7 3.414,69 3.600,40 3.889,43 4.036,57 4.188,13
P 6 2.930,44 3.100,59 3.271,86 3.636,14 3.729,00 3.904,10
P 5 2.828,00 3.060,63 3.129,01 3.243,28 3.329,01 3.530,40

43	Entspricht Anlage E TVöD BT-B (VKA)
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Anlage C zur AVO-DRS: Entgelttabelle zu § 55 Nr. 1 (Pflegedienst)44

gültig ab 1. Mai 2026 (monatlich in Euro)

EG Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6
P 16 5.240,04 5.415,90 5.983,76 6.645,71 6.937,70
P 15 5.132,29 5.293,23 5.695,60 6.177,16 6.361,06
P 14 5.013,53 5.170,59 5.563,22 6.096,68 6.194,02
P 13 4.894,78 5.047,94 5.430,82 5.707,28 5.778,68
P 12 4.657,22 4.802,61 5.166,04 5.389,29 5.493,13
P 11 4.419,71 4.557,30 4.901,27 5.129,69 5.233,54
P 10 4.184,40 4.312,38 4.675,42 4.850,63 4.960,96
P 9 3.992,39 4.184,40 4.312,38 4.558,59 4.662,42
P 8 3.701,21 3.862,80 4.075,58 4.247,92 4.488,98
P 7 3.510,30 3.701,21 3.998,33 4.149,59 4.305,40
P 6 3.012,49 3.187,41 3.363,47 3.737,95 3.833,41 4.013,41
P 5 2.907,18 3.146,33 3.216,62 3.334,09 3.422,22 3.629,25

Anhang 2

Anlage D zur AVO-DRS: Entgelttabelle zu § 45 Nr. 2 (Sozial- und Erziehungsdienst)45

gültig vom 1. April 2025 bis 30. April 2026 (monatlich in Euro)

Entgelt-
gruppe Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

S 18 4.591,95 4.708,94 5.288,55 5.723,21 6.375,22 6.773,65
S 17 4.233,84 4.527,84 4.998,73 5.288,55 5.868,09 6.208,58
S 16 4.147,17 4.433,68 4.752,42 5.143,62 5.578,29 5.839,11
S 15 4.000,66 4.274,25 4.564,08 4.897,32 5.433,43 5.665,23
S 14 3.962,44 4.232,66 4.554,71 4.882,30 5.244,56 5.498,11
S 13 3.869,68 4.132,98 4.491,62 4.781,38 5.143,62 5.324,74
S 12 3.859,50 4.122,07 4.465,71 4.769,97 5.146,70 5.306,08
S 11b 3.808,48 4.067,31 4.249,15 4.712,82 5.075,04 5.292,38
S 11a 3.741,49 3.994,28 4.174,59 4.636,51 4.998,73 5.216,07
S 10 [nicht belegt]
S 9 3.549,30 3.781,54 4.053,20 4.455,27 4.835,59 5.128,99

S 8b 3.481,39 3.708,79 3.980,49 4.380,82 4.759,33 5.049,51
S 8a 3.413,85 3.636,31 3.868,50 4.092,49 4.311,44 4.541,67
S 7 3.333,59 3.550,19 3.765,70 3.987,31 4.153,80 4.404,69
S 6 [nicht belegt]
S 5 [nicht belegt]
S 4 3.201,81 3.408,76 3.597,33 3.725,30 3.848,61 4.043,12
S 3 3.034,89 3.229,62 3.410,78 3.577,12 3.653,23 3.744,14
S 2 2.829,14 2.948,41 3.036,64 3.132,45 3.240,19 3.347,95

44	Entspricht Anlage E TVöD BT-B (VKA)
45	Entspricht Anlage C TVöD BT-B (VKA)
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Anlage D zur AVO-DRS: Entgelttabelle zu § 45 Nr. 2 (Sozial- und Erziehungsdienst)46

gültig ab 1. Mai 2026 (monatlich in Euro)

Entgelt-
gruppe Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

S 18 4.720,52 4.840,79 5.436,63 5.883,46 6.553,73 6.963,31
S 17 4.352,39 4.654,62 5.138,69 5.436,63 6.032,40 6.382,42
S 16 4.263,29 4.557,82 4.885,49 5.287,64 5.734,48 6.002,61
S 15 4.112,68 4.393,93 4.691,87 5.034,44 5.585,57 5.823,86
S 14 4.073,39 4.351,17 4.682,24 5.019,00 5.391,41 5.652,06
S 13 3.978,03 4.248,70 4.617,39 4.915,26 5.287,64 5.473,83
S 12 3.967,57 4.237,49 4.590,75 4.903,53 5.290,81 5.454,65
S 11b 3.915,12 4.181,19 4.368,13 4.844,78 5.217,14 5.440,57
S 11a 3.846,25 4.106,12 4.291,48 4.766,33 5.138,69 5.362,12
S 10 [nicht belegt]
S 9 3.648,68 3.887,42 4.166,69 4.580,02 4.970,99 5.272,60

S 8b 3.578,87 3.812,64 4.091,94 4.503,48 4.892,59 5.190,90
S 8a 3.509,44 3.738,13 3.976,82 4.207,08 4.432,16 4.668,84
S 7 3.426,93 3.649,60 3.871,14 4.098,95 4.270,11 4.528,02
S 6 [nicht belegt]
S 5 [nicht belegt]
S 4 3.291,46 3.504,21 3.698,06 3.829,61 3.956,37 4.156,33
S 3 3.119,87 3.320,05 3.506,28 3.677,28 3.755,52 3.848,98
S 2 2.908,36 3.030,97 3.121,67 3.220,16 3.330,92 3.441,69

46	Entspricht Anlage C TVöD BT-B (VKA)
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BO-Nr. 4681 – 03.11.2025 
PfReg. F 1.1 a 1

Kommission zur Ordnung des Diözesanen 
Arbeitsvertragsrechts 

(Bistums-KODA)

14. Beschluss zur Änderung der ORA-DRS-
PIA/Pflege 

Beschluss und Kenntnisnahme ÄTV Nr. 14 
TVAöD (Allgemeiner Teil)

Die Bistums-KODA hat am 09.10.2025 folgende Ände-
rungen der Ordnung zur Regelung der Ausbildungsver-
hältnisse der Diözese Rottenburg-Stuttgart, Allgemeiner 
Teil (ORA-DRS-PIA/Pflege), Beschluss der Bistums-
KODA vom 20.02.2014, KABl. 2014, S. 292 ff., zuletzt 
geändert durch Beschluss der Bistums-KODA vom 
10.10.2024, KABl. 2025, S. 6  ff., beschlossen bzw. fol-
gende Übernahme des Änderungstarifvertrags Nr.  14 
vom 06.04.2025 zum Tarifvertrag für Auszubildende des 
öffentlichen Dienstes – Allgemeiner Teil (TVAöD) vom 
13.09.2005 beschlossen und zur Kenntnis genommen:
Legende
schwarz Standard:	 eigene Regelung
kursiv:	� Wortlaut ist dem Tarifvertrag für 

Auszubildende des öffentlichen 
Dienstes Allgemeiner Teil (TVAöD) 
entnommen

§ 1 
Änderungen der ORA-DRS-PIA/Pflege 

zum 1. Januar 2025
Die ORA-DRS-PIA/Pflege wird wie folgt geändert:
1.	 [keine Übernahme]
2.	 § 16a wird wieder in Kraft gesetzt.
3.	 In §  20 Absatz  6 wird die Angabe „31.  Dezember 

2024“ durch die Angabe „31. März 2027“ ersetzt.

§ 2 
Änderungen der ORA-DRS-PIA/Pflege zum 

1. Juli 2025
Die ORA-DRS-PIA/Pflege, zuletzt geändert durch §  1 
dieses Beschlusses, wird wie folgt geändert:
§ 16a wird durch folgende Neufassung ersetzt:

„§ 16a 
Übernahme von Auszubildenden

(1)	 1Auszubildende, die ihre Ausbildung mindestens mit 
der Gesamtnote „Befriedigend“ abgeschlossen ha-

ben, werden bei dienstlichem bzw. betrieblichem Be-
darf im unmittelbaren Anschluss an das Ausbil-
dungsverhältnis in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis 
übernommen, sofern nicht im Einzelfall personenbe-
dingte, verhaltensbedingte, betriebsbedingte, gesetz-
liche oder kirchengesetzliche Gründe entgegenste-
hen. 2[nicht belegt] 

(2)	 1Auszubildende, die ihre Ausbildung nicht mit min-
destens der Gesamtnote „Befriedigend“ abgeschlos-
sen haben, werden nach erfolgreich bestandener Ab-
schlussprüfung bei dienstlichem bzw. betrieblichem 
Bedarf im unmittelbaren Anschluss an das Ausbil-
dungsverhältnis für die Dauer von zwölf Monaten in 
ein Arbeitsverhältnis übernommen, sofern nicht im 
Einzelfall personenbedingte, verhaltensbedingte, be-
triebsbedingte, gesetzliche oder kirchengesetzliche 
Gründe entgegenstehen. 2Im Anschluss daran wer-
den diese Beschäftigten bei entsprechender Bewäh-
rung in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis übernom-
men.

(3)	 1Der dienstliche bzw. betriebliche Bedarf nach Ab-
satz  1 Satz  1 oder Absatz  2 Satz  1 muss zum Zeit-
punkt der Beendigung der Ausbildung vorliegen und 
setzt zudem eine freie und besetzbare Stelle bzw. 
einen freien und zu besetzenden Arbeitsplatz bei der 
Ausbildungsdienststelle bzw. dem Ausbildungsbe-
trieb voraus, die/der eine ausbildungsadäquate 
Beschäftigung auf Dauer ermöglicht. 2Bei einer 
Auswahlentscheidung sind die Ergebnisse der Ab-
schlussprüfung und die persönliche Eignung zu be-
rücksichtigen. 3Bestehende Mitbestimmungsrechte 
bleiben unberührt.

(4)	 [nicht belegt]
Protokollerklärung zu § 16a Absatz 1 Satz 1 und § 16a 
Absatz 2 Satz 1:
Bei der Prüfung, ob ein kirchengesetzlicher Hintergrund 
entgegensteht, ist die Grundordnung des Kirchlichen 
Dienstes zu berücksichtigen.
Protokollerklärung zu § 16a:
Besteht kein dienstlicher bzw. betrieblicher Bedarf für 
eine unbefristete Beschäftigung, ist eine befristete Be-
schäftigung außerhalb von § 16a möglich.“

§ 3 
Inkrafttreten

Diese Änderungen treten am 1.  Januar  2025 in Kraft. 
Abweichend von Satz 1 tritt § 2 am 1. Juli 2025 in Kraft.
Rottenburg a. N., den 7. November 2025
+ Dr. Klaus Krämer
Bischof



Kirchliches Amtsblatt Rottenburg-Stuttgart 2025, Nr. 15, 15.12.2025� 391

BO-Nr. 4682 – 03.11.2025 
PfReg. F 1.1 a 1

Kommission zur Ordnung des Diözesanen Arbeitsvertragsrechts  
(Bistums-KODA)

14. Beschluss zur Änderung der ORA-DRS-PIA/Pflege 
Beschluss und Kenntnisnahme ÄTV Nr. 18 TVAöD (Besonderer Teil Pflege)

Die Bistums-KODA hat am 09.10.2025 folgende Änderungen der Ordnung zur Regelung der Ausbildungsverhältnisse 
der Diözese Rottenburg-Stuttgart, Allgemeiner Teil und Besonderer Teil praxisintegrierte Ausbildung und Pflege 
(ORA-DRS-PIA/Pflege), Beschluss der Bistums-KODA vom 20.02.2014, KABl.  2014, S.  292  ff., zuletzt geändert 
durch Beschluss der Bistums-KODA vom 10.10.2024, KABl. 2025, S. 6 ff., beschlossen bzw. folgende Übernahme 
des Änderungstarifvertrags Nr. 18 vom 06.04.2025 zum Tarifvertrag für Auszubildende des öffentlichen Dienstes 
– Besonderer Teil Pflege – (TVAöD) vom 13.09.2005 beschlossen und zur Kenntnis genommen:
Legende
schwarz Standard:	 eigene Regelung
kursiv:	� Wortlaut ist dem Tarifvertrag für Auszubildende des öffentlichen Dienstes 	  

Besonderer Teil Pflege (TVAöD-Pflege) entnommen

§ 1 
Änderungen der ORA-DRS-PIA/Pflege zum 1. Januar 2025

Die ORA-DRS-PIA/Pflege wird wie folgt geändert:
1.	 § 8 Absatz 1 und § 8 Absatz 1a werden wie folgt gefasst:

„(1)	Das monatliche Ausbildungsentgelt beträgt für 
Schülerinnen/Schüler
-	 �in der Gesundheits- und Krankenpflege, Gesundheits- und Kinderkrankenpflege, Entbindungspflege, 

Altenpflege,
-	 �in praxisintegrierten Ausbildungsgängen zur Erzieherin/zum Erzieher nach landesrechtlichen Regelun-

gen,
-	 in der Krankenpflegehilfe und Altenpflegehilfe, sofern nichts anderes bestimmt ist
	 bis 31. März 2025 	 ab 1. April 2025	 ab 1. Mai 2026
	 im ersten Ausbildungsjahr	 1.340,69 Euro	 1.415,69 Euro	 1.490,69 Euro
	 im zweiten Ausbildungsjahr	 1.402,07 Euro	 1.477,07 Euro	 1.522,07 Euro
	 im dritten Ausbildungsjahr	 1.503,38 Euro	 1.578,38 Euro	 1.653,38 Euro

(1a)	�Das monatliche Ausbildungsentgelt beträgt für Schülerinnen/Schüler in praxisintegrierten Ausbildungsgän-
gen zur/zum sozialpädagogischen Assistentin/Assistenten

	 bis 31. März 2025 	 ab 1. April 2025	 ab 1. Mai 2026
	 im ersten Ausbildungsjahr	 1.293,23 Euro	 1.365.57 Euro	 1.437,92 Euro
	 im zweiten Ausbildungsjahr	 1.352,44 Euro	 1.424,78 Euro	 1.468,19 Euro
	 im dritten Ausbildungsjahr	 1.450,16  Euro	 1.522,51 Euro 	 1.594,85 Euro
Kommentar: 	  
Entspricht 96,46 % der Ausbildungsvergütung von Erzieherinnen und Erziehern in der praxisintegrierten Erziehe-
rinnen- und Erzieherausbildung gemäß Nr. 7 des Eckpunktepapiers zur Implementierung einer praxisintegrierten 
Ausbildung zur sozialpädagogischen Assistentin und zum sozialpädagogischen Assistenten in Baden-Württem-
berg. 
“

2.	 [nicht belegt]
3.	 [nicht belegt]
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§ 2 
Änderungen der ORA-DRS-PIA/Pflege zum 

1. Juli 2025
Die ORA-DRS-PIA/Pflege, zuletzt geändert durch §  1 
dieses Beschlusses, wird wie folgt geändert:
1.	 § 10 wird durch folgenden § 10 ersetzt:

„§ 10 
Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der 

Ausbildungsstätte
(1)	 Bei Dienstreisen erhalten die Auszubildenden 

eine Entschädigung in entsprechender Anwen-
dung der für die Beschäftigten des Ausbildenden 
geltenden Reisekostenbestimmungen in der je-
weiligen Fassung.

(2)	 1Bei Reisen zur vorübergehenden Ausbildung an 
einer anderen Einrichtung außerhalb der politi-
schen Gemeindegrenze der Ausbildungsstätte 
sowie zur Teilnahme an Vorträgen, an Arbeits-
gemeinschaften oder an Übungen werden die 
entstandenen notwendigen Fahrtkosten bis zur 
Höhe der Kosten für die Fahrkarte der jeweils 
niedrigsten Klasse des billigsten regelmäßig ver-
kehrenden Beförderungsmittels (im Bahnver-
kehr ohne Zuschläge) erstattet; Möglichkeiten 
zur Erlangung von Fahrpreisermäßigungen 
(z. B. Schülerfahrkarten, Monatsfahrkarten, 
BahnCard) sind auszunutzen. 2Bei Reisen zur 
vorübergehenden Ausbildung an einer anderen 
Einrichtung außerhalb der politischen Gemein-
degrenzen der Ausbildungsstätte nach Satz  1 
wird bei notwendiger Unterbringung am aus-
wärtigen Ausbildungsort für volle Kalendertage 
der Anwesenheit sowie für den An- und Abreise-
tag ein Verpflegungszuschuss gewährt, dessen 
Höhe sich in entsprechender Anwendung der für 
die Beschäftigten des Ausbildenden geltenden 
Reisekostenbestimmungen in der jeweiligen Fas-
sung bemisst. 3Bei unentgeltlicher Verpflegung 
wird der Verpflegungszuschuss entsprechend 
einbehalten. 4Bei einer über ein Wochenende 
oder einen Feiertag hinaus andauernden Ausbil-
dungsmaßnahme wird der Verpflegungsmehr-
aufwand nach Maßgabe der Sätze  2 und 3 er-
stattet.

Protokollerklärung zu Absatz 2:
Die Sätze 2 bis 4 gelten nicht für den Besuch einer 
auswärtigen beruflichen Schule.“

2.	 § 10a wird wie folgt geändert:
a)	 Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:

„2Beträgt die Entfernung mehr als 300 km, kön-
nen im Bahnverkehr Zuschläge bzw. besondere 
Fahrpreise (z. B. für ICE) erstattet werden.“

b)	 Der bisherige Satz 2 wird zu Satz 3.
c)	 Satz 3 wird durch folgende Neufassung ersetzt:

„3Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn aufgrund 
geringer Entfernung eine tägliche Rückkehr 
möglich und zumutbar ist oder der Aufenthalt 
am jeweiligen Ort der Ausbildungsstätte weniger 
als vier Wochen beträgt.“

§ 3 
Änderungen der ORA-DRS-PIA/Pflege zum 

1. Januar 2027
Die ORA-DRS-PIA/Pflege, zuletzt geändert durch §  2 
dieses Beschlusses, wird wie folgt geändert:
1.	 In § 9 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „30“ durch 

die Angabe „31“ ersetzt.
2.	 [nicht belegt]

§ 4 
Inkrafttreten

Diese Änderungen treten am 1.  Januar  2025 in Kraft. 
Abweichend von Satz 1 treten § 2 am 1. Juli 2025 und § 3 
am 1. Januar 2027 in Kraft.
Rottenburg a. N., den 7. November 2025
+ Dr. Klaus Krämer
Bischof

BO-Nr. 4683 – 03.11.2025 
PfReg. F 1.1 a 1

Kommission zur Ordnung des Diözesanen 
Arbeitsvertragsrechts 

(Bistums-KODA)

3. Änderung der ORA-E-DRS 
Kenntnisnahme ÄTV Nr. 11 TVPöD

Die Bistums-KODA hat am 09.10.2025 folgende Ände-
rungen der Ordnung zur Regelung des Anerkennungs-
praktikums im erzieherischen Bereich in der Diözese 
Rottenburg-Stuttgart (ORA-E-DRS), Beschluss der Bis-
tums-KODA vom 02.02.2023, KABl.  2023, S.  188  ff., 
zuletzt geändert durch Beschluss der Bistums-KODA 
vom 10.10.2024, KABl.  2025, S.  8  f., Übernahme des 
Änderungstarifvertrags Nr. 11 vom 06.04.2025 zum Ta-
rifvertrag für Praktikantinnen/Praktikanten des öffentli-
chen Dienstes (TVPöD) vom 27.09.2009 zur Kenntnis 
genommen:
Legende: 
schwarz Standard:	 eigenständige Regelung 
kursiv: 	� Wortlaut ist dem Tarifvertrag für 

Praktikantinnen/Praktikanten des 
öffentlichen Dienstes (TVPöD) ent-
nommen 

§ 1 
Änderungen der ORA-E-DRS

1.	 § 8 Absatz 1 wird durch folgende Neufassung ersetzt:
„(1)	Das monatliche Entgelt beträgt für Praktikan-

tinnen/Praktikanten für den Beruf 
[nicht belegt]
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[nicht belegt], der Erzieherin/des Erziehers

bis 
31. März 2025

ab  
1. April 2025

ab  
1. Mai 2026

1.802,02 Euro 1.877,02 Euro 1.952,02 Euro

der Kinderpflegerin/des Kinderpflegers, [nicht 
belegt]

bis 
31. März 2025

ab  
1. April 2025

ab  
1. Mai 2026

1.745,36 Euro 1.820,36 Euro 1.895,36 Euro
“

2.	 [keine Übernahme]

§ 2 
Änderungen der ORA-E-DRS zum 1. Januar 2027

Die ORA-E-DRS vom 02.02.2023, KABl.  2023, 
S. 188 ff., zuletzt geändert durch § 1 dieses Beschlusses, 
wird wie folgt geändert:
1.	 In § 10 wird die Angabe „30“ durch die Angabe „31“ 
ersetzt.
2.	 [keine Übernahme]

§ 3 
Inkrafttreten

Diese Änderungen treten am 1.  Januar  2025 in Kraft. 
Abweichend von Satz  1 tritt §  2 am 1.  Januar  2027 in 
Kraft.
Rottenburg a. N., den 11. November 2025
Dr. Clemens Stroppel
Generalvikar

BO-Nr. 4684 – 03.11.2025 
PfReg. F 1.1 a 1

Kommission zur Ordnung des Diözesanen 
Arbeitsvertragsrechts 

(Bistums-KODA)

5. Beschluss zur Änderung der OkM-DRS
Die Bistums-KODA hat am 09.10.2025 folgende Ände-
rungen der Ordnung zur Förderung einer klimaschonen-
den Mobilität in der Diözese Rottenburg-Stuttgart (OkM-
DRS), Beschluss der Bistums-KODA vom 10.10.2019, 
KABl. 2020, S. 35 ff., zuletzt geändert durch Beschluss 
der Bistums-KODA vom 20.02.2025, KABl. 2025, S. 157, 
beschlossen:
Legende:
schwarz Standard:	 eigenständige Regelung

Artikel I 
Änderungen der Ordnung OkM-DRS

1.	 Die Präambel wird wie folgt geändert:
Das Wort „Job-Rad“ wird durch das Wort „Fahrrad“ 
ersetzt.

2.	 Die Überschrift zu Abschnitt III wird wie folgt ge-
ändert:
Das Wort „Job-Rad“ wird durch das Wort „Fahrrad“ 
ersetzt.

3.	 § 9 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:
Das Wort „Job-Rad“ wird durch das Wort „Fahrrad“ 
ersetzt.

4.	 § 9 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:
Das Wort „Job-Rad“ wird durch das Wort „Fahrrad“ 
ersetzt.

5.	 § 9 Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt geändert:
Das Wort „Job-Rad“ wird durch das Wort „Fahrrad“ 
ersetzt.

6.	 § 9 Absatz 4 wird wie folgt geändert:
Das Wort „Job-Rad“ wird durch das Wort „Fahrrad“ 
ersetzt.

7.	 Der Kommentar zu § 9 wird wie folgt geändert:
Das Wort „Job-Rad“ wird durch das Wort „Fahrrad“ 
ersetzt.

8.	 § 10 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
„2025“ wird durch „2026“ ersetzt.

Artikel II 
Inkrafttreten

Diese Änderungen treten mit der Veröffentlichung im 
Kirchlichen Amtsblatt für die Diözese Rottenburg-Stutt-
gart in Kraft.
Rottenburg a. N., den 7. November 2025
+ Dr. Klaus Krämer
Bischof
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BO-Nr. 4935 – 20.11.2025 
PfReg. F 1.1 a 1

Kommission zur Ordnung des Diözesanen Arbeitsvertragsrechts 
(Bistums-KODA)

Feststellung des Wahlergebnisses gemäß § 12 Absatz 2 Bistums-KODA Wahlordnung
Der Wahlvorstand hat das folgende Wahlergebnis endgültig festgestellt:
Wahlberechtigte: 22.594	 Wahlbeteiligung in %: 19,73
Fristgerecht eingegangene Wahlbriefe (18.11.2025, 16 Uhr): 4.457
Vom Wahlvorstand zurückgewiesene Wahlbriefe: 129
Zurückweisungsgründe:
1.	 Bei 12 Wahlbriefen war der Absender aufgrund des Wählerverzeichnisses nicht wahlberechtigt.
2.	 10 Wahlberechtigte haben mehrere Wahlbriefe eingesandt.
3.	 Bei 4 Wahlbriefen war kein grauer Stimmzettelumschlag enthalten.
4.	 Bei 67 Wahlbriefen fehlte die persönliche Erklärung.
5.	 Bei 14 Wahlbriefen war die persönliche Erklärung unvollständig.
6.	 Bei 14 Wahlbriefen war kein Stimmzettelumschlag benutzt worden, aber ein Stimmzettel enthalten.
7.	 Sonstige Gründe: 8 Wahlbriefe zu anderen Wahlen.

Gesamtzahl Stimmzettel in der Wahlurne: 4.328
Gültige Stimmzettel: 4.318
Zu vergebende mögliche Stimmen: 43.180
Davon vergebene Stimmen: 34.864
Nicht vergebene Stimmen: 8.316

Ungültige Stimmzettel: 10
Die ungültigen Stimmzettel setzen sich wie folgt zusammen:
1.	 Bei 8 Stimmzetteln waren mehr als 10 Kandidaten angekreuzt.
2.	 Bei 2 Stimmzetteln lagen sonstige Bedenken vor:

a)	 1 Stimmzettel war vollständig durchgestrichen,
b)	 1 Stimmzettel mit unzulässiger Stimmenhäufung.
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Kandidaten/Kandidatinnen Stimmenzahl
Gewählt gemäß § 12 
Abs. 1 Satz 1 Bistums-
KODA Wahlordnung

Gewählt gemäß § 12 
Abs. 1 Satz 2 Bistums-
KODA Wahlordnung

Gruppe 1 Opalke, Michael 1.552

  Schäfer, Andreas 1.994 X

  Wolf, Matthias 1.867 X

Gruppe 2 Eberhardt, Horst 1.062

  Faiß, Katrin 2.017

Lagemann, Michael 1.148

Rücker, Meike 2.435 X

Zieger, Simone 2.135 X

Gruppe 3 Braiger, Achim 1.154

Breitweg, Claudia 2.048 X

Kellerer, Benedikt 1.605

Dr. Kuber, Johannes 1.682 X

Gruppe 4 Herbst, Sonja 2.333

Martiradonna, Nicola 1.951

Mink, Claudia 2.338 X

Pranjić, Sanja 2.583 X

  Rizzi, Anna 2.337 X

  Sonntag, Cornelia 2.623 X

Zu wählende Mitglieder: 10
Wahlanfechtung
Die Wahl kann gemäß § 14 Absatz 1 Bistums-KODA-Wahlordnung innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe 
des Wahlergebnisses von jeder/jedem Wahlberechtigten und von jedem kirchliche Rechtsträger im Sinne des § 1 Ab-
satz  1 und 2 Bistums-KODA-Ordnung beim Wahlvorstand schriftlich angefochten werden. Die Kontaktdaten des 
Wahlvorstandes sind unten angegeben.
Rottenburg a. N., den 20. November 2025
Für den Wahlvorstand
Michaela Helm
Vorsitzende des Wahlvorstandes
Die Kontaktdaten des Wahlvorstandes lauten:
Bischöfliches Ordinariat
Wahlvorstand Bistums-KODA
Eugen-Bolz-Platz 1
72108 Rottenburg 
Telefon: 07472 169-618 
Telefax: 07472 169-631 
E-Mail: wahlvorstand-dienstnehmer@koda.drs.de

mailto:wahlvorstand-dienstnehmer@koda.drs.de
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BO-Nr. 4552 – 27.10.2025 
PfReg. M 9.1

Mitteilung des Wahlergebnisses der 
Vertreter(innen) der Dienstgeber in die 

Regionalkommission Baden-Württemberg der 
Arbeitsrechtlichen Kommission 2025

Für die am 1. Januar 2026 beginnende Amtsperiode wur-
den Frau Elke Gundel, Geschäftsführerin Liebenau Teil-
habe gGmbh, und Herr Alexander Paul, Stiftungsvor-
stand der Theresia-Hecht-Stiftung, als Mitglieder der 
Regionalkommission Baden-Württemberg gewählt.
Frau Tabea Köbel, Leitung Kompetenzzentrum Unter-
nehmenspolitik, wurde vom Vorstand des Caritasverban-
des der Diözese Rottenburg-Stuttgart e. V. benannt.
Rottenburg a. N., den 5. November 2025
Dr. Clemens Stroppel
Generalvikar

BO-Nr. 4895 – 18.11.2025  
PfReg. H 5.1

Projekt „Räume für eine Kirche der Zukunft“

Präzisierung der Anrechnung von 
Kindergartenflächen:

Das Projekt „Räume für eine Kirche der Zukunft“ ist 
eine Antwort auf die bekannten aktuellen Herausforde-
rungen (Rückgang der Mitgliederzahlen, begrenzte fi-
nanzielle und personelle Ressourcen, veränderte pasto-
rale Rahmenbedingungen) und ein wesentlicher Beitrag 
zur angestrebten Klimaneutralität 2040.
Im Fokus des Projektes stehen die nicht sakralen, beheiz-
ten und kirchensteuerfinanzierten Gebäude im Eigentum 
der Kirchengemeinden, zu denen auch die Kindergarten-
Gebäude gehören. Entsprechend dem Grundsatzbe-
schluss des Diözesanrates im November 2023 werden die 
Flächen aller betroffenen Gebäude – und damit auch die 
der Kindergärten – angerechnet.
Unbestrittenes pastorales und pädagogisches Ziel ist 
auch für das Projekt „Räume für eine Kirche der Zu-
kunft“ der Erhalt des größten Teils der Trägerschaften 
der rund 840 Kindergärten mit über 2560 Gruppen 
(Stand August 2025).
Projektziel bei den Kindergärten war und ist daher eine 
Priorisierung des Modells Trägerschaft, das schon 2016 
in der Novellierung der Ausgleichstockrichtlinien eine 
besondere Förderung erfahren hat.
Folgende drei Rechenmodelle sind im Sinne einer Präzi-
sierung der Vorgaben für Kindergarten-Gebäude im Pro-
jekt „Räume für eine Kirche der Zukunft“ möglich:

Variante 1: 
Trägerschaft und Gebäudeeigentum trennen

Weiterhin ist aus Sicht der Projektleitung und der Pro-
jektziele die Beibehaltung der Trägerschaft bei gleich
zeitiger Abgabe des Gebäudeeigentums z. B. an die 
Kommune der ideale Weg um vor Ort aktiver Kindergar-

tenträger zu bleiben und gleichzeitig die Gebäudelasten 
für die einzelne Kirchengemeinde zu reduzieren.
Fast 190 Einrichtungen leben diese Variante bereits pro-
blemlos, teilweise seit ihrer Gründung.
Diese favorisierte Lösung wurde seit Projektstart einver-
nehmlich zwischen allen drei beteiligten Hauptabteilun-
gen identifiziert und auch durch die Gremienbeschlüsse 
bestätigt.
Bei dieser Handlungsweise kann die abgegebene Fläche 
des Kindergarten-Gebäudes wie bisher mit 100 % ange-
rechnet werden, auch wenn der vertraglich geschuldete 
Kostenanteil geringer ist.

Variante 2: 
Eigentumserhalt und Berücksichtigung 

Kindergartenvertrag
Die im Projekt zu berücksichtigende Fläche des Kinder-
garten-Gebäudes wird auf der Grundlage des bestehen-
den Kindergartenvertrages berechnet. Ausschlaggebend 
ist die Regelung zum Investitionskostenanteil, der durch 
die Kirchengemeinde zu tragen ist.
Beispiel: Bei einem Investitionskostenanteil von 30 % 
sind von 1.000 m² Kindergartenfläche nur 300 m² anzu-
setzen.
Dadurch wird der Tatsache Rechnung getragen, dass die 
Gebäudelast bei diesen Gebäuden bereits mit einem Part-
ner (i.d. R. die Kommune) getragen wird.
Um die vorgegebene Reduzierung der beheizten Flächen 
von 30 % erreichen zu können, sind dann die weiteren 
Flächen im Eigentum der Kirchengemeinden (Ge-
meinde- und Pfarrhäuser, ggf. nicht rentierliche Mietob-
jekte) mehr im Fokus.

Variante 3: 
Komplettabgabe

Die dritte Möglichkeit ist die vollständige Abgabe des 
Kindergartens und die Übergabe von Gebäude und Trä-
gerschaft, z. B. an die Kommune.
Diese Lösung kann in einzelnen Fällen lokal die einzige 
Möglichkeit sein, und ist pro Verwaltungszentrum in ei-
nem Korridor von -5 bis +5 Prozent der bestehenden 
Gruppen möglich.
Die im Projekt zu berücksichtigende Flächenreduzierung 
wird auf der Grundlage des bestehenden Kindergarten-
vertrages berechnet (analog zu Variante 2).
Diese Präzisierung der Anrechnung der Kindergarten-
flächen gilt rückwirkend ab Projektbeginn.
Alle anderen Gebäudeflächen im Eigentum der Kirchen-
gemeinden, die kirchensteuerfinanziert, beheizt und 
nicht sakral sind, sind weiterhin voll in die Berechnung 
der Flächen einzubeziehen.
Rottenburg a. N., den 14. November 2025
Dr. Clemens Stroppel
Generalvikar
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Diözesanverwaltungsrat

BO-Nr. 4686 – 03.11.2025 
PfReg. B 8.1

Änderungen in den 
Sammelversicherungsverträgen für die 

Diözese Rottenburg-Stuttgart
Aufgrund von Beitragsanpassungen für die diözesanen 
Versicherungen wird der Selbstbehalt in folgenden Be-
reichen mit Wirkung zum 01.01.2026 erhöht:
I.	 Rahmenvereinbarung Gebäudeversicherung:

-	 In der Leitungswasserversicherung, sofern zu-
sätzlich abgeschlossen, von derzeit 500 EUR auf 
1.000 EUR je Versicherungsfall.

-	 In der Elementarschadenversicherung für Schä-
den durch Erdbeben von derzeit 5.000 EUR auf 
10.000 EUR je Versicherungsfall.

II.	 Inhaltsversicherung:
-	 In der Einbruchdiebstahlversicherung von der-

zeit 150 EUR auf 500 EUR je Versicherungsfall.
Wir bitten um künftige Beachtung der Änderungen.
Rottenburg a. N., den 17. November 2025
Dr. Clemens Stroppel
Generalvikar

BO-Nr. 2667 – 29.09.2025

„Zukunft Familie e. V.“

 – Satzungsänderung – 
Mit Schreiben vom 2.  Juni 2025 beantragte der Verein 
„Zukunft Familie e. V.“ die Zustimmung des Diözesan-
bischofs zu der seinerseits beabsichtigten Satzungsände-
rung. Die Vertreterversammlung des Vereins hat der Än-
derung der Vereinssatzung am 25.  November 2024 
zugestimmt.
Der Diözesanverwaltungsrat empfiehlt Herrn Bischof 
Dr. Klaus Krämer, den von Seiten des Vorstands des Ver-
eins „Zukunft Familie e. V.“ am 2. Juni 2025 beantragten 
und in der Vertreterversammlung am 25.  November 
2024 beschlossenen Satzungsänderungen gemäß §  16 
Abs. 3 lit. f) der aktuell gültigen Satzung des „Zukunft 
Familie e. V.“ von 2014 zuzustimmen.
Bischof Dr. Krämer hat das Votum des Diözesanverwal-
tungsrats angenommen und mit Unterschrift vom 6. Ok-
tober 2025 der Satzungsänderung zugestimmt.
Die Satzung wird nachstehend bekannt gemacht.
Rottenburg a. N., den 19. November 2025
Dr. Clemens Stroppel
Generalvikar

Satzung des Fachverbandes Zukunft Familie e. V. 
Beschlossen in der Vertreterversammlung 

am 25.11.2024

Präambel
Seit vielen Jahrzehnten bieten katholische Kirchenge-
meinden und kirchliche Träger in der Diözese Rotten-
burg-Stuttgart gemeindenahe Hilfen der Familienpflege 
und der Organisierten Nachbarschaftshilfen an. Dies ge-
schieht mit hauptberuflichen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern sowie mit ehrenamtlichen und freiwillig enga-
gierten Menschen.
Der Verband „Zukunft Familie e. V. Fachverband Fami-
lienpflege und Nachbarschaftshilfe in der Diözese Rot-
tenburg-Stuttgart“ wurde im Jahr 1960 unter dem dama-
ligen Namen „Katholisches Hauspflegewerk der Diözese 
Rottenburg-Stuttgart“ von neun Verbänden und Organi-
sationen in Stuttgart gegründet:
Caritas-Konferenzen Deutschlands, Diözesanverband 
Rottenburg-Stuttgart
Caritasverband der Diözese Rottenburg-Stuttgart e. V.
Deutsche Kolpingfamilie, Diözesanverband Rottenburg-
Stuttgart
Familienbund Deutscher Katholiken, Diözese Rotten-
burg-Stuttgart
Katholische Arbeitnehmer-Bewegung, Landesverband 
der Diözese Rottenburg-Stuttgart
Katholische Arbeitsgemeinschaft für Müttergenesung 
der Diözese Rottenburg-Stuttgart
Katholischer Deutscher Frauenbund, Diözese Rotten-
burg-Stuttgart
Katholisches Dorfhelferinnenwerk für Württem-
berg e. V.
Verband der Vinzenzkonferenzen der Diözese Rotten-
burg-Stuttgart
Drei Frauen als Pioniere der ersten Stunde sollen in die-
ser Präambel genannt werden: Edeltraud Deeg, Hilde-
gund Sprissler und Lydia Bielzer. Mit ihrem Weitblick, 
Durchsetzungsvermögen und dem erforderlichen Prag-
matismus setzten sie die Gründung und Weiterentwick-
lung dieses karitativen Fachverbandes um. In der Cari-
tasfamilie Deutschlands ist er auch heute nach wie vor in 
dieser Ausrichtung einmalig.
Als Fachverband innerhalb des Vereins „Caritasverband 
der Diözese Rottenburg-Stuttgart e. V.“ engagiert sich 
Zukunft Familie für kinder- und familienfreundliche 
Rahmenbedingungen und setzt sich für Lebensqualität, 
Lebensfreude und Würde sowie Teilhabe von Menschen 
am gesellschaftlichen Leben ein. Familien mit Kindern 
und ältere Menschen mit ihren Angehörigen in Belas-
tungssituationen bei Krankheit, Alter und Behinderung 
sollen auf bedarfsorientierte und lebenspraktische Hilfen 
zurückgreifen können.
Alltagsunterstützende Angebote seiner Mitglieder sind 
Kernelemente wirkungsvoller Hilfenetze für Familien 
und ältere Menschen. Zukunft Familie setzt sich für die 
Sicherung und Weiterentwicklung dieser familien- und 
alltagsunterstützenden Dienste ein. Der Verband enga-
giert sich für die Förderung seiner Mitglieder und für die 
Schaffung zukunftssichernder Rahmenbedingungen 
durch die katholische Kirche und ihre Caritas, durch den 
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Sozialstaat und durch alle, die als Freiwillige und Ehren-
amtliche unsere Gesellschaft lebenswert und liebens-
würdig gestalten. Sein Name „Zukunft Familie“ ist da-
her Auftrag und Programm zugleich.
Als Fachverband trägt Zukunft Familie Sorge für die 
Qualität, die Sicherung und die bedarfsgerechte Weiter-
entwicklung der Hilfen für Familien und des kirchlichen 
freiwilligen Engagements. Er vertritt und berät seine 
Mitglieder beim Ausbau und bei der Weiterentwicklung 
der Organisierten Nachbarschaftshilfe und der Familien-
pflege in der Diözese Rottenburg-Stuttgart. Zukunft Fa-
milie kooperiert landes- und bundesweit mit anderen ka-
ritativen Verbänden, mit ökumenischen Trägern und 
weiteren Partnern der freien und öffentlichen Wohl-
fahrtspflege.
Der Fachverband setzt sich im Rahmen seiner Aufgaben 
für die Belange aller Menschen ein, unabhängig von Al-
ter, Geschlecht, Religion, Herkunft und Staatsangehörig-
keit.
Zukunft Familie orientiert sich an der Botschaft Jesus 
Christus. In seiner Zuwendung zu den Menschen hat Je-
sus Christus geholfen, dass ihr Leben gelingt. Auf dieser 
Grundlage sind Achtung der Würde und der Selbstver-
antwortung der Menschen Maßstab für die Hilfen bei 
Zukunft Familie.
Aus dieser Grundhaltung heraus beteiligt sich Zukunft 
Familie mit seinen Mitgliedern am diakonischen Wirken 
der Katholischen Kirche in der Diözese Rottenburg-
Stuttgart.

§ 1 
Name, Rechtsstellung, Sitz und 

Verbandszugehörigkeit
(1)	 Der Verein trägt den Namen „Zukunft Familie e. V. 

Fachverband Familienpflege und Nachbarschafts-
hilfe in der Diözese Rottenburg-Stuttgart” und ist in 
dem Vereinsregister des Amtsgerichtes Stuttgart ein-
getragen.

(2)	 Der Verein wurde als privater kirchlicher Verein von 
Gläubigen errichtet. Dieser erwarb mit Genehmi-
gung des Bischofs von Rottenburg-Stuttgart gemäß 
c. 322 CIC Rechtspersönlichkeit. Durch die Eintra-
gung in das Vereinsregister wurde dem Verein die 
Rechtsfähigkeit nach Bürgerlichem Recht verliehen.

(3)	 Der Verein hat seinen Sitz in Stuttgart.
(4)	 Der Verein ist als Fachverband korporatives Mitglied 

des Vereins „Caritasverband der Diözese Rotten-
burg-Stuttgart e. V.“

§ 2 
Zweck des Vereins

(1)	 Der Verein ist eine Zusammenfassung von katholi-
schen und ökumenischen Trägern von Einrichtungen 
der Familienpflege und der Organisierten Nachbar-
schaftshilfe mit Diensten in der Diözese Rottenburg-
Stuttgart. Zweck des Vereins ist die Förderung des 
Wohlfahrtswesens sowie des Schutzes von Ehe und 
Familie.

(2)	 Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht 
durch
a)	 die Förderung und Unterstützung der Familien-

pflege und der Organisierten Nachbarschafts-
hilfe in der Diözese Rottenburg-Stuttgart und in 
Baden-Württemberg,

b)	 die Förderung, Beratung und Begleitung der 
Vereinsmitglieder bei deren Aufgabenerfüllung 
und bei der Weiterentwicklung der Familien-
pflege und der Organisierten Nachbarschafts-
hilfe,

c)	 die Förderung der Gründung von katholischen 
Trägern und deren örtlichen Einrichtungen, die 
Vernetzung und Zusammenarbeit mit weiteren 
Trägern insbesondere mit ökumenischen und 
evangelischen Trägern.

d)	 die Vernetzung, die Begleitung, den Austausch, 
wie auch die Verbindung mit karitativen Verbän-
den, mit gemeinnützigen ökumenischen und 
evangelischen Trägern als auch Trägern der 
freien Wohlfahrtspflege zur konzeptionellen 
Weiterentwicklung der organisierten Nachbar-
schaftshilfe und Familienpflege wie auch deren 
politische Vertretung.

(3)	 Über seine Zwecksetzung versteht sich der Verein als 
Lebens- und Wesensäußerung der Katholischen Kir-
che, der er zugeordnet ist. Er dient mit diesem Zweck 
der kirchlich-karitativen Aufgabenerfüllung.

§ 3 
Gemeinnützigkeit

(1)	 Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in ers-
ter Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Der Verein 
verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnüt-
zige und mildtätige Zwecke im Sinne des Abschnitts 
„Steuerbegünstigte Zwecke” der Abgabenordnung.

(2)	 Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßi-
gen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhal-
ten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 
Notwendige Auslagen werden auf Nachweis erstat-
tet.

(3)	 Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem 
Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhält-
nismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

(4)	 Bei Ausscheiden aus dem Verein, bei Auflösung des 
Vereins oder bei Wegfall seines satzungsmäßigen 
Zwecks haben die Mitglieder keinerlei Anspruch auf 
das Vereinsvermögen bzw. Vermögenszuwendun-
gen. Den Mitgliedern stehen keine Anteile an Über-
schüssen zu. Ansprüche auf Rückerstattung von Bei-
trägen sind ausgeschlossen.

§ 4 
Mitgliedschaft

(1)	 Der Verein hat Gründungsmitglieder, weitere korpo-
rative Mitglieder und fördernde Mitglieder sowie 
Gäste.

(2)	 Korporative Mitglieder können unter den folgenden 
Voraussetzungen werden:
Juristische Personen, insbesondere Körperschaften 
des öffentlichen Rechts, rechtsfähige Stiftungen und 
eingetragene Vereine, die Träger von Einrichtungen 
der Familienpflege und/oder der Organisierten Nach-
barschaftshilfe sind, welche 
a)	 über eine Einsatzleitung verfügen,
b)	 ihren überwiegenden räumlichen Wirkungskreis 

in der Diözese Rottenburg-Stuttgart haben und
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c)	 der Katholischen Kirche zugeordnet sind oder 
Mitglied eines Rechtsträgers sind, an dem so-
wohl katholische als auch evangelische Rechts-
träger beteiligt sind. 

Einrichtungen der Familienpflege sind Organisatio-
nen, bei denen überwiegend Mitarbeiter/innen mit 
der Ausbildung Haus- und Familienpfleger/in oder 
einer entsprechenden Qualifikation hauptberuflich 
angestellt sind.
Einrichtungen der Organisierten Nachbarschafts-
hilfe sind solche Organisationen, bei denen die Hel-
fer/innen ehrenamtlich/freiwillig engagiert sind. Die 
Erstattung einer geringfügigen Aufwandsentschädi-
gung steht der Ehrenamtlichkeit nicht entgegen.
Die Einrichtungen verfügen über eine Einsatzleitung 
im Sinne von lit. a), wenn einem/einer Mitarbeiter/in 
der Einrichtung die Leitung und Koordination der 
Familienpflege und/oder der Organisierten Nachbar-
schaftshilfe obliegt. Diese/r Mitarbeiter/in hat bei 
Einrichtungen der Familienpflege hauptberuflich, 
bei Einrichtungen der Organisierten Nachbarschafts-
hilfe hauptberuflich oder ehrenamtlich tätig zu sein.

(3)	 Die Mitgliedschaft ist nicht übertragbar.
(4)	 Über die Aufnahme von Mitgliedern entscheidet der 

Vorstand auf schriftlichen Antrag hin. Der Antrag 
auf Aufnahme ist bei der/dem Vorsitzenden des Vor-
standes einzureichen. Er kann ohne Bekanntgabe 
von Gründen durch den Vorstand abgelehnt werden. 
Gegen eine ablehnende Entscheidung kann innerhalb 
eines Monats Einspruch zur nächsten ordentlichen 
Vertreterversammlung eingelegt werden. Über den 
Einspruch entscheidet die Vertreterversammlung.

(5)	 Die Mitgliedschaft endet:
a)	 durch schriftliche Austrittserklärung gegenüber 

dem Vorstand, die nur zum Schluss eines Ge-
schäftsjahres möglich ist und unter Einhaltung 
einer Frist von sechs Monaten zuvor erklärt wer-
den muss,

b)	 durch Ausschluss eines Mitglieds aus dem Ver-
ein,

c)	 durch Auflösung eines Mitglieds.
(6)	 Der Ausschluss eines Mitglieds aus dem Verein ist 

nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes zulässig. 
Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn 
ein Mitglied schuldhaft den Interessen des Vereins 
zuwiderhandelt oder es ein dem Zweck und den Auf-
gaben des Vereins oder dem Ansehen der Kirche 
schädliches Verhalten vorweist. Über den Ausschluss 
entscheidet der Vorstand. Vor der Beschlussfassung 
des Vorstandes ist dem Mitglied unter Setzung einer 
angemessenen Frist Gelegenheit zu geben, sich per-
sönlich oder schriftlich zu rechtfertigen. Der Be-
schluss des Vorstandes ist dem Mitglied unter An-
gabe der Gründe schriftlich mitzuteilen. Gegen den 
Beschluss des Vorstandes kann das ausgeschlossene 
Mitglied schriftlich Widerspruch einlegen, gerichtet 
an die Vertreterversammlung. Über den Ausschluss 
entscheidet die nächste ordentliche Vertreterver-
sammlung. Bis zu dieser Entscheidung ruhen die 
Rechte und Pflichten des Mitglieds.

(7)	 Einen Gaststatus können juristische Personen erlan-
gen, die mindestens die Voraussetzungen des Absat-

zes  2 lit.  a) erfüllen. Gäste sind berechtigt, an der 
Vertreterversammlung ohne Stimm- und Antrags-
recht teilzunehmen. Der Gaststatus wird durch den 
Vorstand verliehen und kann jederzeit ohne Angaben 
von Gründen entzogen werden.

(8)	 Fördernde Mitglieder können alle natürlichen und 
juristischen Personen werden, die nicht unter die Be-
stimmung von Absatz  2 oder 7 fallen. Fördernde 
Mitglieder sind berechtigt, an der Vertreterver-
sammlung ohne Stimm- und Antragsrecht teilzuneh-
men.

§ 5 
Mitgliedsbeiträge

(1)	 Die Mitglieder und die Mitglieder mit Gaststatus 
sind zur Zahlung von Mitgliedsbeiträgen verpflich-
tet. Die Vertreterversammlung beschließt auf Antrag 
des Vorstandes über Art, Höhe und Fälligkeit der 
Mitgliedsbeiträge.

(2)	 Auf begründeten schriftlichen Antrag kann der Vor-
stand Beitragsbefreiung oder Beitragsermäßigung 
gewähren.

§ 6 
Organe

(1)	 Organe des Vereins sind:
1.	 Vorstand,
2.	 Vertreterversammlung.

(2)	 Die Mitglieder des Vorstandes sollen der römisch-
katholischen Kirche angehören, sofern nicht beson-
dere Gründe etwas anderes nahelegen.

§ 7 
Vorstand

(1)	 Der Vorstand leitet den Verein. Er besteht aus drei 
bis sieben Personen. Die Vorstandsmitglieder und bis 
zu drei Ersatzmitglieder werden mit relativer Mehr-
heit in einem Wahlgang (Gesamtwahl) von der Ver-
treterversammlung gewählt. Über die Zahl der 
Vorstandsmitglieder und der Ersatzmitglieder ent-
scheidet die Vertreterversammlung vor der Wahl des 
Vorstandes. Die Vertreter/innen sind berechtigt, 
Wahlvorschläge zu unterbreiten. Als Vorstandsmit-
glieder sind die Personen gewählt, die die meisten 
Stimmen auf sich vereinen. Als Ersatzmitglieder 
sind die Personen gewählt, die nach den Vorstands-
mitgliedern die meisten Stimmen auf sich vereinen. 
Bei Stimmengleichheit wird durch Stichwahl ent-
schieden. Im Fall der Stimmengleichheit bei der 
Stichwahl entscheidet das Los.

(2)	 Die von der Vertreterversammlung gewählten Mit-
glieder des Vorstandes bedürfen der Bestätigung des 
Bischofs der Diözese Rottenburg-Stuttgart.

(3)	 Ohne Stimmrecht nehmen an den Sitzungen des Vor-
standes beratend teil:
a)	 der/die Geschäftsführer/in,
b)	 je ein/e Vertreter/in des Bischöflichen Ordinari-

ats und des Vereins „Caritasverband der Diözese 
Rottenburg-Stuttgart e. V.“; die Vertreter/innen 
sind dem Verein schriftlich zu benennen.

(4)	 Die Mitglieder des Vorstandes wählen aus ihrer 
Mitte eine/n Vorsitzende/n und eine/n stellvertreten-
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de/n Vorsitzende/n. Der/die Vorsitzende leitet die Be-
ratungen und Sitzungen aller Organe des Vereins.
Der/die stellvertretende Vorsitzende hat die Rechte 
des/der Vorsitzenden, wenn dieser/diese an der 
Amtsausübung verhindert ist oder von ihm/ihr mit 
seiner Vertretung beauftragt wurde.

(5)	 Der/die Vorsitzende und dessen/deren Stellvertreter/
in sind Vorstand im Sinne von § 26 BGB. Jede/r ist 
allein vertretungsberechtigt. Im Innenverhältnis 
wird festgelegt, dass der/die stellvertretende Vorsit-
zende nur dann zur Vertretung berechtigt ist, wenn 
der/die Vorsitzende verhindert ist oder von ihm/ihr 
beauftragt wurde. Durch Beschluss der Vertreterver-
sammlung kann dem/der Vorsitzenden oder dem/der 
stellvertretenden Vorsitzenden Befreiung von den 
Beschränkungen des § 181 BGB erteilt werden.

(6)	 Die Amtszeit des Vorstandes beträgt fünf Jahre. 
Wiederwahl ist zulässig. Bis zur konstituierenden 
Sitzung des neu gewählten Vorstandes führt der bis-
herige Vorstand die Geschäfte weiter. Die von der 
Vertreterversammlung wiedergewählten Vorstands-
mitglieder bedürfen der Bestätigung des Bischofs 
der Diözese Rottenburg-Stuttgart.

(7)	 Das Amt eines Vorstandsmitglieds endet nach Ab-
lauf der Amtszeit. Das Vorstandsmitglied bleibt in 
diesem Fall so lange im Amt, bis ein/e Nachfolger/in 
bestellt ist. Das Amt endet weiter
a)	 durch Tod;
b)	 durch Amtsniederlegung; sie ist jederzeit zuläs-

sig und schriftlich unter Einhaltung einer Frist 
von einem Monat gegenüber dem Verein zu er-
klären, 

c)	 sofern ein Vorstandsmitglied nicht mehr für ein 
Vereinsmitglied tätig ist, es sei denn, das Mit-
glied und der Vorstand beauftragen gemeinsam 
das Vorstandsmitglied weiter – bis zum Ende der 
Amtszeit – mit der Wahrnehmung des Vor-
standsamtes.

(8)	 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes vor Ablauf sei-
ner Amtszeit aus, so rückt unverzüglich ein Ersatz-
mitglied in der Reihenfolge der erreichten Stimmen-
zahl für die verbleibende Amtszeit des 
ausgeschiedenen Vorstandsmitglieds nach. Scheidet 
der/die Vorsitzende oder der/die stellvertretende Vor-
sitzende des Vorstandes aus, findet Abs. 4 Anwen-
dung.

(9)	 Ein Vorstandsmitglied kann von der Vertreterver-
sammlung aus wichtigem Grund abgewählt werden. 
Der Beschluss bedarf der Mehrheit der Stimmen der 
Vertreterversammlung. Dem betroffenen Vorstands-
mitglied ist zuvor Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
geben.

(10)	Das Amt des Vorstandes wird ehrenamtlich ausge-
übt. Die Vorstandsmitglieder haben Anspruch auf 
Ersatz ihrer angemessenen Auslagen und Aufwen-
dungen. Die Vertreterversammlung kann abwei-
chend davon beschließen, dass dem Vorstand oder 
dem/der Vorsitzenden/stellvertretenden Vorsitzen-
den für den Zeitaufwand und den Arbeitseinsatz eine 
angemessene Pauschale höchstens bis zur Höhe des 
Ehrenamtsfreibetrags nach § 3 Nr. 26a EStG gezahlt 
wird. Eine darüber hinausgehende Pauschale erhal-
ten die Vorstandsmitglieder nicht.

§ 8 
Beschlussfassung des Vorstandes

(1)	 Beschlüsse des Vorstandes werden in der Regel in 
Präsenzsitzungen, im Wege der Videokonferenz 
oder in Form von hybriden Sitzungen gefasst. Hyb-
ride Sitzungen finden statt, wenn ein Teil der Mit-
glieder des Vorstandes anwesend ist und weitere Mit-
glieder im Wege der Videokonferenz zugeschaltet 
sind.

(2)	 Auf Antrag eines Vorstandsmitglieds kann der Vor-
stand in Abweichung von Abs. 1 Beschlüsse auch im 
Wege der Telefonkonferenz fassen, sofern sich alle 
Vorstandsmitglieder mit dieser Form der Abstim-
mung einverstanden erklären. Das Einverständnis 
kann zusammen mit der Stimmabgabe erteilt wer-
den. Für die inhaltliche Beschlussfassung gilt Abs. 5. 
Das Ergebnis der Beschlussfassung ist allen Vor-
standsmitgliedern mitzuteilen.

(3)	 Der Vorstand tritt bei Bedarf, mindestens jedoch 
zweimal jährlich auf Einladung des/der Vorsitzenden 
oder bei dessen/deren Verhinderung des/der Stellver-
treters/in zusammen. Die Sitzungen werden mit ei-
ner Frist von 14  Tagen schriftlich oder per E-Mail 
einberufen. Auf Antrag eines Vorstandsmitglieds 
muss eine Sitzung einberufen werden. Bei der Ein-
berufung muss die Tagesordnung unter Angabe von 
Ort, Tag, Form und Zeit mitgeteilt werden. Der Tag 
der Sitzung wird bei der Berechnung der Frist nicht 
mitgezählt. In dringenden Fällen kann die Einberu-
fungsfrist auf bis zu drei Tage verkürzt werden. 

(4)	 Auf die Einhaltung der Fristen und Formvorschriften 
kann verzichtet werden, sofern sich alle Vorstands-
mitglieder hiermit einverstanden erklären.

(5)	 Der/die Vorsitzende leitet die Sitzungen des Vorstan-
des. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindes-
tens die Hälfte der stimmberechtigten Vorstandsmit-
glieder anwesend sind, darunter der/die Vorsitzende 
oder der/die stellvertretende Vorsitzende. Beschlüsse 
werden mit der Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen der Vorstandsmitglieder gefasst, sofern in 
dieser Satzung nicht etwas anderes bestimmt ist. 
Stimmenthaltungen zählen als nicht abgegebene 
Stimmen. Bei Stimmengleichheit gilt ein Beschluss-
antrag als abgelehnt.

(6)	 Außerhalb von Sitzungen können Beschlüsse des 
Vorstandes, soweit nicht zwingendes Recht eine an-
dere Form vorschreibt, auch schriftlich, durch unter-
zeichnetes Telefax oder via E-Mail mit unterzeichne-
tem Dokument im Anhang gefasst werden 
(Umlaufverfahren), sofern sich alle stimmberechtig-
ten Vorstandsmitglieder mit dieser Art der schriftli-
chen oder textförmlichen Abstimmung einverstan-
den erklären. Das Einverständnis kann zusammen 
mit der Stimmabgabe erteilt werden. Für die inhalt-
liche Beschlussfassung im Umlaufverfahren gilt 
Abs. 5 Satz 2 ff.

(7)	 Über die Sitzungen des Vorstandes wird ein Proto-
koll gefertigt, das der/die Vorsitzende oder dessen/
deren Stellvertreter/in und der/die jeweilige Schrift-
führer/in unterzeichnen. Das Protokoll muss Ort, 
Form und Zeit der Vorstandssitzung, die gefassten 
Beschlüsse und das Abstimmungsergebnis enthal-
ten. Es ist eine Anwesenheitsliste zu führen. Jedes 
Vorstandsmitglied erhält eine Kopie des Protokolls.
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(8)	 Der/die Vorsitzende vollzieht die Beschlüsse des 
Vorstandes, soweit im Beschluss nichts anderes be-
stimmt ist.

§ 9 
Aufgaben des Vorstandes

(1)	 Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Ver-
eins zuständig, soweit sie nicht durch die Satzung 
oder durch Gesetz einem anderen Vereinsorgan zu-
gewiesen sind. 

(2)	 Der Vorstand ist insbesondere verantwortlich für:
a)	 die Erfüllung des Vereinszwecks;
b)	 die Geschäftsführung des Vereins;
c)	 die Verwaltung des Vereinsvermögens; dazu 

zählt u. a. die Inblicknahme und Überprüfung 
der Finanzstruktur des Vereins und Sicherstel-
lung der Finanzierung der Geschäftsstelle mit 
Sitz in Stuttgart;

d)	 die Personalgewinnung und -stellenplanbeset-
zung für die Geschäftsstelle;

e)	 die Einberufung, die Vorbereitung und die Lei-
tung der Vertreterversammlung sowie die Aus-
führung von deren Beschlüssen;

f)	 die Erstellung des Jahresberichtes, des Jahresab-
schlusses (bestehend aus Bilanz und Gewinn- 
und Verlustrechnung) und des jährlichen Fi-
nanzberichtes sowie des Haushaltsplanes des 
darauffolgenden Kalenderjahres zur Vorlage an 
die Vertreterversammlung;

g)	 Beschlussfassung über die Vereinsmitglied-
schaft und die Verleihung eines Gaststatus in der 
Vertreterversammlung;

h)	 Beschlussfassung über die Gewährung von Bei-
tragsbefreiungen sowie -ermäßigungen.

(3)	 In Angelegenheiten, für die die Vertreterversamm-
lung verantwortlich ist, kann der Vorstand der Ver-
treterversammlung Vorschläge für deren Beschluss-
fassung unterbreiten.

(4)	 Der Vorstand kann sich eine Geschäftsordnung ge-
ben, die von der Vertreterversammlung zu genehmi-
gen ist.

(5)	 Zur Erledigung seiner Aufgaben bedient sich der 
Vorstand einer Geschäftsführung. Diese ist bei der 
Erfüllung ihrer Aufgaben an die Weisungen des Vor-
standes gebunden. Die Dienst- und Fachaufsicht über 
die Geschäftsführung nimmt der/die Vorsitzende 
wahr, im Verhinderungsfall der/die stellvertretende 
Vorsitzende.

§ 10 
Einberufung der Vertreterversammlung

(1)	 Die Vertreterversammlung ist einzuberufen, wenn 
es das Interesse des Vereins erfordert, jedoch min-
destens einmal jährlich.

(2)	 Eine Vertreterversammlung muss auf Antrag des 
Vorstandes einberufen werden oder wenn dies min-
destens 10 % aller Vereinsmitglieder oder 20 % aller 
Vertreter/innen schriftlich unter Angabe des Zwecks 
und der Gründe vom Vorstand verlangen.

(3)	 Die Vertreterversammlungen werden von dem/der 
Vorsitzenden des Vorstandes mit einer Frist von 14 

Tagen schriftlich unter Mitteilung der Tagesordnung 
sowie unter Angabe von Ort, Tag und Zeit einberu-
fen. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung des 
Einladungsschreibens folgenden Tag. Das Einla-
dungsschreiben gilt als dem/der Vertreter/in zuge-
gangen, wenn es an die letzte von der/dem Vertreter/
in dem Verein schriftlich bekannt gegebene Adresse 
gerichtet ist.

§ 11 
Zusammensetzung der Vertreterversammlung

(1)	 Die Mitglieder des Vereins üben ihre Rechte durch 
Vertreter/innen aus. Letztere repräsentieren die Mit-
glieder in der Vertreterversammlung.

(2)	 Die Vertreterversammlung besteht:
a)	 aus zwei Vertreter/innen der Gründungsmitglie-

der;
b)	 aus den Vertreter/innen der übrigen korporati-

ven Mitglieder gemäß § 4 (2).
(3)	 Der Verein „Caritasverband der Diözese Rottenburg-

Stuttgart e. V.“ ist verantwortlich für die Abstim-
mung unter den Gründungsmitgliedern, welche Per-
sonen als Vertreter/in in die Vertreterversammlung 
entsendet werden. Er benennt gegenüber dem Verein 
schriftlich die Vertreter/innen der Gründungsmit-
glieder.

(4)	 In jedem Dekanat wählen die Mitglieder, die Träger 
von Einrichtungen der Familienpflege sind, und die 
Mitglieder, die Träger von Einrichtungen der Orga-
nisierten Nachbarschaftshilfe sind, in jeweils eige-
nen Dekanatsmitgliederversammlungen die in die 
Vertreterversammlung zu entsendenden Vertreter/
innen nach folgenden Maßgaben:
a)	 Die Anzahl der von der Dekanatsmitgliederver-

sammlung der Träger von Einrichtungen der Fa-
milienpflege zu wählenden Vertreter/innen be-
stimmt sich nach der Anzahl der in diesem 
Dekanat in Vollzeit angestellten Mitarbeiter/in-
nen in der Familienpflege und ihren Einsatzlei-
tungen.
Es gilt folgender Schlüssel:
aa)	 bis 5 Vollzeitkräfte pro Dekanat 1 Vertreter/

in;
bb)	 über 5 Vollzeitkräfte pro Dekanat 2 Vertre-

ter/innen;
cc)	 über 10 Vollzeitkräfte pro Dekanat 3 Vertre-

ter/innen;
dd)	über 20 Vollzeitkräfte pro Dekanat 4 Vertre-

ter/innen;
ee)	 für alle weiteren 20 Vollzeitkräfte pro Deka-

nat 1 weitere/r Vertreter/in.
Mitglieder, die Träger einer Einrichtung der Fa-
milienpflege sind und ihren Sitz in einem Deka-
nat haben, aber ständig in mehr als einem Deka-
nat tätig sind, entsenden Vertreter/innen 
entsprechend des o. g. Schlüssels in die Vertre-
terversammlung. Eine Teilnahme an einer Deka-
natsmitgliederversammlung entfällt für diese 
Mitglieder.

b)	 Die Anzahl der von der Dekanatsmitgliederver-
sammlung der Träger von Einrichtungen der Or-
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ganisierten Nachbarschaftshilfe zu wählenden 
Vertreter/innen bestimmt sich nach der Anzahl 
der in einem Dekanat in der Organisierten Nach-
barschaftshilfe tätigen Einrichtungen.
Es gilt folgender Schlüssel:
aa)	 bis 15 Einrichtungen pro Dekanat 1 Vertre-

ter/in;
bb)	 über 15  Einrichtungen pro Dekanat 2  Ver-

treter/innen;
cc)	 über 30  Einrichtungen pro Dekanat 3  Ver-

treter/innen; 
dd)	 für jede weiteren 15 Einrichtungen pro De-

kanat 1 weitere/r Vertreter/in.
(5)	 Stichtag für die Errechnung der Anzahl der Vertre-

ter/innen ist der 31.  Dezember des der jeweiligen 
Wahl der Vertreter/innen vorausgehenden Jahres. 

(6)	 Jedes Mitglied ist berechtigt, an der Vertreterver-
sammlung ohne Stimm- und Antragsrecht teilzuneh-
men.

(7)	 Ist ein Mitglied sowohl Träger einer Einrichtung der 
Familienpflege als auch der Organisierten Nachbar-
schaftshilfe, so nimmt es an beiden Dekanatsmitglie-
derversammlungen teil.

§ 12 
Wahl der Vertreter/innen für die 

Vertreterversammlung
(1)	 Die Wahl der Vertreter/innen in den Dekanaten fin-

det in dem gleichen Kalenderjahr wie die Wahl der 
Vorstandsmitglieder – zeitlich vor dieser – statt. Die 
Amtszeit der Vertreter/innen beträgt fünf Jahre. 
Wiederwahl ist zulässig. Bis zur Bekanntgabe der 
Ergebnisse der Neuwahlen bleiben die bisherigen 
Vertreter/innen im Amt.

(2)	 Innerhalb eines Dekanats finden abhängig von der 
Mitgliederstruktur des Vereins bis zu 2 Dekanats-
mitgliederversammlungen statt: Die Dekanatsmit-
gliederversammlung der Träger von Einrichtungen 
der Familienpflege und die Dekanatsmitgliederver-
sammlung der Träger von Einrichtungen der Organi-
sierten Nachbarschaftshilfe.

(3)	 Die Dekanatsmitgliederversammlung wird von ei-
nem vom Vorstand beauftragten Mitglied, ersatz-
weise von dem Mitglied, welches die letzte Deka-
natsmitgliederversammlung einberufen hat, mit 
einer Frist von 14 Tagen schriftlich einberufen.

(4)	 Die Benennung der Vertreter/innen der Gründungs-
mitglieder erfolgt einvernehmlich. Die Abstimmung 
unter den Gründungsmitgliedern wird von der Ge-
schäftsstelle des Vereins koordiniert. Diese erfolgt in 
dem gleichen Kalenderjahr wie die Wahl der Vor-
standsmitglieder – zeitlich vor dieser. Absatz 1 Satz 2 
bis 3 gelten entsprechend.

(5)	 Die Dekanatsmitgliederversammlung ist mit der 
Mehrheit der erschienenen wahlberechtigten Mit-
glieder beschlussfähig. Die Mitglieder sind berech-
tigt, Wahlvorschläge zu machen. Diese sollen so 
viele Personen enthalten wie Vertreter/innen zu wäh-
len sind zuzüglich der Hälfte dieser Zahl als Ersatz-
mitglieder. Die Vertreter/innen werden mit relativer 
Mehrheit in einem Wahlgang (Gesamtwahl) von den 

Mitgliedern gewählt. Als Vertreter/innen sind die 
Personen in der Reihenfolge ihrer Stimmenzahl ge-
wählt. Bei Stimmengleichheit für ein Amt wird 
durch Stichwahl entschieden. Im Fall der Stimmen-
gleichheit bei der Stichwahl entscheidet das Los.

(6)	 Ist ein/e Vertreter/in nicht mehr für ein Mitglied tä-
tig, so gilt sein/ihr Amt als Vertreter/in beendet.

(7)	 Das Amt eines/einer Vertreter/in endet zudem
a)	 durch Ablauf der Amtszeit;
b)	 durch Tod;
c)	 durch Amtsniederlegung; sie ist jederzeit zuläs-

sig und schriftlich unter Einhaltung einer Frist 
von einem Monat gegenüber dem Verein zu er-
klären.

Endet das Amt eines/einer Vertreters/Vertreterin, so 
rückt die Person nach, die in der Wahl die nächst hö-
here Stimmenzahl erhalten hat.

§ 13 
Aufgaben der Vertreterversammlung

(1)	 Die Vertreterversammlung ist das oberste beschluss-
fassende Vereinsorgan und grundsätzlich für alle 
Aufgaben zuständig. Sie beschließt über die Grund-
sätze und Richtlinien für die Tätigkeit des Vereins.

(2)	 Im Rahmen von Abs.  1 hat die Vertreterversamm-
lung folgende Aufgaben:
a)	 die Entgegennahme des Jahresberichtes des Vor-

standes;
b)	 die Entgegennahme des Finanzberichtes sowie 

des Prüfberichtes;
c)	 Feststellung des Jahresabschlusses und die Be-

schlussfassung über die Ergebnisverwendung;
d)	 die Genehmigung des Haushaltsplans;
e)	 die Entlastung des Vorstandes;
f)	 die Bestellung der Rechnungsprüfung und Be-

stimmung von Art und Umfang des Prüfauf-
trags;

g)	 die Beschlussfassung über die Art, Höhe und 
Fälligkeit des Mitgliedsbeitrags auf Antrag des 
Vorstandes;

h)	 die Wahl und Abwahl der Mitglieder des Vor-
standes;

i)	 die Beschlussfassung über Satzungsänderungen 
sowie über Zweckänderungen;

j)	 die Beschlussfassung über die Auflösung des 
Vereins sowie über Maßnahmen im Sinne des 
Umwandlungsgesetzes;

k)	 die Beschlussfassung über die ihr vom Vorstand 
zur Entscheidung übertragenen Angelegenhei-
ten;

l)	 die Beschlussfassung über die Befreiung des 
Vorstandes von den Beschränkungen des § 181 
BGB;

m)	 die Beschlussfassung über die Gewährung einer 
angemessenen Pauschale für den Vorstand bzw. 
den/die Vorsitzende/n und den/die stellvertreten-
de/n Vorsitzende/n des Vorstandes;
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n)	 die Beschlussfassung über die Geschäftsord-
nung des Vorstandes;

o)	 die Beschlussfassung über den Einspruch gegen 
die Verweigerung der Aufnahme oder Aus-
schluss eines Vereinsmitglieds.

(3)	 In Angelegenheiten, die in den Zuständigkeitsbe-
reich des Vorstandes fallen, kann die Vertreterver-
sammlung Empfehlungen an den Vorstand beschlie-
ßen.

§ 14 
Beschlussfassung der Vertreterversammlung

(1)	 Sind der/die Vorsitzende des Vorstandes oder der/die 
stellvertretende Vorsitzende nicht anwesend, be-
stimmt die Vertreterversammlung den/die Ver-
sammlungsleiter/in.

(2)	 Die Art der Beschlussfassung bestimmt der/die Ver-
sammlungsleiter/in, soweit in dieser Satzung nichts 
anderes bestimmt ist. In Angelegenheiten, die die 
Mitglieder von Organen betreffen, muss auf Antrag 
eines/einer Vertreters/Vertreterin die Beschlussfas-
sung geheim durchgeführt werden. Gleiches gilt 
auch für andere Beschlussfassungen.

(3)	 Jede satzungsgemäß einberufene Vertreterversamm-
lung ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte 
der Vertreter/innen anwesend ist.
Bei Beschlussunfähigkeit ist der Vorstand verpflich-
tet, eine neue Vertreterversammlung mit gleicher Ta-
gesordnung unter Einhaltung der Einberufungsfrist 
des § 10 Absatz 3 innerhalb von zwei Monaten nach 
dem Versammlungstag einzuberufen. Diese ist ohne 
Rücksicht auf die Anzahl der anwesenden Vertreter/
innen beschlussfähig. Hierauf ist in der Einladung 
hinzuweisen.

(4)	 Jede/r Vertreter/in hat eine Stimme. Die Beschlüsse 
werden, soweit in dieser Satzung nichts anderes be-
stimmt ist, mit der einfachen Mehrheit der abgegebe-
nen gültigen Stimmen gefasst. Stimmenthaltungen 
zählen als nicht abgegebene Stimmen. Bei Stimmen-
gleichheit gilt ein Beschlussantrag als abgelehnt. 
Zu folgenden Beschlüssen ist eine Mehrheit von zwei 
Drittel der abgegebenen gültigen Stimmen erforder-
lich:
a)	 Beschlüsse über die Änderung der Satzung und 

die Zweckänderung;
b)	 Beschlüsse über die Auflösung des Vereins oder 

Maßnahmen im Sinne des Umwandlungsgeset-
zes.

(5)	 Die Stimmabgabe von Vertretern/Vertreterinnen 
durch andere Vertreter/innen ist zulässig. Der/die zur 
Stimmabgabe bevollmächtigte Vertreter/in hat eine 
schriftliche Vollmacht vorzulegen.

(6)	 Über die Sitzungen der Vertreterversammlung wird 
eine Niederschrift gefertigt, die von dem/der Ver-
sammlungsleiter/in und dem/der jeweiligen Schrift-
führer/in zu unterzeichnen ist. Das Protokoll muss 
Ort und Zeit der Vertreterversammlung, die gefass-
ten Beschlüsse und das Abstimmungsergebnis ent-
halten. Es ist eine Anwesenheitsliste zu führen. Je-
de/r Vertreter/in erhält eine Kopie des Protokolls; 
jedes Mitglied erhält auf Anfrage eine Kopie des 
Protokolls.

§ 15 
Geschäftsjahr, Rechnungslegung

(1)	 Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr.
(2)	 Nach Schluss eines jeden Geschäftsjahres hat der 

Vorstand einen Jahresabschluss mit einer Vermö-
gensübersicht zu erstellen und der nächsten Vertre-
terversammlung vorzulegen.

§ 16 
Liquidation

Im Falle einer Vereinsauflösung erfolgt die Liquidation 
durch die Vorstandsmitglieder als Liquidatoren. §§ 7 bis 
9 gelten entsprechend.

§ 17 
Kirchliche Aufsicht

(1)	 Der Verein steht unter kirchlicher Aufsicht gemäß 
cc. 323  ff. CIC. Die Aufsicht wird wahrgenommen 
durch den Bischof der Diözese Rottenburg-Stuttgart. 

(2)	 Der Vorstand hat der kirchlichen Aufsicht innerhalb 
von sieben Monaten nach Ende eines jeden Ge-
schäftsjahres den (geprüften) Jahresabschluss unauf-
gefordert vorzulegen. Der Haushaltsplan ist inner-
halb von vier Monaten nach Beginn des 
Geschäftsjahres bei der kirchlichen Aufsicht einzu-
reichen.

(3)	 Der Genehmigung durch die kirchliche Aufsicht be-
darf nach cc. 299 § 3 insbesondere die Änderung der 
Satzung.

(4)	 Genehmigungspflichtige Beschlüsse werden erst 
wirksam, wenn sie von der kirchlichen Aufsicht ge-
nehmigt worden sind. Ihre vorherige Vollziehung ist 
unzulässig und unwirksam. 

(5)	 Die Auflösung ist der kirchlichen Aufsicht zeitnah 
anzuzeigen. 

(6)	 Der Verein wendet die Grundordnung des kirchli-
chen Dienstes in ihrer jeweiligen Fassung an.

§ 18 
Auflösung des Vereins

Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbe-
günstigter Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an 
den Caritasverband der Diözese Rottenburg-Stuttgart 
e. V., der es unmittelbar und ausschließlich für die in § 2 
der Satzung festgelegten Zwecke zu verwenden hat. 
Wenn diese Zwecke nicht mehr erfüllt werden können, 
ist das Vermögen unmittelbar und ausschließlich für ver-
gleichbare gemeinnützige, mildtätige und kirchliche 
Zwecke zu verwenden.

§ 19 
Inkrafttreten

Die Satzung wird durch den Bischof der Diözese Rotten-
burg-Stuttgart genehmigt und tritt mit Eintragung in das 
Vereinsregister in Kraft.
BO-Nr. 2667
G e n e h m i g t
Rottenburg, den 20.11.2025
Diözesanverwaltungsrat
i. V.
Dr. Rebecca Schaller
Ltd. Direktorin i. K.
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Personalangelegenheiten

Personalnachrichten

Personalveränderungen 
bei Priestern und Diakonen

Ernennungen
Pfarrer Mattus Jose zum Pfarrvikar mit dem Titel Pfar-
rer in der Italienischen Katholischen Gemeinde Sacro 
Cuore di Gesu, Seelsorgeeinheit  4 „Rottweil-Hausen-
Neukirch“, Dekanat Rottweil und der Italienischen Ka-
tholischen Gemeinde Santo Padre Pio da Pietrelcina, 
Seelsorgeeinheit  1, Dekanat Tuttlingen-Spaichingen 
(01.10.2025).
Pater Amedeus Tarimo zum Pfarrvikar mit dem Titel 
Pfarrer im Stadtdekanat Stuttgart (01.01.2026).

Weitere Personalveränderungen
Diakon Thomas Nixdorf, Entpflichtung als Diakon im 
Hauptberuf und Bischöflicher Beauftragter für die Per-
sonalführung der Diakone und Fortsetzung des Dienstes 
als Diakon im Zivilberuf in der Seelsorgeeinheit 1 „Rot-
tenburg“, Dekanat Rottenburg (01.11.2025).
Diakon Andreas Häußler, Versetzung als Diakon im Zi-
vilberuf in die Seelsorgeeinheit 5 „Lone-Brenz“, Deka-
nat Heidenheim (01.11.2025).
Diakon Siegfried Herrmann, Verlängerung als Diakon 
im Hauptberuf in der Seelsorgeeinheit Limeshöhe, Deka-
nat Ostalb (01.11.2025).

Pensionierungen
Diakon Klaus Börger in Neckarsulm, Dekanat Heil-
bronn-Neckarsulm (31.10.2025).

Todesfälle
31.10.2025	 Pfarrer i. R. Georg Duldinger in Calw, 

90 Jahre.
04.11.2025	 Pfarrer i. R. Jakob Wist in Vaihingen, 

90 Jahre.
12.11.2025	 Pfarrer i. R. Geistlicher Rat Vinzenz Schmid 

in Konstanz, 94 Jahre.

R.I.P.

Wahl des Ordensrates
Auf der Mitgliederversammlung der AG Orden am 
30.  Juni 2025 in Untermarchtal wurde für die Periode 
vom 01.10.2025 bis 30.09.2029 der neue Ordensrat ge-
wählt. Der Ordensrat hat auf seiner konstituierenden Sit-
zung am 29.09.2025 Schwester Magdalena Dilger (Ge-
nossenschaft der Schwestern aus dem III.  Orden des 
heiligen Franziskus von Heiligenbronn) zur 1. Spreche-
rin und Schwester M. Franziska Bachmann (Franziska-
nerin von Reute) zur 2. Sprecherin gewählt.
Die weiteren Mitglieder des Ordensrates sind: Schwester 
M. Kathrin Prenzel (Franziskanerin von Sießen), 

Schwester Damiana Thönnes (Genossenschaft der 
Barmherzigen Schwestern vom Heiligen Vinzenz von 
Paul in Untermarchtal), Schwester Jeslin Kalappura-
ckal (Adoration Sisters, Stuttgart), Pater Alfred Tönnis 
OMI (Oblatenkloster, Unlingen) und Pater Anton Wölfl 
CSsR (Kloster Schönenberg, Ellwangen).
Als Delegierter der Orden im Zwölften Diözesanpries-
terrat wurde Pater Alfred Tönnis OMI benannt.
Als Delegierte der Orden im Zwölften Diözesanrat 
wurde Schwester Damiana Thönnes benannt.
Die AG Orden fördert die Kontakte und die Zusammen-
arbeit der Ordensgemeinschaften und Säkularinstitute 
untereinander, aber auch mit anderen Gruppen und Ge-
meinschaften im kirchlichen Raum.

Wahl der Generaloberin der 
Franziskanerinnen der Ewigen Anbetung 

von Schwäbisch Gmünd
Die Franziskanerinnen der Ewigen Anbetung von 
Schwäbisch Gmünd haben im Wahlkapitel ihre Leitung 
für die nächsten vier Jahre gewählt. Das Ordentliche 
Wahlkapitel der Schwesternkongregation wählte am 
27. Oktober 2025 Schwester Benedicta Ewald zur Gene-
raloberin. Als Generalvikarin wurde Schwester Birgitta 
Kunsch von der neuen Generaloberin ernannt.
Weihbischof Thomas Maria Renz hat im Auftrag von Bi-
schof Dr.  Klaus Krämer bei der Wahl den Vorsitz ge-
führt.

Wahl der Generaloberin der Barmherzigen 
Schwestern vom Heiligen Vinzenz von Paul 

in Untermarchtal
Das Generalkapitel der Barmherzigen Schwestern vom 
Heiligen Vinzenz von Paul in Untermarchtal wählte am 
27. Oktober 2025 Schwester Anna-Luisa Kotz zur neuen 
Generaloberin. Schwester Sylvia Maria Schäfer wurde 
als Generalvikarin gewählt.
In den Generalrat wurden gewählt: Schwester Sara 
Ayana (Äthiopien), Schwester Michaela Mhagama und 
Schwester Miriam Ngonyani (beide Tansania).
Weihbischof Thomas Maria Renz hat im Auftrag von Bi-
schof Dr.  Klaus Krämer bei der Wahl den Vorsitz ge-
führt.

Stellenausschreibung

Schuldekanin/Schuldekan Berufliche Schulen
Zum 01.09.2026 ist im Bereich des Regierungsbezirks 
Tübingen die Stelle für eine/einen 

Schuldekanin /Schuldekan (m/w/d) 
Berufliche Schulen (10/25) 

(Besoldung anteilig nach A 14/A 15)
zu besetzen.
Der Dienstbezirk umfasst die Dekanate Balingen, Reut-
lingen-Zwiefalten, Rottenburg, Tuttlingen-Spaichingen. 
Der Amtssitz ist in Rottenburg.
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Aufgabe des Schuldekans ist die Aufsicht über den ka-
tholischen Religionsunterricht im Bereich der berufli-
chen Schulen. Wesentliche Teile dieser Aufgabe sind: 
Die Begleitung und Beratung der Religionslehrer und 
-lehrerinnen, die Koordination der Fortbildung für den 
katholischen Religionsunterricht und die Kontakte zu 
den Schulleitungen sowie den staatlichen und kirchli-
chen Dienststellen (vgl. Ordnung für Schuldekane vom 
15.08.2024, Kirchliches Amtsblatt Rottenburg-Stuttgart 
2024, Nr. 8, S. 224–226).
Neben einer langjährigen beruflichen Erfahrung im ka-
tholischen Religionsunterricht an beruflichen Schulen 
erwarten wir:
•	 überdurchschnittliche fachliche und pädagogische 

Qualifikation
•	 Befähigung zu Teamarbeit und dialogischer Füh-

rung
•	 Innovationsfreude und Gestaltungswillen
•	 Interesse an der Weiterentwicklung religionspädago-

gischer Konzepte
•	 aktive Zugehörigkeit zur katholischen Kirche.
Ihre Bewerbung senden Sie bitte mit den üblichen Unter-
lagen bis 16.01.2026 an
Bischöfliches Ordinariat 
Hauptabteilung IX – Schulen
Eugen-Bolz-Platz 1
72108 Rottenburg 
Auskünfte erteilt Schuldirektor i.K. Hermann Schlenker, 
E-Mail: heschlenker@bo.drs.de, Tel.: 07472 169-1358

Mitteilungen

Pontifikalhandlungen 2024

I. Ordinationen und Beauftragungen

Die Priesterweihe wurde gespendet
von Weihbischof Thomas Maria Renz
am 6. Juli 2024 zwei Diakonen des Priesterseminars in 
der Basilika Ulm-Wiblingen, St. Martin (Basilika)

Die Diakonenweihe wurde gespendet
von Weihbischof Thomas Maria Renz
am 10.  Februar 2024 einem Frater in der Abtei- und 
Klosterkirche Einsiedeln (Kathedrale)
von Weihbischof Dr. Gerhard Schneider
am 24.  Februar 2024 zwei Alumnen des Priestersemi-
nars in Rottenburg, Dom St. Martin
von Weihbischof Dr. Gerhard Schneider
am 26. Mai 2024 einem Frater des Claretiner Ordens in 
Spaichingen, Dreifaltigkeitsberg

von Weihbischof Matthäus Karrer
am 18. Mai 2024 neun Kandidaten für das Ständige Dia-
konat in der Konkathedrale St. Eberhard in Stuttgart

Beauftragung von Pastoralreferentinnen und 
-referenten

durch Weihbischof Dr. Gerhard Schneider
am 29. Juni 2024 in Ravensburg, St. Jodok
Beauftragungsfeier von 6  Pastoralreferentinnen und 
-referenten

Beauftragung von Gemeindereferentinnen und 
-referenten

durch Weihbischof Thomas Maria Renz
am 13. Juli 2024 in Untermarchtal, Vinzenzkirche
Beauftragungsfeier von 5 Gemeindereferentinnen

Verleihung der Missio canonica an Lehrkräfte
durch Weihbischof Matthäus Karrer
am 6.  Juli 2024 in Heilbronn, Deutschordensmünster 
St. Peter und Paul und
am 12. Juli 2024 in Spaichingen, St. Peter und Paul
Verleihung der Missio canonica zur Erteilung von Ka-
tholischem Religionsunterricht an 163 Lehrerinnen und 
Lehrer

III. Kirchen und Altäre wurden konsekriert
Datum	 Ort	 Kirche und Altar
von Weihbischof Matthäus Karrer
18.10.2024	� Meckenbeuren-	 Zelebrationsaltar 

Liebenau	 in der 
Dekanat Allgäu-	 Schlosskapelle 
Oberschwaben	 Hl. Teresa

24.11.2024	� Riederich 	 Zelebrationsaltar 
Dekanat Reutlingen-	 in der Pfarrkirche 
Zwiefalten	 St. Johannes

Fastenhirtenbrief – Vorankündigung
Anfang Februar wird der Hirtenbrief von Bischof 
Dr. Klaus Krämer zur österlichen Bußzeit 2026 erschei-
nen.
Der Fastenhirtenbrief wird in diesem Jahr wieder am 
ersten Fastensonntag, den 22. Februar 2026, in allen 
Gottesdiensten, einschließlich der Vorabendgottes-
dienste, verlesen.
Bitte beachten Sie, dass Ihnen die in den Vorjahren be-
stellte Anzahl der Sonderdrucke des Hirtenwortes auto-
matisch zugeschickt wird.
Sollten Sie eine Änderung der Bestellmenge der Fasten-
hirtenbriefe wünschen, ist dies bis 12.01.2026 an E-Mail: 
buerobischof@bo.drs.de möglich. Spätere Meldungen 
können nicht mehr berücksichtigt werden.

mailto:heschlenker@bo.drs.de
mailto:buerobischof@bo.drs.de
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Aus-, Fort- und Weiterbildungen für 
Mesnerinnen und Mesner 

Die Schulungsangebote werden vom Fachbereich Litur-
gie des Bischöflichen Ordinariats in Kooperation mit 
dem Referat Liturgische Dienste des Instituts für Fort- 
und Weiterbildung veranstaltet.
Information und Anmeldung über die Homepage:
liturgie.drs.de/liturgie/schulungen-mesner

Kompaktkurse für Dienstanfänger im Mesnerdienst 
und Aushilfsmesner

In den Kompaktkursen werden grundlegende Kennt-
nisse und Überblickswissen in folgenden Themenkom-
plexen vermittelt: Das liturgische Jahr, der Dienst des 
Mesners im Ablauf der Eucharistiefeier, der Kirchen-
raum, liturgische Bücher, -Geräte, -Gewänder
Termine/Orte:
Sa. 21. Februar 2026, 9:30–16:00 Uhr
Gemeindehaus St. Josef Stuttgart-Feuerbach,  
Oswald-Hesse-Straße 74, 70469 Stuttgart
Referenten: Andreas Schäfer, Zwiefalten und  
Karol Ronge, Stuttgart
Sa. 7. März 2026, 9:30–16:00 Uhr
Gemeindehaus Biberach, Kirchplatz 4, 88400 Biberach
Referenten: Herbert Wohnhas, Biberach und  
Roland Herdrich, Bad Wurzach
Sa. 21. März 2026, 9:30–16:00 Uhr
Gemeindehaus Gingen/Fils; Friedrichstraße 35,  
73333 Gingen/Fils
Referenten: Andreas Schäfer, Zwiefalten und  
Gudrun Rieger, Gingen/Fils
Sa. 21. März 2026, 9:30–16:00 Uhr
Gemeindehaus St. Maria, Marienstraße 10,  
88074 Meckenbeuren
Referent: Herbert Wohnhas, Biberach
Sa. 1. August 2026, 9:30–16:00 Uhr
Gemeindehaus St. Moriz, St.-Moriz-Platz 1,  
72108 Rottenburg
Referent: Norbert Fimpel, Rottenburg
Sa. 7. November 2026, 9:30–16:00 Uhr
GmdZ St. Martinus – Edith-Stein Haus,  
Schlossberg 6, 89155 Erbach
Referent: Andreas Schäfer, Zwiefalten
Hinweis: Für Mesnerinnen und Mesner mit regelmäßi-
gen Diensteinsätzen oder der Verantwortung für eine 
Kirche bzw. Sakristei empfehlen wir die ergänzende 
Teilnahme am 5-tägigen Einführungskurs.

5-tägiger Einführungskurs für Dienstanfänger 
im Mesnerdienst

Themen dieser Einführung sind: Kompetenzen des (eh-
renamtlichen oder beruflichen) (Mesner-)Dienstes; Be-
rufsbild und Aufgaben des Mesners; Das Kirchenjahr; 
Leseordnung; Bibel und Wort Gottes; Die Feier der Eu-
charistie/der Liturgie als Grundvollzug der Kirche; Ar-
beitsrecht und Unfallschutz; Weitere liturgische Formen; 
„Was mache ich, wenn der Pfarrer nicht kommt?“; Got-
teslob als Handwerkszeug; Das Kirchengebäude; Der Al-
tarraum; Die Sakristei; Die liturgischen Geräte und Bü-
cher; Die Paramente; Kerzen; Kunstwerke; Glocken.
Termin: 20.–24.07.2026
Montag 9:30 Uhr bis Freitag 16:00 Uhr
Ort: Pater-Josef-Kentenich-Begegnungshaus, Liebfrauen
höhe 6, 72108 Rottenburg-Ergenzingen
Veranstalter: Bischöfliches Ordinariat Rottenburg, 
Fachbereich Liturgie
Tagungsleitung: Margret Schäfer-Krebs, Rottenburg; 
Andreas Schäfer, Zwiefalten

Fortbildungs- und Besinnungstage zum 
Weihnachtsfestkreis und dem neuen Kirchenjahr

Inhaltlicher Ausgangspunkt der Fortbildungs- und Be-
sinnungstage ist eine Hinführung zum Evangelisten 
Markus, dessen Evangelium im bevorstehenden Lesejahr 
B verkündet wird. Ein weiterer Impuls wird sich auf den 
Evangelisten Johannes – dessen Evangelium insbeson-
dere zu Weihnachten und Ostern im Fokus steht – bezie-
hen. Wie jedes Jahr werden ebenfalls, vor dem Hinter-
grund der nahenden Advents- und Weihnachtszeit, 
praktische Fragen des Mesnerdienstes (u. a. Fragen der 
Arbeitssicherheit und des Arbeitsschutzes) thematisiert.
Termin: 20.–21.11.2026
Freitag 9:30 Uhr bis Samstag 16:00 Uhr
Ort: Tagungshaus Kloster Brandenburg/Iller, Am 
Schloßberg 3, 89165 Dietenheim-Regglisweiler
Leitung/Referenten: Margret Schäfer-Krebs, Rotten-
burg; Andreas Schäfer, Fachkraft für Arbeitssicherheit, 
Zwiefalten; Karol Ronge, Stuttgart; Gudrun Rieger, Gin-
gen/Fils

Mesnertag der Diözese Rottenburg-Stuttgart 2026
Termin: Mittwoch, 29.04.2026, 9:00–17:00 Uhr
Ort: Schwabenlandhalle Fellbach; Guntram-Palm-
Platz 1, 70734 Fellbach 

Angebote der Diözesanstelle Berufe der Kirche
Alle Kurse sind mit ausführlicher Beschreibung auf der Homepage (berufe-der-kirche-drs.de) zu finden, dort können 
Sie sich auch direkt anmelden.

Datum Titel Zielgruppe Ort
20.01.2026 Sprechstunde für Interessierte an 

Seelsorgeberufen
Junge Erwachsene, Quereinstei-
ger:innen

Online, Zugangslink über unsere 
Homepage

Diözesanstelle Berufe der Kirche
Brunsstraße 19, 72074 Tübingen
Tel.: 07071 569-448 (Sekretariat: Frau Tollkühn)
E-Mail: berufe-der-kirche@drs.de
Internet: berufe-der-kirche-drs.de

https://liturgie.drs.de/liturgie/schulungen-mesner
https://berufe-der-kirche-drs.de
mailto:berufe-der-kirche@drs.de
https://berufe-der-kirche-drs.de
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Angebote des Instituts für Fort- und Weiterbildung

Alle Kurse sind mit ausführlicher Beschreibung auf der Homepage zu finden. 
Wir bitten um Online-Anmeldung unter institut-fwb.de/

Datum Nr. Titel Zielgruppe Anmeldeschluss

14.01.2026 26372 Qualifikationskurs Liturgie mit 
Kindern und Familien

Ehrenamtliche Mitarbeiter/-innen

24.01.2026 +
06.–07.02.2026

26030 Einführungskurs Beauftragte Wort-
gottesfeier (Schönenberg) 

Ehrenamtliche Mitarbeiter/-innen 24.12.2025

28.01.2026 +
25.02.2026

26059 KI & KiPäd. Möglichkeiten des 
Einsatzes künstlicher Intelligenz 
in der Kirchenführung

Kirchenführer/-innen Kirchen-
raumpädagogen/​-pädagoginnen/
Interessierte

28.12.2025

03.02.2026 +
10.02.2026

26318 GroupWise Grundlagen Führungskräfte im
Verwaltungsdienst,
Mitarbeiter/-innen VZ/VA/Kir-
chenpflege, Pfarramtssekretäre/​
-sekretärinnen

09.01.2026

04.02.2026 26207 Grundkurs Modul 3 für 
Pfarramtssekretäre/-sekretärinnen 
– Praxistag

Pfarramtssekretäre/-sekretärinnen 04.01.2026

04.02.2026 +
04.03.2026

26061 Kirchenpädagogische Kompeten-
zen bei der Kirchenumnutzung und 
Mehrfachnutzung von Kirchen 

Ehrenamtliche Mitarbeiter/-innen, 
Hauptamtliche Pastorale Mitarbei-
ter/-innen, Weitere Berufe im 
kirchlichen Dienst

04.01.2026

21.02.2026 26001 Einführungskurs Kommunion
helfer/-innen (Blaubeuren)

Ehrenamtliche Mitarbeiter/-innen 21.01.2026

03.03.2026 26204 Mini-Pausen mit Maxi-Wirkung Pfarramtssekretäre/-sekretärinnen 03.02.2026

07.03.2026 26053 Basiskurs Gottesdienste in 
Senioren- und Pflegeheimen

Ehrenamtliche Mitarbeiter/-innen 07.02.2026

07.03.2026 26002 Einführungskurs Kommunion
helfer/-innen (Aidlingen/ 
b. Böblingen)

Ehrenamtliche Mitarbeiter/-innen 07.02.2026

12.03.2026 26300 GroupWise Kalender und Praxis Führungskräfte im
Verwaltungsdienst,
Mitarbeiter/-innen VZ/VA/Kir-
chenpflege, Pfarramtssekretäre/​
-sekretärinnen

12.02.2026

17.03.2026 26316 Selbstfürsorge durch Atemholen 
in der Rush Hour des Lebens

Kirchenpfleger/-innen; Pfarramts-
sekretäre/-sekretärinnen

17.02.2026

17.03.2026 + 
24.03.2026

26303 Word Grundkurs Führungskräfte im Verwaltungs-
dienst, Mitarbeiter/-innen VZ/ 
VA/Kirchenpflege, 
Pfarramtssekretäre/-sekretärinnen

17.02.2026

21.03.2026 26012 Einführungskurs Kranken
kommunion (Rottenburg)

Ehrenamtliche Mitarbeiter/-innen 21.03.2026

20.04.–
21.04.2026

26504 Von der Zukunft her die Gegenwart 
gestalten – Transformation für 
Führungskräfte

Führungskräfte in der Diözese 20.03.2026

08.–10.06.26
09.–11.11.26
25.–27.01.27
28.–30.06.27

26503 Intervallkurs für Führungskräfte: 
Führen und Leiten in Zeiten des 
Wandels 2026–2027

Führungskräfte in der Diözese 15.01.2026

https://institut-fwb.de/
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